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Geleitwort

H ochschulen und Universitäten werden in den nächsten Jahren einem
verstärkten Wandel ausgesetzt sein, sowohl was das Umfeld betrifft

als auch bezüglich der Anforderungen, die an das tertiäre Bildungswesen
gestellt werden.

Wissenschaft und Technik formieren sich ständig neu: Wissensgebiete
wachsen zusammen; die Komplexität des Wissens wächst, Forschungsge-
genstände werden enger gewählt, und der Zeitrahmen für Forschung und
Entwicklung wird zunehmend kurzfristiger; schliesslich nimmt die Ge-
schwindigkeit, mit welcher Grundlagenwissen in Technik umgesetzt wird,
zu. Aber auch der äussere Rahmen ist in Veränderung begriffen: Ein ex-
pandierendes Hochschulwesen ist zunehmend schwieriger zu finanzieren;
Forschung muss sich vermehrt gegenüber der Öffentlichkeit legitimieren,
sowohl inhaltlich als auch bezüglich der Ressourcen, die hierfür freigestellt
werden; der Konkurrenzdruck unter den Hochschulen — und innerhalb
der Hochschulen selbst — steigt.

Die Diskrepanz zwischen steigenden Kosten des Hochschulwesens ei-
nerseits und weitgehend stagnierenden — oder nur wenig zunehmen-
den — Mitteln andererseits verstärkt den Druck in Richtung Evaluatio-
nen, privatwirtschaftliche Finanzierungsmöglichkeiten, Koordination, Pri-
oritätensetzungen und Spezialisierungen der einzelnen Institutionen, vor
allem aber auch im Hinblick auf eine wirtschaftlich effizientere und betrieb-
lich wirksamere Organisation und Führung der Hochschulen mit gezielter
Zuteilung von Verantwortlichkeiten und Kompetenzen.

Dieser Wandel des Umfeldes und der Anforderungen darf aber nicht
dazu führen, dass der Freiraum für Lehre und Forschung — und damit
die Handlungsfreiheit, über die eine Hochschule im universitären Sinne
verfügen muss — eingeschränkt wird. Es ist darum den Herausgebern
dieses Buches — und den Initianten und Organisatoren der dieser Schrift
zugrundeliegenden Tagungen — sehr zu danken für das Aufgreifen, die
Behandlung und Erweiterung des Wissens um die Hochschule selbst. Nur
so wird es möglich sein, auch hinsichtlich der künftigen Anforderungen,
die an den tertiären Bildungssektor gestellt werden, Lösungen für eine
gedeihliche Entwicklung zu finden.

Fritz Widmer
Vizepräsident Planung der ETHZ





Vorwort der Herausgeber

D ie Rolle, welche die Institution der Hochschule in der heutigen Zeit
übernimmt, unterliegt einer laufenden Veränderung: mehr Personen

nutzen sie als Bildungsstätte; ihre Bedeutung als Ort der Forschung und
Entwicklung weitet sich aus; die Anforderungen seitens der Gesellschaft
werden neu umrissen; den etablierten Institutionen erwächst Konkurrenz
seitens ausseruniversitärer — auch firmeninterner — Forschungseinrichtun-
gen und Bildungsinstitutionen; die Hochschulen finden sich vermehrt in
einem gegenseitigen Wettbewerb bezüglich Ressourcen, Mitarbeitern und
Studierenden.

Die Hochschulen der Schweiz haben sich für hiesige Begriffe zu recht
grossen Betrieben entwickelt. Das Wachstum vollzog sich im wesentlichen
zwischen 1965 und 1990, ohne dass die Strukturen der Institutionen stark
verändert wurden. Zwar wurden Reformen eingeleitet, um die traditionel-
len Führungsstrukturen der wachsenden Grösse — und dem erweiterten
Aufgabenspektrum — der Hochschulen anzupassen. Aber die Gefahr ist
nicht von der Hand zu weisen, dass die eingeleiteten Reformen schliesslich
nicht jene Wirkung zeigen, die man sich von ihnen versprach.

Der weitere Kontext
Im Rahmen der laufenden Reformdiskussionen erscheint es wichtig,

dass das Hochschulwesen in einem weiteren Kontext gesehen wird. Das
tertiäre, öffentliche Bildungswesen steht unter dem Einfluss dreier Akteur-
systeme: Politik und Verwaltung (Staat, Behörden und staatliche Institu-
tionen, welche die gesetzlichen Rahmenbedingungen und die Finanzierung
regeln); Universitäten, Hochschulen und (künftige) Fachhochschulen (als
Leistungserbringer); sowie Wirtschaft, Industrie und andere gesellschaftli-
che Gruppierungen (als Leistungsabnehmer).

Diese Akteursysteme unterscheiden sich bezüglich ihrer Aufgaben
vorläufig noch stark voneinander; sie unterscheiden sich aber auch deut-
lich in ihren internen Strukturen, ihrer Finanzierung, der Wettbewerbssi-
tuation, der sie unterstehen, sowie bezüglich ihrer Legitimationsbasis und
regulativer Prinzipien: Der Staat stützt sich auf ein politisches System der
Entscheidungsfindung; Hochschule und Wissenschaft orientieren sich weit-
gehend an internen Maßstäben, am Urteil der peers; Wirtschaft und Indu-
strie, aber auch andere Leistungsabnehmer (z.B. non-profit-Organisationen),
richten sich auf Märkte aus.

Diese Abgrenzungen, die weitgehend durch die Tradition vorgegeben
sind, werden durch die gesellschaftliche Entwicklung — die Globalisierung
der Märkte, neue Informations- und Kommunikationstechnologien, Inter-



nationalisierung der Ausbildungs- und Arbeitsplätze, etc. — zusehends in
Frage gestellt, und neue Modelle eines vielfältigeren tertiären Bildungs-
wesens werden diskutiert, innerhalb dessen die Grenzen zwischen Staat,
Hochschule und Wirtschaft fliessender verlaufen.

Die Problematik
Das Hochschulwesen steht unter dem Druck verschiedenster Seiten:

seitens der Öffentlichkeit im Zusammenhang mit der Finanzierung der
Hochschulen; seitens der Wirtschaft, deren Mitarbeiter und Kader aus-
und weiterzubilden sind; seitens der Industrie, die Forschungsergebnisse
übernimmt; und seitens der Studierenden, die sich eine gute Ausbildung
wünschen. Diese — oft widersprüchlichen — Anforderungen haben auch
eine verunsichernde Wirkung, indem die Mission der Hochschule in Frage
gestellt wird, und sie fördern zuweilen innerhalb der Hochschulen eine
Abwehrhaltung, die reaktive Verhaltensweisen begünstigt: Gefordert wäre
aber eine kreative Auseinandersetzung mit der Zukunft.

Die geforderte Zukunftsarbeit ist aber auch an Grundlagen geknüpft,
die heute nur z.T. vorliegen und die zu entwickeln wären. Wir wissen
heute insgesamt immer noch zu wenig, wie unsere Hochschulen funktio-
nieren, als dass wir mehr als Meinungen darüber äussern könnten, was
als good practice zu gelten hätte. Führung unter diesen Voraussetzungen ist
schwierig. Die auch für die Schweiz typische Vorgehensweise des muddling
through — um einen Begriff von C.E. Lindblom zu verwenden [2] — prägte
entsprechend vielfach die Hochschulpolitik der letzten zwanzig Jahre. Es
wird Zeit brauchen, bis die Hochschulen in der Schweiz ein neues Selbst-
verständnis — und Selbstbewusstsein — entwickelt haben, um die schon
immer geforderte Autonomie, die ihnen nun im Rahmen der reformierten
Hochschulgesetze zugestanden werden soll, auch wirklich zu praktizieren.

Zur Diskussion über das Hochschulwesen
Die Problematik, die hier angesprochen wird, ist nicht neu, aber sie

stellt sich für jede Generation erneut. Auch in der Schweiz lässt sich
ein Diskurs verfolgen, der über mehrere Jahrzehnte zurückverfolgt wer-
den kann: Wirft man einen Blick in Schriften, die zur Zeit der Studen-
tenunruhen Ende der 60er Jahre verfasst wurden [1, 3], oder in Publika-
tionen, welche die Entwicklung seit 1970 beleuchten [4], dann zeigt sich,
dass die heutigen Fragestellungen auch schon früher aufgeworfen und be-
arbeitet wurden. Grundsätzliche strukturelle Themen wurden durch of-
fizielle Organe zur Diskussion gestellt (Schweizerischer Wissenschaftsrat,
Erziehungsdirektorenkonferenz, etc.). Zudem organisiert die Gesellschaft
für Hochschule und Forschung (GHF) seit rund zwanzig Jahren Seminare
zur Führungsausbildung im höheren Bildungswesen, teils in eigener Regie,
teils zusammen mit offiziellen Stellen. Der Grundgedanke dieser Seminare



ist die Überlegung, dass Strukturreformen nicht allein auf Gesetzesebene
vollzogen werden können, sondern dass es dazu auch bestimmter Qua-
lifikationen — und Persönlichkeiten — bedarf, um die neuen Strukturen
umzusetzen und schliesslich mit Leben zu füllen.

Zur vorliegenden Publikation
Im Sommer 1995 fand an der ETH Zürich die 17. Jahrestagung der Euro-

pean Association for Institutional Research (EAIR) statt, die zusammen mit der
Universität Zürich unter dem Titel “Dynamics in Higher Education: Tradi-
tions Challenged by New Paradigms” organisiert wurde. Damit wurde ein
Fokus gewählt, der in besonderem Masse helfen sollte, Problemsituationen
innerhalb einzelner Hochschulsysteme zur Sprache zu bringen.

Es war von allem Anfang an ein Ziel dieser Tagung, zur komplexen Si-
tuation in der Schweiz einen informativen und weiterführenden Beitrag zu
leisten, der dem Diskurs über die Entwicklung des schweizerischen Hoch-
schulsystems neue Impulse geben könnte. Um die Präsenz der international
anerkannten Fachleute für die spezifischen Probleme der Schweiz fruchtbar
zu machen, beschloss das Organisationskomitee, zusammen mit der Gesell-
schaft für Hochschule und Forschung (GHF) eine Anschlusstagung durch-
zuführen1 und sie speziell auf das schweizerische Publikum auszurichten.
Ziel dieser Anschlusstagung war es zum einen, anhand ausländischer Er-
fahrungen bzw. Lösungsansätze Wege zu zeigen und zur Debatte zu stel-
len, deren Begehung auch in der Schweiz erwogen werden könnte. Zum
anderen sollte auch auf die Notwendigkeit hingewiesen werden, den wei-
teren Kontext, wie er oben angesprochen wurde, in die Reformdiskussion
einzubeziehen.

Die vorliegende Veröffentlichung enthält die an der Anschlusstagung
gehaltenen Referate in überarbeiteter Form. Der Beitrag von H.R. Kells,
“The Implication of Increased Institutional Diversity for Higher Education
Evaluation”, war zwar vorgesehen, wurde jedoch erst später verfasst, nach-
dem Herb Kells an der Tagung nicht hatte teilnehmen können. Auch das
Nachwort von Marcel Herbst, das die Beiträge dieser Schrift kommentiert,
ist nachträglich hinzugekommen.

Künftige Aufgaben
Was wird im einzelnen zu tun sein? Um in der Schweiz weiterhin

eine erfolgreiche wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu ermöglichen,
ist die Erhaltung — und wo nötig auch die Neugestaltung — eines un-
ternehmerischen und innovativen Milieus von grösster Bedeutung. Dies

1 “Wandel im tertiären Bildungssektor: Zur Position der Schweiz im internatio-
nalen Vergleich”, Anschlusstagung zum 17th Annual EAIR-Forum, 30./31. August
1995, im World Trade Center, Zürich.



bedingt eine enge Zusammenarbeit: von Hochschulen mit Hochschulen
und Forschungsanstalten; und von Hochschulen mit der Praxis, d.h. mit
Wirtschaftsunternehmen, Regierungsstellen und anderen gesellschaftlichen
Organisationen.

Neue Führungsstrukturen im Hochschulwesen bilden ein zentrales Ele-
ment eines innovativen Milieus: sie müssen nicht nur eingeführt, sondern
auch ‘gelebt’ werden. Auszubauen wären die Informations- und Kommuni-
kationsstrukturen, die die Bereiche Staat, Hochschulen und Wirtschaft mit-
einander verbinden und die eine Basis schaffen für gemeinsame Initiativen
und Programme. Aber auch das Hochschulwesen selbst braucht eine bes-
sere Informationsbasis, soll es die erweiterten Aufgaben, die im Rahmen der
neuen Hochschulgesetze wahrzunehmen sein werden, auch übernehmen:
Ohne entsprechende Forschung über das Hochschulwesen wird man kaum
in der Lage sein, Entwicklungen zu verfolgen, zu beurteilen und allenfalls
zu korrigieren2. Und schliesslich müssten die normativen Vorstellungen
darüber, wie das Hochschulwesen und der Wissenschaftsbetrieb künftig
aussehen sollen, vertieft werden.

Dank der Herausgeber
Die vorliegende Schrift ist ein Nebenerzeugnis einer Tagung, die durch

die Universitäten Genf und Zürich, durch die Erziehungsdirektion des Kan-
tons Zürich und durch die Eidgenössische Technische Hochschule Zürich
unterstützt wurde.

All jenen, die zum Gelingen dieses internationalen Forums beigetragen
haben, sei gedankt, insbesondere Edmond Ermertz, Samia Guemei, Caroline
Knaak, Clive C. Kuenzle (Prorektor) und Hans Heinrich Schmid (Rektor)
von der Universität Zürich; Peter Schindler von der Schweizerischen Aka-
demie der Naturwissenschaften (SANW); Pamela Alean, Georges-André
Grin, Peter Häni, Viera Kasova, Maryvonne Landolt und Heinrich Neu-
komm vom ETH-Bereich; Hans Acherman (Universität Amsterdam), John
L. Davies (Anglia Polytechnic University), Péter Debreczeni (Ungarische
Rektorenkonferenz und Debreczeni Consulting), Janet G. Donald (McGill
University), Herb Kells (Copenhagen Business School), Ian McNay (Anglia
Polytechnic University), Lydia Snover (Massachusetts Institute of Techno-
logy), Barbara Sporn (Wirtschaftsuniversität Wien und Stanford University),
Ulrich Teichler (Gesamthochschule Kassel), Liesbeth van Welie (Univer-
sität Amsterdam) und Jan Winkler (Aussenministerium, Tschechien) vom
Programm-Komitee des EAIR-Forums.

2 So erscheint es z.B. notwendig, dass die Integration der heutigen höheren
Fachschulen (Ingenieurschulen, Höhere Wirtschafts- und Verwaltungs-Fachschulen,
etc.) in das Hochschulsystem wissenschaftlich begleitet wird.



Besonderer Dank gilt Fritz Widmer (Vizepräsident Planung der ETHZ),
der in grosszügiger Weise die Arbeiten unterstützte. Schliesslich gebührt
unser Dank auch jenen, die das Manuskript — oder Teile desselben — kri-
tisch durchgelesen oder redigiert haben: Marianne Bauer (Göteborg Uni-
versität), die Präsidentin der EAIR, Kurt Hässig (Universität Zürich), Edo
Poglia (Schweizerischer Wissenschaftsrat), Ursula Streckeisen (Universität
Bern und Bundesamt für Statistik) sowie Andreas Gehring, Katharina Ha-
genauer und Christoph Niedermann (ETHZ).

Marcel Herbst, Günther Latzel und Leonard Lutz (Hrsg.)
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I
Diversifizierung

des tertiären Bildungssystems





1
Einleitung

Hans Beck

D er Vierjahresplan 1996–99 der Schweizerischen Hochschulkonferenz
(SHK) spricht von drei grossen Herausforderungen, denen sich un-

sere Hochschulen zur Zeit stellen müssen:

• Das Ausbildungsangebot muss dauernd erweitert und neuen Bedürf-
nissen sowie steigenden Studentenzahlen angepasst werden;

• viele brennende Fragen, für die die Gesellschaft von der Universität
Antworten erwartet, können nur mit neuen interdisziplinären Ansätzen
angegangen werden;

• die Finanzen der öffentlichen Hand können der gewünschten Entwick-
lung voraussichtlich nicht folgen.

Solche Herausforderungen rufen nach einem grundsätzlichen Überdenken
der Mission der Hochschule, ihrer Strukturen und ihrer Funktionsweise.
Wenn dabei ‘Diversifizierung’ als mögliche Richtlinie genannt wird, mag
man allerdings zunächst spontan zu bedenken geben, dass das schwei-
zerische System der kantonalen Bildungshoheit — die auf Hochschul-
ebene noch mit den beiden Bundeshochschulen konfrontiert wird — doch
schon komplex und ‘divers’ genug ist und dass eigentlich das Gebot der
Stunde eher in einer verstärkten Zusammenarbeit und in einer grösseren
Durchlässigkeit im Hochschulnetz bestehen müsste. In der Tat sucht
man zur Zeit in der schweizerischen Hochschullandschaft gewissermas-
sen nach einem effizienten Kompromiss zwischen einzelnen, voneinander
unabhängigen Institutionen und dem ‘Campus Schweiz’, in dem die Ar-
beitsteilung auf die Spitze getrieben wird.

Die vier folgenden Beiträge, die der Diversifikation des tertiären Bil-
dungssystems gewidmet sind, geben viele interessante Denkanstösse für die
nach neuen Strukturen suchende schweizerische Hochschulgemeinschaft.
Im folgenden sollen — als Einleitung, aber auch als Gegenüberstellung zu
den in den Kapiteln 3 bis 5 dargestellten ausländischen Erfahrungen — kurz
einige zur Zeit wichtige Entwicklungen in unserem eigenen Lande erwähnt
werden, die unter dem Oberbegriff der Diversifizierung zusammengefasst



werden können. Es sei dem Leser überlassen, die Parallelen, aber auch die
Unterschiede zur Optik der drei ausländischen Referenten aufzuspüren.

Diversifizierung der ‘Mission’ der Hochschule Unsere Universitäten
sind mehr und mehr bestrebt — und werden auch im Rahmen der seit dem
zweiten Halbjahr 1996 laufenden “Strategischen Planung Horizont 2006”
dazu aufgefordert —, sich in ihrem eigentlichen ‘Auftrag’ gegeneinander
abzugrenzen und voneinander zu unterscheiden. Die dabei relevanten
Kriterien reichen vom unterschiedlichen Einzugsgebiet der Studenten, den
lokalen gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Gegebenheiten,
den in der Tradition gewachsenen besonderen ‘Kompetenzzentren’ bis zur
verschiedenartigen Einbindung in das weltweite Netz der Wissenschaften.

Universitäre und Fachhochschulen — Diversifizierung von Ausbildungs-
ziel und Forschungsauftrag Die im Entstehen begriffenen Fachhochschu-
len (FHS) stellen zweifellos “die zur Zeit markanteste Form von Diversi-
fizierung im Tertiärsystem der Schweiz” dar, wie Moritz Arnet in seinem
Beitrag zu Recht feststellt (siehe Kapitel 2). Hier wird derzeit ‘hüben und
drüben’, das heisst in den Kreisen der zukünftigen FHS wie auch bei den
‘traditionellen’ Hochschulen, am Aufbau gegenseitiger Beziehungen und an
der Konkretisierung der eigenen Identität gearbeitet. In der Tat ist die Um-
schreibung der beiden Schultypen als “andersartig, aber gleichwertig” eine
Formel, deren Umsetzung in die Praxis aber erst erprobt werden muss,
insbesondere was die angestrebte Trennung von Grundlagen- und ange-
wandter Forschung betrifft. Während für die Ingenieurfächer diese Fragen
hauptsächlich die beiden ETH’s betreffen, sind Arbeitsgruppen der Hoch-
schulkonferenz, mit Vertretern der Universitäten und der FHS, daran, für
Informatik und Betriebswirtschaftslehre die Profile der beiden Hochschul-
systeme zu zeichnen sowie die Möglichkeiten der Zusammenarbeit in Lehre
und Forschung, die Bedingungen für den Übertritt eines Studenten von ei-
nem System zum andern und das eventuelle ‘Abtreten’ gewisser Aktivitäten
von den traditionellen an die Fachhochschulen zu untersuchen. Bei den An-
gehörigen der universitären Hochschulen bestehen gewisse Bedenken, dass
auf lange Frist der Finanzkuchen einfach unter eine grössere Anzahl von
Kunden verteilt werden muss . . .

Bildung von universitären Regionen Mehr und mehr beschränkt sich die
interuniversitäre Zusammenarbeit nicht nur auf den gelegentlichen Aus-
tausch von Lehrenden und Studierenden und auf spontan zustande ge-
kommene wissenschaftliche Zusammenarbeit, sondern sie wird durch ‘auf
höchster Ebene’ abgesegnete Abmachungen geregelt und institutionalisiert.
Die Konvention BENEFRI der Universitäten Bern, Neuchâtel und Fribourg
sowie die “Déclaration d’intention des Rectorats des Universités de Genève
et de Lausanne relative à la création d’un établissement commun regrou-



pant les Universités actuelles” vom 1. Februar 1996 sind zwei Beispiele die-
ser Entwicklung.

Verstärkung der Autonomie der Hochschulen Die Revision der Univer-
sitätsgesetze in verschiedenen Kantonen führt zu einer wesentlichen Ver-
selbständigung der Hochschulen, die weitgehende Eigenverantwortung in
der Verwaltung und Verteilung der Gesamtfinanzen und in der Personal-
und Entwicklungspolitik erhalten. Zu dieser Entwicklung gehört als wich-
tiges Element die laufende Kontrolle der Funktions- und Wirkungsweise
der einzelnen Einheiten, die zur Zeit in allen Hochschulen in irgendeiner
Form institutionalisiert wird. Verstärkte Autonomie ist sicher ein wichtiges
Element für die “dynamische Diversifizierung” im Sinne von Burton Clark
(Kapitel 4). Sie wird aber wohl auch die Interessenkonflikte, die zwischen
der Basis, das heisst den Instituten und Fakultäten, und den leitenden Gre-
mien etwa bezüglich des Ausbaus oder Abbaus von Fachgebieten bestehen
können, noch schärfer in Erscheinung treten lassen. Es wird also darum
gehen, im Konflikt zwischen ‘Demokratie’ und ‘Diktatur’ geeignete Spiel-
regeln zu entwickeln!

Diversifizierung bezüglich der Finanzierung Drittmittelfinanzierung
von Forschungsprojekten, sei es durch den Nationalfonds, andere öffent-
liche Stellen oder durch Industriemandate, hat in unseren Hochschulen
seit langem ihren festen Platz. Das eigentliche sponsoring von Lehrstühlen,
das also auch wesentlich den Unterricht betrifft, ist erst in den Anfängen,
könnte aber — angesichts der Finanzknappheit der öffentlichen Hand —
schon bald an Bedeutung gewinnen. Im Zuge der Revision des Hoch-
schulförderungsgesetzes und der Neuordnung der bildungspolitischen
Strukturen auf der nationalen Ebene wird wohl auch die Frage einer mehr
leistungsorientierten und projektgebundenen Form der Bundessubventio-
nen zu reden geben. Der Wissenschaftsrat hat schon vor einigen Jahren
solche Modelle entwickelt, die aber vorläufig zugunsten von globalen und
nicht-zweckgebundenen Grundbeiträgen zurückgestellt wurden.

Diversifizierung in den Dienstleistungen Grundlagenforschung — nach
wie vor eine der wichtigsten Aufgaben der Hochschulen — fragt nicht
primär nach Anwendungsmöglichkeiten. Dennoch beruht die heutige Tech-
nologie weitgehend auf Resultaten grundlagenorientierter Forschung. Im
Sinne, dass es sicher zu den Aufgaben einer modernen Hochschule gehört,
den Weg zwischen dem Grundlagenforscher und der Welt der potentiellen
Anwender zu ebnen und zu verkürzen, sind denn auch in den letzten Jah-
ren zahlreiche Technologietransferzentren, science parks und Gesellschaften
für die Valorisierung von Forschungsresultaten entstanden.

Diversifizierung der Lehr- und Lernformen Fernunterricht auf Hoch-
schulstufe ist in der Schweiz ein eher marginales Phänomen. Der Ein-



satz der modernen Informationstechnologie eröffnet jedoch interessante
Möglichkeiten, den traditionellen Unterricht im Hörsaal ganz oder teil-
weise durch weder zeit- noch ortsgebundenes Lernen an interaktiven
Arbeitsplätzen zu ersetzen. Eine Arbeitsgruppe hat im Mai 1996 der
Hochschulkonferenz einen Bericht übergeben, der die Möglichkeiten und
Perspektiven solchen ‘Fernunterrichtes’ aufzeigt und konkrete Massnahmen
zur Unterstützung entsprechender Projekte vorschlägt.
Marktorientierung und Qualität Zum Abschluss seien zwei Gesichts-
punkte erwähnt, die in dieser Zeit des Wandels nicht ausser acht gelassen
werden sollten:

• Im Zuge des New Public Management ist das Konzept der ‘Marktori-
entierung’ ein wichtiges Element. Sicher ist es nützlich, dass sich die
Hochschulangehörigen immer wieder die Frage stellen, für wen sie ei-
gentlich arbeiten und wozu sie junge Leute ausbilden. Aber es wäre
wohl unangebracht, sowohl das Ausbildungsangebot als auch die Ori-
entierung der Forschung kurzsichtig auf gerade herrschende Trends
auszurichten. Die momentanen Bedürfnisse von Wirtschaft und Gesell-
schaft können sich rascher ändern, als die Hochschulwelt dann even-
tuelle Anpassungen vornehmen kann.

• Unsere Hochschulen sind alle von sehr guter Qualität. Auch wenn
das Angebot in Lehre und Forschung einer grossen Institution natur-
gemäss reicher ist, kann man wohl behaupten, dass es keine syste-
matischen Niveauunterschiede in der Qualität zwischen kleinen und
grossen Universitäten gibt. Es wäre sicher — im Sinne der Erhaltung
einer hochstehenden föderalistischen Diversität des tertiären Bildungs-
systems in unserem Lande — wünschenswert, wenn dies auch weiter-
hin so bleiben könnte!



2
Diversifikation im Hochschulbereich:

der Stand in der Schweiz

Moritz Arnet

A ls der Schweizerische Wissenschaftsrat im Jahre 1978 seine “bildungs-
politische Gesamtperspektive” [4] vorlegte, bestand für ihn tertiäre

Bildung nur aus den Universitäten. Der Blick richtete sich damals auf den
dringlichen Ausbau der Hochschulen, und als solche galten nur die uni-
versitären Institutionen.

Zwar war nebenbei auch von einer “nicht-universitären Tertiärstufe”
die Rede. Was damit gemeint war, musste — weil offenbar erklärungs-
bedürftig — in einer Fussnote erläutert werden. Im Text wurde nicht etwa
gefragt, welche autonome Rolle diese Bildungsinstitutionen zu spielen ha-
ben; man überlegte sich nur, wie sie die Universitäten entlasten könnten.
Das Bildungssystem als Ganzes und der Tertiärbereich im besonderen wur-
den vom Hochsitz der Universitäten und des Gymnasiums aus betrachtet.

Die Sicht des Wissenschaftsrats war typisch für die Zeit vor zwanzig
Jahren. Heute scheint es kaum glaublich zu sein: Fast zehn Jahre nach der
Einführung von Fachhochschulen in Deutschland befand es das höchste
Wissenschaftsgremium der Schweiz nicht für notwendig, sich auch nur am
Rand mit dieser neuen Hochschulform zu beschäftigen.

Mit der Einführung von Fachhochschulen entwickelt sich das schweize-
rische Hochschulsystem zur Zeit von einem ‘monistischen’ zu einem ‘duali-
stischen’ System. Es ist nicht etwa so, dass sich die bisherigen Hochschulen
in zwei Kategorien aufspalten, sondern dass sich ausserhalb der traditionel-
len Hochschulen neue Bildungsinstitutionen bilden (oder sich bestehende
umformieren), die nun auch als Hochschulen definiert werden. Diese Ent-
wicklung ist zweifellos zur Zeit die markanteste Form von Diversifizierung
im Tertiärsystem der Schweiz. Sie wird im folgenden eingehend dargestellt.
Auf der anderen Seite bewegt sich auch einiges im universitären Bereich:
Spezialisierung, Aufgabenteilung und Koordination tendieren sowohl auf
Diversifizierung wie auf Reduktion der Vielfalt.



Die Landschaft der Universitäten
Ein erster Blick auf die acht schweizerischen Universitäten (ohne die

beiden ETHs) lässt einmal viel Gemeinsames erkennen. Es sind alles
öffentliche, von Kantonen getragene Institutionen. Strukturell orientieren
sie sich am deutschen — Humboldt’schen — Modell: Sie betonen den
Theorie- und Wissenschaftsbezug und verwahren sich ausdrücklich oder
instinktiv gegen die Zumutung, hohe Berufsschulen zu sein. Dementspre-
chend wird die Einheit von Lehre und Forschung hochgehalten, sind die
Curricula in der Regel wenig strukturiert und gelten die Abschlüsse — wie-
der im Regelfall — als akademische und nicht als berufsbezogene Ausweise.

Mindestens in der Theorie wird die Einheit der Universität beschwo-
ren und nicht ihre Diversität. Auch der Zugang ist einheitlich geregelt:
Die gesamtschweizerisch anerkannte gymnasiale Maturität verschafft den
prüfungsfreien Zugang zu allen Universitäten und innerhalb der Univer-
sitäten zu allen Fakultäten. Diese Elemente, und dazu noch ein Stück an
politischer correctness und courtoisie, führen dazu, dass unsere Universitäten
und ihre Abschlüsse grundsätzlich als ‘gleichwertig’ gelten; der Markt mag
einige Differenzierungen machen, offiziell gibt es keine Rangordnungen.

Als Sonderform bestehen die zwei Eidgenössischen Technischen Hoch-
schulen, deren Hauptaufgabe Ausbildung und Forschung in den Ingenieur-
und Naturwissenschaften ist. Sie zeichnen sich durch straffere Curricula
und eine konsequentere Ausrichtung auf Berufsbilder aus.

Die Studierendenquote liegt heute bei etwa 12% des Altersjahrgangs.
Im Vergleich der OECD-Länder gehört diese Quote zu den niedrigsten. Die
schweizerische Maturität ist nach wie vor hoch selektiv; zur Zeit beträgt der
Anteil der zum Studium Zugangsberechtigten rund 16%. Die Schweiz hat
zwar auch ihre Akademisierungswelle erlebt; nach wie vor werden aber
viele Ausbildungsgänge, die anderswo an Universitäten zu finden sind, an
schweizerischen Universitäten nicht angeboten.

Halten wir noch fest, dass in den letzten Jahrzehnten eine Reihe von
Neugründungen versucht wurde, die alle strukturelle Neuerungen gebracht
hätten. Die Projekte der Kantone Aargau, Graubünden, Luzern und Tes-
sin scheiterten im konservativen Gegenwind der siebziger und achtziger
Jahre. Luzern und Tessin haben seither wieder Fuss gefasst und mit ihren
Ausbau- (Luzern) bzw. Gründungsplänen (Tessin) mindestens Teilerfolge
zustandegebracht.

Spezialisierung, Autonomisierung, Aufgabenteilung
Das jahrzehntelange Reden von der ‘Hochschule Schweiz’ und die, al-

lerdings sehr bedeutsamen, gemeinsamen Rahmenbedingungen lassen aber
hin und wieder übersehen, wie heterogen diese Landschaft ist. Neben den
Universitäten besteht eine Reihe von akademischen Lehr- und Forschungs-



anstalten, die zum Teil sehr sektorielle Aufgaben betreuen. Als Beispiele
können etwa das Institut des Hautes Etudes Internationales in Genf, das Tro-
peninstitut in Basel und die Pädagogische Hochschule in St. Gallen genannt
werden. Die ETHs und einzelne Universitäten verfügen ihrerseits über eine
Vielzahl weitgehend autonomer Institute, und schliesslich ist bekannt, dass
unsere Universitäten traditionsgemäss eher ein Konglomerat an Fakultäten
und Disziplinen sind als kohärente, nach organisations- und wissenschafts-
theoretischen Grundsätzen geführte Institutionen. Das ‘System’ ist also
pragmatisch geprägt und — als Makrosystem — gegen theoretische Pri-
oritätensetzungen und wissenschaftliche Rationalisierungen recht immun.

Wie erwähnt, ist eine Reihe von Entwicklungen im Gang, die, nach
dem Kriterium der Diversifikation beurteilt, allerdings zum Teil gegenläufig
sind.

Der Nervus rerum ist wohl auch hier das Geld. Der Spardruck führt
dazu, dass nun auch in der Schweiz ernsthaft Abbau- und Konzentrati-
onsmassnahmen an die Hand genommen werden. Die Kooperation der
Universitäten von Bern, Neuenburg und Freiburg (BENEFRI), der Zusam-
menschluss von Genf und Lausanne (neuestens der beiden Universitäten
und, schon vor zwei Jahren, der Architekturabteilungen der Universität
Genf und der ETH Lausanne) sind Beispiele dafür. In allen Hochschulen
wird auch nach ‘Orchideen’-Disziplinen Ausschau gehalten, die zusammen-
geführt oder gar aufgegeben werden könnten.

Die öffentliche Hand ist — das ist das zweite wichtige Element —
bereit, den Universitäten mehr Autonomie einzuräumen und ihnen eine
Führungsstruktur zu geben, die diesen Namen verdient. Die Folgen die-
ser Reform sind noch nicht abzusehen; sie werden aber tiefgreifend sein.
Mindestens zum Teil werden sich die Universitäten ihr Profil selber ge-
ben und ihre Prioritäten selber festlegen können; die Drittfinanzierung
wird ein grösseres Gewicht erhalten. Die Profilierung wird sich wohl eher
bei der Forschung und bei der Postgraduiertenbildung bemerkbar machen
als bei den Grundausbildungen, da diese in den letzten Jahren mittels
Freizügigkeitsabkommen vermehrt harmonisiert wurden.

Als dritter Faktor kommt die Tendenz des Bundes hinzu, seine Beiträge
an die kantonalen Universitäten künftig stärker output- und forschungsori-
entiert zu leisten. Der Wissenschaftsrat hat diese Sicht wie folgt umrissen:
“Der Wettbewerb in der Forschung sichert und erhöht deren Qualität. Da
zwischen Qualität der Forschung und Qualität der Lehre ein Zusammen-
hang besteht, sichert und erhöht die Qualität der Forschung auch die in-
haltliche Qualität der Lehre. Dies bedingt eine neue Sicht über den Zusam-
menhang zwischen Hochschul- und Forschungsförderung. Der Bund sollte
die Kompetivität in beiden Bereichen . . . als Ziel- und Beurteilungsgrösse
etablieren” ([5], These 10). Es liegt auf der Hand, dass ein solches Beitrags-



system grundsätzlich zu einem stärkeren Wettbewerb und damit auch zu
grösserer Diversität tendiert.

Ob die schweizerischen Universitäten in diesem neuen Umfeld wirk-
lich unternehmerisch tätig sein können, ist jedoch noch nicht gesichert. Im
Gegenzug zur Konzession von Handlungsspielräumen und zu neuen Sub-
ventionsregeln möchten namentlich die Bundesbehörden zentrale Zielvor-
gaben und top-down-Planungsmechanismen verstärken. Damit bleibt die
Gefahr, dass das Korsett auf der einen Seite gelockert, auf der anderen Seite
aber wieder zugeschnürt wird, bestehen. Diversifikation wirkt dann nicht
stimulierend, sondern führt “to a sleepy kind of non-competitiveness”3.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass sich in der schweize-
rischen Universitätslandschaft neben Konvergenzen (z.B. Grundstudien-
gänge) vor allem auch neue Spezialisierungen und Aufgabenteilungen
(z.B. Forschung, Nachdiplomstudien) abzeichnen. Der langjährige Beob-
achter der Szene wäre allerdings nicht erstaunt, wenn sich am Schluss Re-
gulierung und Deregulierung wieder etwa die Waage halten würden.

Die Fachhochschulen vor der Türe
Die Fachhochschulen werden nun als neues Element die höhere Bil-

dung in der Schweiz mitprägen. Der Bund und die Kantone haben die
bisherige Entwicklung gemeinsam getragen. Es geht darum, aus der bun-
ten Vielfalt von über hundert Ausbildungs- und Entwicklungsstätten, die
bisher als ‘höhere Fachschulen’ geführt wurden, jene zu Hochschulen aus-
und umzubauen, die den Kriterien einer hochqualifizierten Kaderausbil-
dung genügen und die Anwendung wissenschaftlicher Methoden und
fächerübergreifendes Denken bei der Lösung praktischer Probleme4 pfle-
gen.

Nach längerer Vorarbeit hat die Erziehungsdirektorenkonferenz am
18. Februar 1993 eine Reihe von Thesen [1] verabschiedet. Die Thesen 1
und 2 halten die politische Absicht und die neuen Hochschulkategorien in
knappen Worten fest:

• Ausbau der höheren Bildung, fachbezogene Hochschulen: Um dem steigen-
den Qualifikationsbedarf zu entsprechen und die Anerkennung der
Abschlussdiplome sicherzustellen, sind höhere Fachschulen, höhere
Kunstschulen und höhere Lehrerbildungsstätten auszubauen und als
Fachhochschulen zu führen. Die neuen fach- oder berufsfeldbezogenen

3 Burton Clark am Post-Forum Seminar in Zürich, 31. August 1995.
4 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Fachhochschulen vom 30. Mai 1994,
Ziffer 121.



Hochschulen treten neben die bestehenden wissenschaftlichen Hoch-
schulen. Der Hochschulbereich umfasst künftig

i. die Universitäten (inkl. Eidgenössische Technische Hochschulen);
ii. die Fachhochschulen (FH).

• Kategorien: Fachhochschulen sind:

i. die Fachhochschulen für Technik, Architektur, Landwirtschaft,
Wirtschaft, Verwaltung, Soziales, Gesundheitsberufe, usw.;

ii. die Pädagogischen Hochschulen;
iii. die Kunsthochschulen (für Musik, bildende Kunst, usw.).

Die Verwandtschaft mit dem deutschen Hochschulrahmengesetz ist offen-
sichtlich. Allerdings ist der Dualismus Universitäten – Fachhochschulen
noch ausgeprägter; in Deutschland gelten die Pädagogischen Hochschulen
und die Kunsthochschulen je als eigene Kategorie neben den Universitäten
und den Fachhochschulen.

Inzwischen ist das Bundesgesetz, das die Fachhochschulen im Kom-
petenzbereich des Bundes regelt, verabschiedet; die Vollzugsregeln wer-
den vorbereitet. Die Kantone, die einerseits über eigene Zuständigkeiten
verfügen (Gesundheits- und Sozialbereich, Lehrerbildung, Kunst), anderer-
seits auch im Bereich der Bundesregelung die wichtigsten Schulträger sein
werden, haben ihre Planungen energisch an die Hand genommen. Die
Schulen, um deren Ausbau und Konzentration es geht, sind weitgehend
heute schon ihre Schulen. Der von den Kantonen eingesetzte Fachhoch-
schulrat versucht, die Planungen inhaltlich und organisatorisch zu koordi-
nieren. Es liegen ‘Profile’ für die wichtigsten Fachhochschultypen vor, die
modellhaft aufzeigen, welche Erwartungen die neuen Schulen zu erfüllen
haben.

Die Planung rechnet mit rund zehn Fachhochschulen im Regelungsbe-
reich des Fachhochschul-Gesetzes des Bundes; dazu werden sich gut zehn
Pädagogische Hochschulen und einige Fachhochschulen im Kunst-, Musik-,
Sozial- und Pflegebereich gesellen. Private Trägerschaften werden zum Teil
in einen grösseren Verbund integriert, daneben bestehen auch Pläne, eine
Fern-Fachhochschule zu errichten.

Die Einführung der Fachhochschulen ist mit einer weiteren wichti-
gen Bildungsreform verbunden: der Schaffung von Berufsmaturitäten als
Zeugnisse der Fachhochschulreife. Der Zugang zu den technik- und wirt-
schaftsbezogenen Fachhochschulen soll primär über eine berufliche Grund-
ausbildung, und nicht über eine gymnasiale Maturität, erfolgen. Die drei-
bzw. vierjährige Berufslehre wird zu diesem Zweck um eine vertiefte All-
gemeinbildung ergänzt und schliesst nach einer erfolgreichen Prüfung mit
der Berufsmaturität ab. Der Dualismus Universität – Fachhochschule findet



somit seine Entsprechung im Dualismus gymnasiale Maturität – Berufsma-
turität auf der Sekundarstufe II.

Diversifikation im Fachhochschulbereich
Während die ersten Planungen der Kantone und Kantonsgruppen in

Richtung homogener Monobereichsschulen tendierten (je separate Fach-
hochschulen für Technik, Wirtschaft, Landwirtschaft, usw.), zeichnen sich
zur Zeit auch heterogene Schulkonzepte ab. Die Frage bleibt allerdings, auf
welcher Stufe der Zusammenschluss der verschiedenen Ausbildungsgänge,
Abteilungen oder Schulen erfolgen soll. Einzelne Modelle sehen die Inte-
gration nur sehr locker in einer Art Holding vor, die nur Koordinations-,
aber nicht eigentliche Führungsfunktionen besorgt und kaum zu echter In-
terdisziplinarität führen kann. Andere Modelle gehen weiter und integrie-
ren z.B. Technik, Architektur, Wirtschaft und Verwaltung in eine einzige,
wenn auch gegliederte Fachhochschule unter einer klar definierten Lei-
tung. Da es, jedenfalls in den nächsten Jahren, um das Zusammenführen
existierender, personell und infrastrukturmässig zum Teil gut ausgebau-
ter Lehranstalten geht, helfen rein theoretische Vorstellungen wenig. Der
Schweizerische Fachhochschulrat als interkantonales Koordinationsorgan
empfiehlt generell ein hohes Mass an Integration und Interdisziplinarität.
Die künftigen Pädagogischen Hochschulen werden schon aufgrund ihrer
breiten Ausbildungsaufgabe pluridisziplinär angelegt sein müssen; die In-
tegration der Kunstschulen (Musik, angewandte und freie bildende Kunst
u.a.) findet anderseits ihre Grenze in den Spezifika dieser Bereiche und
in der Tatsache, dass die höheren Ausbildungsgänge in der Regel in ‘Ge-
samtschulen’ eingebettet sind, die unterschiedliche Altersstufen und unter-
schiedliche Anspruchsniveaus umfassen. In diesen Fällen wäre es zwei-
fellos sinnvoller, je nach Fachbereich regionale (eventuell sprachregionale)
Schwerpunkte zu setzen, statt den Versuch zu wagen, suboptimale Klein-
schulen in einen heterogenen Schulverbund einzugliedern, der dann der
Eigenart der Ausbildungs- und Entwicklungsaufgabe dieses Bereichs nicht
gerecht werden kann.

Auch die Frage, welche neuen Wissenschaftsdisziplinen in das Fach-
hochschulkonzept aufgenommen werden sollen, ist noch nicht abschlies-
send beantwortet. Gewisse Entwicklungen zeichnen sich ab. Die Sozi-
alarbeit und die Sozialpädagogik sind als Anwärter gesetzt [2], die Pfle-
gewissenschaften wohl auch [6]. Geplant werden beispielsweise neue
Fachhochschul-Ausbildungsgänge auch für den höheren Bibliotheksdienst
und für Betriebsrecht.

Im Nachdiplombereich werden die Fachhochschulen ihr Angebot an
interdisziplinären Kursen ohne Zweifel erheblich ausbauen (Beispiel: “Un-
ternehmensführung für Ingenieure”, Ausbildung in ‘Logistik’). Wir gehen



hier nicht weiter darauf ein und lassen auch die wichtige Frage beiseite,
welche Auswirkungen die neue Aufgabe der Fachhochschulen haben wird,
anwendungsorientierte Forschung und Entwicklung zu betreiben.

Fachhochschulen und Universitäten
Die beiden Hochschultypen sollen, nach einem bekannten Diktum

deutschen Ursprungs “andersartig, aber gleichwertig” sein. Die schwei-
zerische Formulierung hiesse wohl konsequenter: “zwar gleichwertig, aber
eindeutig andersartig”. Politik und Planung legen Wert darauf, die un-
terschiedlichen Funktionen zu betonen; dabei wird mit Nachdruck auf die
Verankerung der (technik- und wirtschaftsbezogenen) Fachhochschulen im
Berufsbildungsbereich hingewiesen; ebenso klar ist, dass wissenschaftliche
Promotion nicht Sache der Fachhochschulen sein soll. Wir können hier
nicht auf Einzelheiten eingehen, sondern halten nur wenige Punkte fest.

Für eine Reihe von Fachhochschul-Ausbildungen gab und gibt es in
der Schweiz keine oder nur marginale universitäre Angebote. In diesen
Fällen stellen sich die Fragen der Aufgabenteilung oder von Passerellen
jedenfalls kurzfristig nicht. In den Hauptfakultäten der Fachhochschulen,
der Ingenieur- und der Wirtschaftsausbildung, bestehen wichtige parallele
Ausbildungsangebote der Universitäten inkl. ETHs; die unterschiedlichen
Profile dieser Ausbildungen sind indessen akzeptiert [3] und bieten zur Zeit
kaum Abgrenzungsprobleme. Für geeignete Fachhochschul-Absolventen
und -Absolventinnen ist der Zugang zu einem universitären Ausbildungs-
gang, im besonderen zu Doktoratsstudien, sicherzustellen. Zur Aufgaben-
teilung in den Wirtschaftswissenschaften, in Informatik und Wirtschaftsin-
formatik hat die Schweizerische Hochschulkonferenz Arbeitsgruppen ein-
gesetzt; die Abklärungen sollen mithelfen, Lücken zu decken, Doppelspu-
rigkeiten zu vermeiden und mögliche Zusammenarbeitsfelder zu umschrei-
ben.

ETH und Fachhochschulen
Zusätzlich zu den erwähnten Fragen stellen sich namentlich im ETH-

Bereich mit dem Aufkommen von Fachhochschulen noch grundsätzlichere
Abgrenzungsprobleme. Die ETHs führen offensichtlich Ausbildungsgänge,
die ihrer Natur nach ebensogut — oder eher — Fachhochschulcharakter ha-
ben. Als Problemfelder werden etwa die Landwirtschaft, die Lebensmittel-
technologie, die Forstwirtschaft, das Bauingenieurwesen, die Kulturtechnik
und die Vermessungstechnik geortet. Erste Abklärungen haben erkennen
lassen, dass das Besitzstandsdenken nicht leicht zu überwinden sein wird.
Nicht untypisch für die Informationslage in der Schweiz ist allerdings auch,
dass erst jetzt zum Bewusstsein kommt, wie intensiv in einzelnen Bereichen
die Zusammenarbeit zwischen HTL und ETH schon heute gepflegt wird.



Planung versus Autonomie
Auch die künftigen Fachhochschulen sollen über ein hohes Mass an

Autonomie verfügen. Die Autonomie wird mit den zentralen Planungs-
vorgaben und dem Versuch nationaler Aufgabenteilungen wohl notwendi-
gerweise in Konflikt treten. Offensichtlich muss daher sowohl in der Frage
der Abgrenzung zwischen Universitäten und Fachhochschulen wie auch
der Schwerpunktsetzung unter den Fachhochschulen ein guter Mittelweg
zwischen Dogmatik und Pragmatik eingeschlagen werden. Zur Zeit domi-
nieren die Planer, die sich an Kategorien und an zentralen Zielvorgaben
orientieren. Sie sollten sich der Gefahr bewusst sein, die Burton Clark be-
schworen hat: “[We] may simply create new sets of protected niches in
which . . . institutions find little incentive to be alert to a changing envi-
ronment” (siehe Kapitel 4, Seite 37).
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3
Reflections on Diversity

in Higher Education

Martin Trow

I n this chapter5 I would like to explore the issue of diversity in higher
education, with a focus on the United States, but in a comparative

perspective. By diversity in higher education I mean the existence of
distinct forms of post-secondary education, of institutions and groups of
institutions within a state or nation that have different and distinctive
missions, educate and train for different lives and careers, have different
styles of instruction, are organized and funded differently and operate
under different laws and relationships to government. They may also have
different styles of instruction, and different relationships to the sources of
knowledge in research and scholarship. How do these different forms of
higher education develop, are those differences encouraged or discouraged
by state and society, and what consequences flow from the existence or
absence of such diversity within higher education?

To understand the process of diversification of a system of higher
education, we really must see it as one aspect of the broader process of
the development of mass higher education. The process toward a mature
system of mass higher education will include at least these elements:

• Growth, beyond 15 per cent of the age grade entering higher education,
in most advanced societies currently above 25%, and in some, with the
US and Japan in the lead, moving on toward and beyond 50%.

• An increasing diversity of types of institutions.
• Growing institutional autonomy, coupled with more responsibility by

each institution for its own actions and fate.
• Diversification of the sources of support, leading to a decline in the

proportion supplied by the state.
5 This chapter is based on papers presented at (i) a post-forum seminar of the
annual forum of the European Association for Institutional Research (EAIR), Zürich,
August 30–31, 1995; and (ii) a CVCP seminar on “Diversity in Higher Education”,
London, September 14–15, 1995.



• Stronger institutional leadership, able to take advantage of opportu-
nities, more entrepreneurial, able to cultivate alternative sources of
support, especially in the private economy. As the system matures
this chief executive officer (by whatever name) is more likely to be
appointed by a board than elected by an academic senate.

• The senior administrative staff supporting the institution’s CEO are
increasingly professional managers, with their own training, career
lines, journals, associations, identity and interests. This process of
professionalization may be accompanied by a growth in the size of this
staff, reflecting the greater autonomy of the institution, its increased
responsibilities, and a shift of administrators from a ministry to the
internal administration of the institution.

• The growing and more diversified system of institutions recruits a more
diversified body of students, with respect to class origins, age, interests
and talents.

• The growing system also recruits different kinds of people to the
academic profession, more diverse in their origins, and increasingly
from less privileged origins.

• The increasing diversity of both students and teachers forces a funda-
mental change in the curriculum and pedagogy. Even when the new
students are academically able, their interests and motivations will dif-
fer. People in the mass system can no longer assume that students will
learn on their own; it comes to be doctrine that students can only be ex-
pected to learn what they are taught. That leads to a greater emphasis
on teaching as a distinct skill that itself can be taught (and assessed),
and places the student and the process of learning, rather than the
subject, at the center of the educational enterprise, a Copernican rev-
olution. The differences between secondary and higher education, in
this as in other respects, narrow.

• The growth and diversification of higher education, along with asso-
ciated changes in pedagogy require that the society and its systems
of higher education surrender any idea of broad common standards of
academic performance between institutions, and even between subjects
within a single university. But if students gain their degrees or creden-
tials with widely varying levels of proficiency and at different levels
of difficulty, then the meaning of the degree itself must change; higher
education leaves the gold standard, and degrees are increasingly asses-
sed by the name (and reputation) of the institution where it was earn-
ed and the department in which the student took the degree. But for
many products of mass higher education who are not going on to the
civil service, teaching, the higher professions or post-graduate study,
the degree is less important except as a generalized statement that the



student has a certain kind of cultural sophistication, has learned how
to learn, can probably learn more, and has shown the self-discipline
necessary to pass courses and earn a degree.

• The growth in the size of departments makes it impossible for a
professor to stand as a guarantor of the quality of work of everyone in
his department. And appointment procedures to lower ranks become
more various. So governments tend to develop more rationalized
assessments and quality assurance procedures, in part because the old
quality assurance mechanisms don’t work so well, in part because the
system is now very expensive and becoming more so, in part because
governments are anxious about how the universities are performing
in the face of the growing globalization of economic competition. So
quality assurance arises in part from the withdrawal of trust in the
institutions, now seen as full of less able students and teachers; and
in part from anxiety about what these less distinguished students
and teachers are doing, especially in the new non-elite sectors, and
especially as per capita support declines. The alternative to stronger
quality assurance procedures is a heavier reliance on markets and
competition, not yet in favor in most European countries.

• Another cluster of changes implicit in the above: more modulariza-
tion of courses, the emergence of credit transfer, and an increase in
the numbers of mature, part-time and working students both within
universities and in non-university institutions. That in turn points to:

• The assimilation of continuing education, with all its more mature
vocationally oriented students, into the system of higher education,
and even into the older institutions.

In a mature system of mass higher education, these elements are all present.
Moreover they tend to hang together, reinforcing one another in a functional
web. But the move toward mass higher education is uneven among
Western societies, and in any one country, uneven in the emergence of
the different elements. Moreover, however uneven, the move toward mass
higher education takes on a life and dynamism of its own; it pushes toward
further development in whatever directions it is able.

Constraints on Diversity in Higher Education
I will start with a bold statement; there is always time for qualification.

I suggest that we do not need so much to explain the development of diver-
sity in higher education as to ask why in some countries and places there has
been relatively little diversity, and severe limits placed on diversification.
I suggest that form for the question because institutions naturally tend to
diversify over time as they adapt to a complex and changing environment,
somewhat like biological organisms do in their ecological environment, fin-



ding their own ecological niches through a combination of mutation and
natural selection. If that is the case, if diversification is the natural tendency
of institutions in different environments, then it is that tendency that has to
be restrained if higher education is not to proliferate in various forms and
directions. And in Europe it has been restrained. By contrast, the restraints
on diversification (and as a consequence on growth) in the United States
have been much weaker, leading to an earlier achievement of mass higher
education6.

In many European nations, the growth and development of higher
education, especially over the past two centuries, has been managed by
governments which provide all or most of the resources of those institutions.
And it has been government policy in almost all countries apart from
the United States to restrict the proliferation and diversification of higher
education. The United States is in this important respect quite exceptional,
for reasons I will turn to a little later. But at this point it is necessary to
say that while European nations are still struggling to develop satisfactory
systems of mass higher education, the United States has already done that,
and is now dealing with the consequences of mass higher education — a
different but no less difficult set of problems7.

6 Diversification of types of institutions is usually — though not always —
associated with the growth in the number of post-secondary institutions, and of
student enrollments overall. Diversification is as much the source of growth as it
is an outcome or product of growth. The supply of new places in new kinds of
institutions — regional, technical, business oriented, etc., — creates demand where
it is latent. But there are marked exceptions: Italy, for example, has allowed the
rapid and uncontrolled growth of their university enrollments without much formal
diversification of the forms of higher education in the country.
7 Among these are: the emergence of a substantial segment of the population
without experience of higher education where most people have had some. The
higher the proportion of a population who have had a higher education, the greater
is the stigma and handicap of not having one. The US is in danger of creating
a kind of two-class population, one half of which is able to profit from rapid
social, technological and economic change, the other half of which are increasingly
its victims. Another effect of mass higher education is the draining off of able
teachers and other resources from secondary education; it is not a coincidence that
the United States has a very weak secondary school system and a very strong system
of post secondary education. Another problem is the nature of accountability and
accreditation in American higher education, as institutions diverge further from
standard conceptions of what colleges are like and for. And a related issue is the
breakdown of the academic norms which were widely shared among academics in
very different kinds of institutions, a system of norms and associated procedures
which allowed us to speak of a ‘system’ of higher education without any central
organizing management or control. But a discussion of the problems associated with



It is difficult to generalize about systems in transition, the situation of
most systems of higher education currently, though it seems clear that the
move in most European nations toward mass higher education involves
the adoption and adaptation of American elements: more autonomy for
the institutions, stronger rectors and presidents, more diversified sources
of support, a more rationalized academic career, the beginnings of modula-
rization and the accumulation of academic credits in some places; and the
transfer with credit toward the degree between different segments of higher
education. But a fundamental difference between European and American
policy and practice in higher education remains: that is, the close constraint
by European nations on the creation of new institutions and new kinds of
institutions, as compared with the proliferation of colleges and universities
of all kinds in the United States over the past two centuries, seemingly
without restraint.

Of course, there have been forms of diversity in European systems of
higher education for almost as long — the parallel systems of universities
and Grandes écoles in France for example. And many European systems
of higher education have been moving slowly toward more structural
differentiation for decades: for example, the British polytechnics and the
French university institutes of technology (IUTs) both emerged in the sixties
and seventies in part to protect the elite forms of higher education during
the periods of rapid enrollment growth and broader social access; elsewhere
similar institutions, short cycle and vocational in orientation, emerged to
broaden the social base of higher education and meet new demands of
the economy. Regionalization in many countries has added a measure
of diversification in several countries. The European Community Credit
Course Transfer Scheme encourages student mobility among universities,
and though only “5% of all students [are currently] mobile across the
Member States of the European Union”, these tendencies begin to make
the several national systems form a broader diversified E.U. system [4].
And one could cite further evidence of diversification of higher education
currently under way in Europe.

So while the perception of European nations as having resisted the
diversification of their higher education systems is not quite accurate, it
remains true that they have slowed and limited the growth of diversity as
compared with the United States. And as we reflect on the development
of mass higher education on both sides of the Atlantic, it may be useful to
explore how and why European nations have restricted the size and variety

the movement of American higher education from mass to universal access, and
toward what is a ‘learning society’ with large segments of the population outside
it, a movement with many advantages as well as costs, would take this chapter too
far afield.



of their systems of higher education, even as wider diversification begins
to emerge.

First, most European governments have had to constrain the growth
of their systems because they had to pay for all, or almost all, the costs
of higher education, in competition with public expenditure on all other
valued public enterprises, from the welfare state to the military.

Second, governments, like the established churches before them, have
seen universities as centers for the training of useful servants of the state,
but certainly not, if possible, as the source of potentially dissenting and crit-
ical views. Universities, as all governments have known, have a tendency
to generate irreverent and unorthodox ideas among their young idealistic
students. This may be unavoidable if they are to have the freedom they
need and demand to do the other useful things they do, but it is one thing
if the student body is small and drawn from the sons of the ruling class,
quite another if they are many, from more modest social origins, and not
likely to be drawn back into the establishment.

Closely related to this is a fear among European governments, which
is only gradually fading, of creating an unemployed intelligentsia, whom
they know from experience could be a source of political radicals and
agitation of both Left and Right. Historically, a university education in
Europe has both qualified graduates for certain jobs, especially in the civil
service and learned professions, while it disqualified them for most others,
which they could not accept as below their dignity and social standing.
So Europe could have unemployed graduates even when there were other
lesser jobs available, especially in commerce and industry. This fear also
accounts for the popularity of ‘manpower planning’ in Europe, planning
which tried to match the number of graduates with particular credentials
with the anticipated number of jobs that would be available for people with
those credentials. These plans almost always failed since they could not
predict the rapidly changing economy and occupational structure, but their
persistence in government policy in the face of regular failure is explained
by their usefulness as justifications for governmental management of higher
education expansion and diversification in a world increasingly beyond
such management, one too various and unpredictable to be managed in
that way.

Third, for the past two centuries, as the size of the machinery of
government has grown in Europe, a very high proportion of university
graduates has been drawn into staffing that machinery, as civil servants or
as teachers in the secondary schools and universities. Indeed, it was the
rapid growth of the welfare state throughout Western Europe after World
War II that stimulated the first wave of expansion of higher education
in Europe in the late 50s, 60s and 70s of this century. And if the state



is a prime employer of university graduates, it has a special interest in
maintaining the quality of university education at uniformly high levels
throughout the system. That interest underlies the commitment of most
countries to the high and common academic standards associated with
the university degrees, whatever they may be. But that requirement, of
high common degree standards, operates as a sharp constraint both on the
expansion of the system and on its diversification. For both growth and
diversification threaten standards — growth threatens the level of quality,
diversification threatens the equivalence and commonality of the standards
across institutions. Indeed, when a measure of diversity did develop in
European systems, the non-university sectors were — and mostly still are
— sharply distinguished from the university sectors, both by their not
awarding the same degrees as the universities (or more commonly, none at
all), and by discouraging the movement of students between the university
and non-university sectors8. (And of course, the university sector, its
professors and rectors and the like, have every interest in maintaining a
monopoly on the most prestigious degrees, on the channels into the best
positions in the civil service, and in the honor associated with their own
rare and lofty positions. And this interest, of the professorial guild, has its
own political influence in several European countries.)

Fourth, European systems have been largely governed in their broad
size and shape by agencies of central government. These agencies, usually
governmental ministries, have very strong inclinations, often deeply em-
bedded in their values systems as well as in law and regulation, to treat
all similar institutions under their authority equally. Moreover, this is not
only normatively prescribed, but it is also more convenient; it is difficult for
a bureaucracy to administer many different kinds of institutions of high-
er education with different missions, admissions policies, staffing require-
ments, curricula and so forth. That difficulty, which at some point becomes
a near impossibility, helps explain the tendency in a number of European
countries toward granting greater autonomy to their institutions of higher
education as they begin to proliferate and diversify.

Yet another factor inhibiting diversification in Europe, especially since
World War II, has been the strong egalitarian sentiment in these societies.
These sentiments, of course, vary in strength from country to country —
quite strong in the U.K., rather weaker in France, for example — but strong
enough in many countries to discourage the growth of new sectors of higher

8 Indeed, it has been the case that the long standing functional diversity of higher
education which took the form in many countries of special schools for training in
agriculture, painting, the dance, etc. etc. were ordinarily under the administrative
and financial supervision of their own ministries, and not the ministry of education.



education, and their expansion when they were established, institutions
which could be seen as second class, inferior institutions designed for
students from lower social origins, that is, the very students as we know
who tended to fill them. The notion of second class education, or ‘education
on the cheap’ for lower middle and lower class students is offensive to many
Europeans of quite different political allegiances9. And yet education that is
less expensive than that provided by the elite universities is precisely what
is needed for the growth of a mass higher education system that is the
result of expansion and diversification. No country can support a system
of mass higher education at the cost levels of the elite universities, and this
has been a problem for many European countries, and a constraint on the
expansion of their systems10.

Of course not all of these factors are present in every country in Western
Europe, nor have the same weight in each. European patterns of growth
and diversification are, as the Freudians might say, overdetermined. But
the phenomenon I have been discussing — constraints on the growth of
mass higher education — is perhaps more visible to an American just
because most of the constraining forces I have mentioned are either absent
or much weaker in that peculiar society, a society whose differences in
institutions and values from those of Western Europe are masked by the
many structures and values we share with Western European societies, and
from whom we have acquired them. And that is because of the peculiar
history of the relations of state and society in America, one marked by the
relative weakness of the state and the relative strength of civil society over
much of our national life, and certainly during the decisive first century
after the American Revolution when the structure of our system of higher
education crystallized11.

I have been speaking of forces inhibiting growth and diversification.
The chief mechanisms available to governments to constrain growth, so
obvious they are mostly beyond comment, are the power and the readiness

9 Americans have little of this guilt regarding class differences; our guilt centers
around race, and that has very different implications for higher education. Some of
them can be seen in the current fierce policy debates in the United States over the
issue of ‘affirmative action’ in higher education.
10 In some nations the universities are not the elite, high cost sectors. For example,
in Italy mass higher education has developed largely through the uncontrolled
expansion of the universities, with elite forms existing in protected institutes and
advanced seminars. That is a way of substituting internal for external diversity
without requiring difficult governmental decisions and policies.
11 I might add that the basic structural features of American higher education
today were already in place a hundred years ago, despite its enormous expansion
and many secondary changes.



of the state to grant charters allowing an institution to grant degrees, and
the near total provision by the state of resources that support the institution.
A contrast with the United States involves both the structural tendencies
to constrain growth and the mechanisms by which it was effected. Each of
the factors inhibiting growth and diversity in Europe mentioned above has
been either much weaker or wholly absent in the United States:

• American governments have not been highly motivated to constrain the
growth of higher education because they have not always accepted the
responsibility to provide financial support for the institutions to which
they granted charters. That was very clear with respect to the many
private colleges and universities; but even when the states created a
public institution, in many cases it did not take on the financial support
till long after the institution was established, and even then only a part
of the support, the rest coming from other sources including student
tuition.

• In addition, Americans seem not to fear an ‘unemployed intelligent-
sia’, in part because the concept of an ‘intelligentsia’, an educated class
with strong common interests, sentiments and identifications, seems
foreign to us; in part because having been to higher education seems
not to disqualify Americans from taking lower status jobs. Nearly ten
percent of all blue collar workers in America are college or university
graduates; over a quarter have had some experience in higher educa-
tion. Moreover, the assumption of economists would be that as more
and more people attend college, their salaries must decline, and the
income differential between college graduates and high school gradu-
ates should narrow. The facts are just the contrary: during the decade
of the eighties the differential of income between people with higher
as compared with a secondary education increased enormously, by
about 80%. Similarly, unemployment rates of college and university
graduates have remained very low — generally below 3% even during
recessions. The financial incentives for gaining a higher education are
high and promise or threaten to become higher — all adding to con-
tinued pressures for access to higher education which are politically
significant in America.

So the demand remains very high, and college and university enrollments
continue to grow — and grew even during the decade of the eighties when
there was a decline in the numbers of university age youth, when many
observers predicted a marked decline in overall enrollments. It didn’t
happen, and such predictions, and the planning guided by them, are now
rarer.



Historical Sources of Diversity in American
Higher Education12

Despite all the changes and transformations of state, society, and econ-
omy in modern times, the American higher education system has its roots
in the colonial period, the century and a half between 1630 and 1780 when
it developed characteristics distinguishable from all other systems of higher
education in the world, notably its governance patterns, marked by a strong
president and lay governing board; its extraordinary diversity of forms and
functions; and its marked responsiveness to forces in society as well as in
state and church. In one other respect the colonial colleges are familiar
to us, and that is in the importance attached to them by the societies and
governments of the colonies. In the seventeenth and eighteenth centuries,
when most or many European universities were not really central to the
vitality of their societies, or were more or less preoccupied with the prep-
aration of theologians and divines serving an established church, or with
defining the virtues and polishing the accomplishments of a ruling elite,
seventeenth- and eighteenth century colonial colleges in America, especially
those in New England, were regarded by their founders and supporters as
forces for survival in a hostile environment. They were perceived as crucial,
indeed indispensable instruments for staving off the threat of reversion
to barbarism, the threatened decline into the savagery of the surrounding
forest and Indian [3]. The colleges also played a familiar role for these early
Calvinists of maintaining a learned ministry and a literate laity. Moreover,
in the young colonies as on the later frontier, civilization and its institutions
could never be assumed to be inherited. They had always to be created
and re-created; and for this purpose, learning and learned persons and the
institutions that engendered them were needed.

The colonial colleges were founded as public bodies. They were
established and then chartered by a public authority and were supported
in part by public funds, in part by private gifts and endowments, in part
by student fees. The mixing of public and private support, functions,
and authority has persisted as a central characteristic of American higher
education to this day, blurring the distinction between public and private
colleges and universities. Americans have tended to regard all their higher
education institutions as having a public dimension, and they have also
allowed for a private dimension in their public institutions. While the
distinction between ‘public’ and ‘private’ emerged somewhat more clearly
in the nineteenth century, and especially after the Civil War, it is still more
appropriate to see the broad spectrum of American colleges and universities
as lying along a continuum from fully public to nearly purely private.

12 This topic is developed more fully in [8].



Every ‘private’ institution in the United States is today in receipt of public
support, both through the favorable tax treatment for gifts and endowments
made to higher education, as well as through publicly provided student
aid. Conversely, public colleges and universities raise private funds from
student fees, gifts and endowments, business and industry; and their lay
governing boards give a degree of autonomy to their institutions similar to
that of the private institutions.

In the seventeenth and eighteenth centuries the geography of the East-
ern seaboard, and the accidents of settlement, created a series of distinct and
largely self-governing colonies, each tied to metropolitan London through
a charter and governor, yet separate from one another in character, social
structure, and forms of governance. That, in turn, meant that when colonial
colleges were established, they differed from one another in their origins,
links to colonial government, and denominational ties [2]. There was no
central government on the American continent with broad jurisdiction over
them all, and thus no governmental body that would accept responsibi-
lity for ordering and governing an emerging class of institutions in simi-
lar ways, in response to a common law or governmental policy. Indeed,
even after a Federal government emerged after the Revolution, it explicitly
renounced its authority over education, including higher education, dele-
gating that power to the constituent states. That self-denying ordinance
was reinforced during the early years of the Republic when an attempt to
create a national university in the capital was defeated, thus preventing
what might well have introduced formal and informal constraints on the
promiscuous creation of new colleges and universities after the Revolution
[7]. So the colonies had the experience, before the Revolution, of a mul-
tiplicity of colleges or ‘university colleges’, similar in certain respects but
differing in others. They had also the experience of having created these
institutions of higher education at the initiative or with the encouragement
of public authorities and powerful private constituencies acting together.
This stands in marked contrast to the conspicuous lack of such encour-
agement, and indeed the stubborn resistance or deeply divided responses
by political and ecclesiastical authorities in England to the creation of new
institutions of higher education, particularly those originating outside the
Establishment, before the last decades of the nineteenth century.

The eight colonial colleges differed widely among themselves. In a
sense, these early and most prestigious American colleges, the nurseries of
so many of the Revolutionary leaders, legitimated diversity. But similarities
also existed. Before 1776 the colonies displayed at least as strong a connec-
tion between state and college as was apparent in the mother country, but
the relationship changed drastically after the Declaration of Independence.
In a formal sense, the Revolution transformed colonial governments into



state governments and superimposed a national confederacy and then a
Federal government on top of them. However, at the same time the Revo-
lution weakened all agencies of government by stressing the roots of the
new nation in popular sovereignty, the subordination of the government
to ’the people’, and the primacy of individual and group freedom and in-
itiative. “The individual replaced the state as the unit of politics”, writes
one historian, “and the Constitution and Bill of Rights confirmed this Co-
pernican revolution in authority”. And “unlike the 18th-century venture
in building a society from the top down”, American society after the Rev-
olution “originated in a multitude of everyday needs that responded to the
long lines of settlement and enterprise, not the imperatives of union” ([9],
p. 353).

But at least as important as the new conception of the relation of the
citizen to state that emerged from independence was the opening of the
frontier beyond the Alleghenies, which gave many Americans a chance
to walk away from the settled and ‘European’ states that succeeded the
old colonies, requiring them to create, indeed invent, new forms of self-
government on the frontier [1]. Among the institutions of the frontier were
new colleges, resembling the colonial colleges in some ways but differing
in others and linking the recently opened territories to the original culture
of the Atlantic.

The new states, both those which succeeded the old colonies and those
carved out of the new lands to the West, did not give a monopoly to any
single state college or university, reflecting the quite different relationship
of state and societal institutions that emerged from the Revolution. The
states granted charters much more readily than had colonies before the
Revolution, and on decidedly different terms. The ease with which new
colleges were granted charters after the Revolution, and especially after the
turn of the century, was itself both symbol and instrument of the triumph
of society over the state after the Revolution. Despite the efforts of the
Federalists, central government itself over time came to be not the dominant
institution in society (alongside the churches), but merely one player in
social life, and not a very important one at that. By the fifth decade of
the nineteenth century, the national government was scarcely visible in
American life: “no [national] bank, no military worth mentioning, no taxes
that a growing majority of citizens could remember paying its officials”
([9], p. 353). And even state governments, closer to the people and with
constitutional responsibility for education, confined their role to serving
as the instruments of groups and interests in the society at large, including
those who wanted to create colleges for a whole variety of motives: cultural,
religious, and mercenary.



In the twenty-five years after the Declaration of Independence, 16 col-
leges were established (and have survived), thus tripling the total number
in existence ([5], p. 323). Almost all of these were created on the frontier.
After 1800 the floodgates of education opened, and hundreds of new colleg-
es were established in both old states and new territories. Most of them
were small and malnourished, and many collapsed within a few years of
their founding. Nevertheless, many survived, and new ones continued to
be created. By the time of our Civil War, in the 60s of the last century,
the United States already had about 250 colleges, of which some 180 still
survive. But it is estimated that another 700 colleges had been founded
and failed during the same period; it is interesting that there is still a li-
vely debate about how many such institutions were created, since there
is no central register of such foundings. (Can one imagine any European
nation that would not know how many colleges and universities it had crea-
ted.) Today there are roughly 3,700 colleges and universities in the United
States that grant credit toward degrees, of which some 2,500 are chartered
to grant degrees, and some 1,200 are two year community colleges which
offer credit toward degrees when transferred to a degree granting college or
university. These 3,700 institutions vary enormously: great research uni-
versities, modest church related colleges, strongly vocational institutions,
colleges in which students read nothing but ‘great books’ of Western Civ-
ilization, and colleges in which students read hardly any ‘great books’ at
all. And academic standards among them differ enormously.

Diversity and Academic Standards
Europeans might well and indeed do often ask: how can academic

standards be maintained in such a large and diverse system, without any
central body controlling and monitoring those standards? The short answer
is that in the United States there are no common academic standards
maintained throughout the system. And this is perhaps the most puzzling
and troubling aspect of American higher education to Europeans, most
of whom assume that it is the responsibility of the state, together with
the universities themselves, to guarantee academic standards at high and
common levels. What does a degree mean, they ask, if you cannot know
what level of standard of achievement it represents? A perfectly reasonable
question, but one which Americans ordinarily do not ask. To them, the
meaning of a degree is established by learning where it was gained, and
in what subject. And even then it will not matter much unless the holder
were applying to a graduate school and going on to a higher academic
or professional degree. In addition, and even more taken for granted by
Europeans — but not by Americans — is the assumption of a common
level of academic standard within a particular university. Americans are



comfortable with quite marked variations in the quality and difficulty
and level of instruction in different departments of the same university,
and even in different parts of the same department. It appears that for
Americans having a degree, or at least having spent some years in a college
or university, is very important as establishing the probability that the
individual has learned how to learn; but it is not very important for most
of the ordinary occupations of life where that degree was earned or at what
level of academic achievement.

To explain these puzzling facts, which are central to an understanding
of American higher education, we must point to two overriding structural
features of our system: first, that there is no central body to maintain and
monitor common standards; and second, that the system is highly oriented
to the needs and requirements of its users, its consumers, the students,
rather than its producers, the academic community. The first of these is
a powerful element in our political and economic structure; the second an
equally powerful element in our culture and values.

We have already discussed the first of these, particularly in its historical
roots. Our Constitution carefully enumerates the powers granted to the
federal government; all those not so enumerated are reserved to the states
and to ‘the people’. Among the latter are the provision of education,
and this was and remains primarily a state and private activity. The
federal government itself helps to support higher education; it provides
roughly a quarter of the total support for higher education, most of it
through a substantial program of grants and loans to students, and support
for university-based research through grants directly to the scientists and
scholars. But the federal government does not have the power to constrain
the creation of colleges or to require them to meet any particular level of
academic standard13. And the states have not placed very severe constraints
on the creation of private colleges or universities since they did not also
take on the financial commitment of support for all of those so created.
Of course they have been somewhat more careful in starting institutions to
which they were financially committed, but the existence of many private
colleges and universities uncontrolled by public authorities has encouraged
the broad expectation that people will go on to post secondary education if
they have any talent for it and can afford it. And as higher education has
served as a significant avenue of mobility out of the working and lower

13 Moreover, even the federal support for research comes from a wide range of
federal departments and agencies, such as the National Science Foundation and the
National Institutes of Health, and these are on the whole quite uncoordinated, so
there is no clear federal policy toward science and its support.



middle classes, demand for it has grown, and places have been found or
created to meet the demand.

But that is perhaps familiar to Europeans who know something of
our history and political arrangements. Equally important are the cultural
differences between the United States and Europe, differences perhaps
obscured by the great cultural similarities between us, and by the fact
that our cultural roots lie in European history and achievements. But to
stress the differences for the moment: the United States is, and has been
from the beginning, an acquisitive society, confronted by a continent whose
ownership had not been settled by sword and custom since medieval times.
In America, as the historian Louis Hartz has noted, the market preceded
society, a central and powerful fact whose ramifications can be seen in
all of our institutions and throughout our national life. We are, to put it
crudely, unembarrassed by the market. By contrast, Europeans and their
governments, still as in the past, rather dislike market mechanisms and
processes in education, and until recently have done everything they could
to reduce their influence. And this difference arises out of our profoundly
different feelings about culture and cultural competence. Markets threaten
the ‘cultural integrity’ of cultural institutions by increasing the power of
consumers over producers — that is, the people who are presumably most
competent to supply some given kind of cultural entity, whether it be
a performance of music, or higher studies in philosophy or physics. In
higher education, the consumers — ordinarily students and their parents
— are by definition incompetent as compared with the academics who teach
and manage the colleges and universities. Europeans, though this is now
changing, have tried very hard to reduce the influence of the incompetent
mass on high cultural matters, and to preserve a realm of elite determination
of cultural form and content. And the fact that this resistance is weakening
is both cause and consequence of the rise of mass higher education, and
in some sense, of the tendencies toward the Americanization of European
higher education.

Americans, surely the creators of the most populist society in the world,
accept a larger role for consumer preferences in the shaping of cultural
forms — even in the provision of what and how subjects are taught in
colleges and universities — than do most other nations. Europeans try
to constrain the influence of consumer preference on higher education in
a number of ways, the most important of which is the insulation of the
financing of higher education from student fees, or put differently, through
the provision of the bulk of support for higher education by the state.
By contrast, in the United States two aspects of funding work to reduce
the power of the state over the institutions, and increase the influence of
the students and their interests in those institutions. The budgets of most



American colleges and universities, both public and private, are keyed to
student enrollments, which ensures that most institutions are extremely
sensitive to student preferences. To reinforce this sensitivity, the federal
government supports students through grants and loans made directly to
the students who can take that money to any college or university that they
wish and that will accept them, rather than through direct grants to the
institution. And student tuitions supply a substantial part of the operating
budgets of almost all colleges and universities, public and private.

Of course there are some elite colleges and universities which can
resist the pressure of consumer demand, first because they have substantial
private endowments and receive substantial annual gifts from alumni and
friends, and second because they are so prestigious that they have many
more applicants than they have places. And both of those factors increase
the autonomy of the institution in relation both to the state and to their
students. But most American colleges are not quite so fortunate, and must
be sensitive to their attractiveness on the market.

Europeans can be forgiven for imagining that this situation, of depend-
ence on the market for students and the resulting sensitivity to their needs
and preferences, must inevitably work to drive down quality. But academic
quality — a difficult matter to define, though easier to recognize — is
sustained in the United States by a number of forces. One of these is
competition in the market itself — market competition sustains quality in
some parts of the system as it drives it down in others. Institutions have
reputations both among parents and among employers, and while these
reputations tend to lag behind reality, nevertheless over time they come
to reflect reality. And other things being equal, colleges that maintain
their academic standards are likely to be more attractive to students and
to employers than those that do not. On the whole, more colleges and
universities try to raise their quality to attract more and better students
(and staff) than try to do that by lowering standards. In addition, standards
of academic work are sustained by the norms and values which academics
have internalized in the course of their preparation and socialization; most
American academics, even those in non-research oriented institutions, hold
research degrees, usually the Ph.D. from some research university. And
in addition there are a variety of ways in which American colleges are
held accountable by outside institutions — the institutions which support
them; among these are the forms of institutional accreditation, carried out
characteristically by voluntary associations of the institutions themselves.
But that is another and longer story.

I have been speaking of the forces which sustain institutional auton-
omy, and to some degree academic quality in those relatively autonomous
institutions. But the key word here is ‘to some degree’. That is, these quality



sustaining forces are quite variable in different kinds of institutions. And so,
alongside our world renowned elite institutions — Harvard, Princeton, MIT,
Stanford and another twenty or thirty or fifty well-known institutions —
with their distinguished academic staff, brilliant students, great laboratories
and libraries, stand hundreds of much more modest institutions whose
names are not widely known outside their regions. And they have academic
staffs who on average are not so distinguished, students who on average
are not so brilliant as those who grace the elite institutions. But these
institutions and the people in them tend to deal with their situations as
if they were part of a large articulated national ‘system’ — the academic
staff conceiving of their institutional roles and functions as in some re-
spects similar to and in others different from those of the elite institutions;
the students knowing (rightly) that evidence of having a degree from any
decent institution is a substantial, almost necessary qualification for getting
a decent middle class job, and also, that if they have higher ambitions and
reasonable academic talents, they may well be able to move on after grad-
uation to the graduate or professional schools of rather more distinguished
— or at least better known — regional or national universities.

So the answer to the question of what makes American higher edu-
cation a ‘system’, if not a central governing body, or common academic
standards, leads us into the depths of a complex society, its values and
institutions. This loosely articulated system is held together by a myriad
of associations at every level, associations that link disciplines, types of in-
stitutions, professional groups, governing bodies, etc. These associations,
and there are hundreds of them, carry on a continuous discussion through
meetings and journals, about educational issues of every kind. And it is
this continuous discussion and consultation within and between associa-
tions with overlapping memberships, arising out of the need to persuade
rather than command, that is the organizing principle of our national ‘sys-
tem’ of higher education. And this need to persuade in the absence of
the power to compel also leads Americans to be rather relaxed and tolerant
about the wide diversity of mission and standard that mark our institutions.

California and the Master Plan for Higher Education

Thus far we have been talking about American higher education as if
it were an aggregate of free-standing individual institutions, some public,
some private; some distinguished, some less so; some universities, some
colleges; some supporting research, some providing teaching without much
research activity, and so forth. But in fact a large part of American
higher education, particularly the public sector, is organized in multi-
campus systems. That is the case in California, where a Master Plan



defines the roles and functions of all the public colleges and universities14.
As many Europeans who have visited California know, there are three
public segments: the University of California (UC), on nine campuses, of
which Berkeley and UCLA are perhaps best known; the California State
University (CSU) on twenty campuses; and some 100 community colleges.
The University of California enrolls about 150,000 students, the CSU about
250,000, and the community colleges, which provide the first two years of
college along with many kinds of vocational training, enroll well over a
million students, most of them part-time.

The Master Plan, which was written into law in 1960, has survived
through good times and bad, and has been much admired by Europeans
who like the sense of order and planning, along with the size, diversity,
autonomy and initiative that they also admire in American colleges and uni-
versities. The order is apparent in the division of academic labor among
the segments: UC admits as first year students from the most academi-
cally talented 12.5% of California secondary school graduates, it does the
bulk of the research done in California’s public universities, and awards
all the doctoral degrees; the CSU campuses admit from the top third of
California’s high school graduates, award degrees up through the masters,
and offer a wide variety of semi-professional education and training; while
the community colleges are ‘open door’ institutions, admitting just about
all applicants who are over 18 years of age without regard to academic
qualifications. A small proportion but a large absolute number of these
transfer to one of the senior segments after completing two years of work
offered by the community colleges — but not necessarily in two years! A
crucial aspect of these arrangements is that credits earned in any of these
sectors may be accepted in other institutions and in other segments of the
California system — if they are in the appropriate subjects at appropriate
levels of performance.

This articulation among quite different systems and forms of post-
secondary education is an aspect of the Master Plan that some Europeans
find shocking, and perhaps most troubling with respect to academic quality
and standards. And yet we know that the many students who transfer from
the community colleges to one of the two university sectors perform about
as well as students who enter those universities as first year students. There
are thousands of these transfer students, and the other two segments make
room for them in their planning, though they remain a small fraction of

14 For fuller discussion and reflections on California higher education and its
Master Plan, see [6]. For the origins of the Plan, see the account in this volume by
its chief architect, Clark Kerr, “The California Plan for Higher Education: An Ex
Ante View”, pp. 47–60.



the total enrollment of the community colleges, most of whose students are
enrolled for short term vocational courses without an interest in transferring
to one of the senior segments.

The Master Plan works in this most culturally egalitarian state by
setting itself firmly against strict equality in the support and provision of
education among the sectors. The California State University has teaching,
not research, as its central mission; its academic staff will have perhaps
twice as many teaching hours a week as their counterparts in the University
of California. They do not have the great research laboratories and libraries
found on the campuses of UC, nor its cluster of research institutes and
centers, nor its hordes of graduate students and post-docs and visiting
scholars. The emphasis on teaching is reflected even in the architecture
of the CSU buildings: their classrooms are smaller, designed to hold
twenty-five or thirty students, not the large lecture halls so common on
UC campuses. While staff-student ratios are similar in the two systems, the
academics in UC use their time differently: they lecture more students less
frequently in larger classes aided by graduate teaching assistants, they teach
small graduate and research seminars, and supervise graduate students on
a one-to-one basis. Salaries of academics in the University are somewhat
higher than in the CSU system, though the difference becomes quite marked
among the senior grades of professor, where salaries may be 50–100%
higher than the highest salaries in the CSU. And the University of California
is funded by the State of California more generously than the CSU: overall
UC receives about the same annual support from the State of California for
its 150,000 students as does the CSU for its 250,000 students, and that does
not count the substantial additional sums that come to UC through research
grants, private gifts, interest on its endowments and the like. Currently only
about a quarter of UC’s operating budget of roughly $8 billion comes from
the State of California; by contrast most of CSU’s operating budget comes
from State sources.

But despite the marked differences in status and support for the three
segments, the Master Plan appears to have solved the problem of institutio-
nal drift, a perennial problem for diversification in European higher educa-
tion. The firm definition of the character and missions of the three segments
of the public system in the Master Plan, buttressed by legislation, funding
formulas, constitutional provisions, governance patterns, admissions poli-
cies and the like, all discourage any potential tendencies of institutions to
dream of moving between segments. And there is no serious effort by
community colleges to become four year institutions, or by CSU campuses
to become part of the University of California. There simply would be no
support for such efforts outside the institutions, and very little inside them.



The academic cultures of the three segments are quite distinct, as are the
expectations of their respective staff and students.

The interest California has held for Europeans is the attractive idea
that a complex public system of higher education can be planned and
created, one that both supports and contains diversity, allows for growth
and flexibility, and also embodies excellence of various kinds within and
among its three major segments and hundreds of institutions. But the
foreign observer must remember that the Master Plan does not embrace all
higher education even within California: Stanford, Cal Tech, the University
of Southern California, the Claremont Complex (or federation) of colleges
along with many less well known are all private institutions, included in
the Master Plan as cooperative institutions but not governed by it. These
are some of the finest colleges and universities in the United States, by no
means marginal institutions.

In addition, the institutions of the Master Plan exist in a national system
of great diversity, and are competitive and cooperative with institutions all
over the country, for example competing for staff and students nationally.
Moreover, there is a considerable measure of diversity within and between
the institutions in the same segment; San Diego and Santa Cruz are quite
different institutions, though both are campuses of UC.

Thus, many of the decisions made by actors and institutions within the
California system are made in the context of a national system that is not
responsible to any higher political authority. While it was convenient (and
imaginative) for the OECD to review the California higher education as if it
were a national system, it is not; it has links beyond the borders of the state
which attenuate the power of the state over the system. But in this respect,
it perhaps foreshadows the decline in the power of European governments
over their institutions of higher education as they become part of a larger
European system, and then, through the developing revolution of electronic
communications, of a global system of teaching and learning at every level
of difficulty and complexity.

Conclusion
I began by setting forth a number of forces which have led European

governments to constrain the growth and diversification of their systems
of higher education. We can now see that these forces for constraint are
weakening, allowing diversification to accelerate:

First, in many places we see European institutions of higher educa-
tion broadening the base of their financial support beyond the state, giving
them the autonomy they need to develop unique profiles of character and
mission. Governments are acknowledging — and encouraging — these
tendencies by granting the institutions more autonomy in law and regu-



lation. And autonomy means a strengthening of institutional leadership
so that it can be more innovative and entrepreneurial, able to respond to
special opportunities and markets. And this is further encouraged by the
decline in the proportion of budgets supplied by the state. And that also
is a force for diversification. Moreover, as the role of the state declines,
so do its demands for high common standards throughout the system —
demands that have been among the strongest constraints on growth and
diversity in higher education.

As the systems grow, so the proportions of their graduates employed
by the state begin to decline. The special status attached to university
graduates also declines slowly, allowing them to take jobs outside the
narrow range of the old professions and the civil service, and the changing
economy creates jobs and careers that defy manpower planning and its
efforts to fit the number of graduates to a fixed and predictable number of
appropriate jobs. The fears of a class of unemployed graduates fades along
with the dangers of radical political movements to democracy. As the
lofty status of the graduates declines with their growth in numbers, so the
egalitarian ethos that was threatened by diversification of higher education
also declines. And the rapid changes in the global economy create demands
for specialisms and for continuing education that cannot easily be contained
in the older universities, and force the creation of new forms and structures.
The sheer growth in numbers of students increases the social diversity of
both the student population and the academic profession, and that also
demands to be reflected in more diverse institutions.

So we see in the weakening of the forces which have historically
constrained growth and proliferation of European higher education the
emergence of conditions for diversification which come to resemble those
in the United States, and which explain the radical diversification of higher
education in that country.

Europe moves in its own ways toward mass higher education, different
from those of the United States because of its profoundly different histories
and traditions, not least those touching on the relation of state and society.
But European nations may be able to avoid at least some of the very grave
problems that have accompanied those developments in the United States.
I am thinking, for example, of the severe decline in the quality of American
secondary education which is partly a consequence of the rapid growth of
mass higher education, and of the assumption (or continuation) of many
of the functions of secondary education by American higher education.
I am also thinking of a bimodal distribution of formal education, and
the emergence of distinct classes of the educated and uneducated that I
spoke of earlier, which may generate grave social and political problems
for democracy. If the emergence of mass higher education in Europe has



inevitably taken American developments and institutions as models, the
next stage of growth in both areas may see a stronger movement of ideas
and models in the other direction. Our next serious study might well be
“What can the United States learn from European developments and forms
of higher education?”. Perhaps that study is overdue.
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4
Diversification, Competitive

Autonomy, and Institutional Initiative
in Higher Education Systems

Burton R. Clark

D iversification of higher education is the organizing topic for the first
part of this collection of papers. In the preceding chapter, Martin

Trow has set forth some characteristics of diversified university systems. I
want to carry the topic from the system level to the institutional level, where
we can directly approach the implications of diversification for institutional
leadership and development. I am particularly interested in the question
of whether diversification makes a national system of higher education,
or a subset of universities, more flexible and adaptive, or instead leads
to opposite effects. Diversification in itself offers no assurance of greater
dynamism. We need to explore the conditions under which diversification
activates institutions and thereby institutes greater dynamism in the system
at large.

Active Diversification
Diversification can be highly stimulating for institutions within a sys-

tem, moderately stimulating, or not stimulating at all. The creation of
standardized and tightly controlled sets of institutions within a centrally
planned binary or trinary system may offer very little long-term stimulation.
The new scheme may simply create new sets of protected niches in which,
under common categories of guaranteed funding, institutions find little
incentive to be alert to a changing environment. In the highly diverse
American system, for example, one can find whole sets of universities or
colleges in particular states that for lengthy historical periods have settled
down in a passive posture. Such passivity includes hostility against any
institution that would try to break the lockstep and seek to raise its head
above the crowd.

Dynamic diversification requires system conditions that promote insti-
tutional autonomy to the point where individual institutions within an in-



stitutional complex, e.g., a set of research universities, can become very dif-
ferent from one another. The institutions can then seek to develop distinc-
tive profiles of activities, advantageously matching their changing internal
capabilities, e.g., departmental strengths, with changing environmental con-
straints and opportunities, e.g., reduced governmental funding as share of
total support, more possible connections with industry, more opportunities
to gain support from the European Union. We can call this increasingly
needed state of affairs ‘active diversification’.

Competitive Autonomy
Active diversification is particularly promoted by competition — com-

petition on the part of university basic units (departments and institutes)
and especially on the part of entire universities. In the emerging interna-
tional world of learning that stretches from Japan and Singapore to Finland
and Switzerland, ambitious universities have little choice but to become
competitive. Even institutions in non-university sectors have to become
more conscious of their relative standing. And if institutions are going to
compete, sponsoring governments need to step back from close university
control and allow the institutions more room for self-development. Beyond
standing back, many European governments have been actively pushing
their universities into a more competitive posture. Funding is here the
main instrument. Standardized core governmental support is reduced as
a share of total university income. University administrators and faculties
then turn more to research councils and especially to a host of third-stream
sources, e.g., private firms, local governments, voluntary associations, phil-
anthropic foundations, alumni, and students and parents. Overall support
is then inherently competitive and variable. Some institutions will do better
than others in gaining funds from research councils and the third-stream
sources. In all research-grant competitions, for example, there are winners
and losers. There are Matthew Effects (to them that hath, more will be
given) and there are Initiative Effects (to them that strive hard — and make
the right decisions — more will be given).

In brief: active diversification is promoted by competitive autonomy.
As competition heats up, nationally and especially internationally, no uni-
versity that wishes to be a significant institution can assume that its current
posture is a final resting place. Those who rest too long on current laurels
take the largest risk of all: that as other institutions compete better than
they do, they will find themselves locked into a vicious circle of effects that
puts them on a downward course that may be very difficult to arrest. Go
too far ‘down-market’ and you are then in the international backwaters of
higher education.



Institutional Initiative
Competitive autonomy thus can be both a basic characteristic of a

whole complex of universities (or of an entire higher education system)
and a characteristic of individual institutions. At the institutional level,
competitive autonomy promotes initiative, even ‘entrepreneurship’. René
L. Frey (see Chapter 7) has stressed for the Swiss scene the need for an
‘accentuated entrepreneurial approach’, i.e. strong initiative on the part of
whole universities on behalf of their regions as well as the entire nation
that is made possible by increased autonomy and incentives to act ‘entre-
preneurially’. That point is fundamental in current university change. We
increasingly need to see universities as active agents.

My current research [2] pursues institutional initiative. The research,
now only mid-stream, entails case studies of reportedly entrepreneurial or
innovative universities in different European settings. From initial work at
Warwick (England), Twente (Netherlands), Chalmers (Sweden), and Strath-
clyde (Scotland), I have suggested four essential elements of institutions that
are unusually pro-active: a change-demanding ‘institutional idea’, infused
in the organization during a decade or more; a strengthened and more
integrated ‘administrative core’, composed of a few heads of basic units
(faculties, departments) as well as a small cadre of senior central officers;
a ‘discretionary funding base’ with some income streams that free up
money for new activities and approaches; and a ‘developmental periphery’,
composed of new or redesigned organizational units that enlarge the bound-
aries of the university and readily reach across the boundaries to outside
organizations, e.g., technology transfer offices, science parks, centers jointly
sponsored with business firms and government departments, conference
centers, outreach programs in business and engineering, programs in the
performing arts that reach the local community and foreign countries.

The four elements are highly interactive. The idea provides a covering
legitimation and a broad cultural stimulant for the hard work of steady
improvement. The administrative core provides an organized capacity
to ‘get-up-and-go’. The diversified funding base provides the budgetary
freedom that financially enables the bottom-up initiatives of the basic units
as well as the initiatives of the core. The developmental periphery provides
the organizational tools for doing new things, and in so doing enhances
discretionary funds.

The administrative core, the new funding streams, and the new units
in the developmental periphery become durable expressions of the institu-
tional idea. In time, the intangible idea becomes defined in considerable
part, and more concretely, by its implementing infrastructures.



Conclusion
Clark Kerr appears to have it right when, at a 1991 conference, he

stated [3]:

“For the first time, a really international world of learning,
highly competitive, is emerging. If you want to get into that
orbit, you have to do so on merit. You cannot rely on politics
or anything else. You have to give a good deal of autonomy
to institutions for them to be dynamic and to move fast in
international competition. You have to develop entrepreneurial
leadership to go along with institutional autonomy.”

In this instructive formulation, ‘merit’, ‘autonomy’, ’competition’, and ‘en-
trepreneurial leadership’ serve as reigning concepts. We may add ‘active
diversification’ as a broad system condition. To summarize my three-fold
argument:

Diversification that stimulates is diversification that leads to competi-
tive autonomy. That condition then requires entrepreneurship if merit is
to be achieved, in a world where to stand still is to be left behind, slowly
drifting down-market. A cultivation of initiative is required. Institutional
initiative entails at least the four elements of organizational idea, adminis-
trative core, discretionary income, and developmental periphery. Interac-
tion among these elements can help a university develop a new organ-
izational coherence, even a distinctive and dynamic institutional identity.
Other elements will need to be identified.

My emphasis on active diversification, competitive autonomy, and in-
stitutional initiative argues strongly against national and regional planning
of higher education that does anything more than set broad frameworks of
system development. The number one mistake that governments in various
parts of the world, including Europe, have made in the twentieth century
in their relationship to higher education has been to attempt to regulate in
some detail what universities should and should not do. Even after that
lesson has been learned, the planning tendency remains tempting. Senior
professors serving as part of the national academic oligarchy, often just as
much as central politicians and bureaucrats, want to get things right. To
make sure that things get done properly, central committees of academics
then become instruments of central steerage. But the planning inclination
has to be resisted. Higher education in all its endless and growing complex-
ity is a ‘bottom-heavy’ system of work ([1], Chapter 1, “Work”). Research
and teaching — and student learning — are carried out in individual basic
units (departments, research centers, interdisciplinary programs) that be-
come more varied and esoteric with every passing year. Groups at the
center cannot know enough. Standardization fits badly the needs of whole



institutions as well as the requirements of effective work in the operating
units.

Even more in the future than in the present, ongoing change in sys-
tems of higher education that promotes more effective research, teaching,
and learning will not flow primarily from system planning. Rather it will
flow from (i) a growing diversification that has its own unplanned dynam-
ism, (ii) an extended institutional autonomy that has its own unplanned
competitiveness, and (iii) an intensified institutional initiative that allows
universities and their sub-units to cope individually with an evermore
complex world ([1], Chapter 8, “Preferences”). We should insist on divided
rather than coordinated power and prefer endless variety over standardized
practice. Much experimentation will be needed year by year, decade by
decade, that will permit universities to devise new things to do in a fast-
changing environment and then to use new features as ways to improve
traditional capabilities.
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5
The Implication of Increased

Institutional Diversity for
Higher Education Evaluation

H.R. Kells

T he general intent of this chapter is to complement and extend the ana-
lyses offered by our colleagues in the preceding chapters, particularly

the tour de force of influential factors and comparative perspectives pro-
vided by Martin Trow and the exploration at the institutional level of the
relationship between planned diversity of institutional types and desired
creativity by Burton Clark. There are many interesting and even provoca-
tive dimensions provided by these experienced and thoughtful analysts. I
will comment upon some of the more tantalising aspects, but the primary
purpose of my analysis is to provoke decision-makers in Switzerland —
and others in similar national circumstances — concerning the implications
of diversifying the higher education system. I will focus in some detail
upon one of the more controversial and often uncomfortable implications
of increasing institutional diversity — the choices which must be made with
respect to evaluation, indeed, what is probably more appropriately called
regulation, whether for assurance or improvement purposes. My proposi-
tions will be based upon some experiences with both relatively diverse and
non-diverse systems. Of course, much of this is thoroughly subjective, flow-
ing from case analysis, and therefore constitutes a type of theory-building
about the important dimensions and choices to be made.

Some General Reflections
Many points of departure are offered by the Trow analysis and they are

directed and strengthened by the historical and socio-political framework he
presents. One is tempted to leave it all in tact, but perhaps a few thoughts
are needed to accompany these ideas. The first concerns an additional
potential explanatory factor as regards the restraints to diversity. It is the
relative weight assigned culturally in the two general geographical spheres
which Trow contrasts — the USA and Europe — to the rights of individuals



as opposed to the rights of the group. It seems to this analyst that in
addition to the factors mentioned by Trow, a large part of the variance
between these general systems is explained by where rights or powers are
situated. As pointed out by Clark and Youn [1] some twenty years ago
in their helpful analysis of the differences in attributes of higher education
systems across national and continental boundaries, the site of attributed
power is crucial. In the USA, which may or may not be “the most populist
society” (perhaps one of the most, and surely the most individualistic), the
historical evolution portrayed by Trow, it seems to me, was propelled at
every step by a continuous striving to assure maximum freedom of action
for individuals and their institutions in the New World. This is reflected
in and assisted by the accumulation of power at the top of individual
institutions in obverse form to the classical continental European array
where most power is above the institution in the ministries and within
it in the faculties. The result in the USA is an extremely diverse ‘system’ of
locally managed, highly individualistic institutions. As an American-born,
nouveau European residing in a Nordic country where the rights of the
group are undoubtedly more important than the rights of the individual,
I can readily perceive the basis of the relatively less diverse systems of
higher education found here. The desire to design and maintain somewhat
more coherence in society found in such cultures is expressed through the
attempts to maintain a somewhat narrower and more generally acceptable
range of institutional performance — all related instrumentally to the nature
of diversity in the system.

Only touched upon briefly in the previous chapters and analyses, and
perhaps of even more interest, is the spectrum of diversity reflected in
various national systems, including the presence or absence of private (in
this case ‘extremely private’ within the extant spectrum helpfully mention-
ed by Trow) and even profit-seeking institutions. Both Trow and Clark
make the crucially important point that diversity of basically public higher
education systems must be understood in terms of whether the systems
are highly planned, defined and controlled or are upwardly drifting in
nature (‘academic drift’ of institutions upward in status and mission). Trow
dwells understandably upon the sustained rationality of the California pub-
lic system. What should also be mentioned is the relatively high degree of
irrationality in the rest of the higher education ‘system’ in California; a State
which has a relatively weak system of control, compared to some others in
the USA, of the array of private, sometimes extremely entrepreneurial, even
occasionally bizarre, institutions. And here lies the biggest decision to be
made by a European country about diversity — whether to permit privately
incorporated institutions and under what basis, minimal expectations and
continuing level of control. This is something being played out in Central



and Eastern Europe at the present time, ironically quite a bit influenced
by the free market forces of the USA and UK governments. This has
also been the case all across Latin America where, when permitted by the
State, traditional systems of universities sometimes with prestigious private,
often Catholic universities as members, have been flooded with privately
incorporated, imitation universities, some of them fully deserving the name
‘garage’ institutions with ‘taxi cab’ faculties [10, 11]. Within these groups of
new institutions are some very interesting ones with substantial potential.
Some are reminiscent of the fine private universities developed in Latin
America or even in some Western European countries for example, now
partially government supported institutions such as the Vrije Universiteit,
Amsterdam. So whether to permit private institutions to operate within the
traditional higher education sector is a very important question.

Several important questions come to mind. First, whether the Latin and
Central or Eastern European societies can afford and want to expose their
students to the costly and dislocating market ‘weeding out’ such as was
seen in 18th century USA and continues today. Most thoughtful European
observers would doubt it very much. For instance, it was recently reported
that it is likely that the Romanian ministry will close up to 50 new private
universities as their new regulation system is enacted. Second, what kind of
continuing quality assurance and institutional licensing system consistent
with national cultural preferences can be implemented to assist in achieving
societal intentions amid such attempts at increased diversity?

Specific Implications of Institutional Diversity
I would offer that there are probably about four stages or degrees of in-

stitutional diversity across extant national systems. They range from quite
narrowly defined and controlled systems of public, totally or primarily
university-type institutions (as in Austria and Finland before the middle
1990s and Switzerland); through admixtures of traditional public and pri-
vate or independent universities and polytechnic-type public institutions
(Chile before 1980, and Holland); and then even more diverse systems
which include the foregoing plus extensive non-profit, privately sponsor-
ed, fee-charging institutions (as in several Latin American and Central or
Eastern European nations). In the final and most extreme case, there are
systems which contain the foregoing array plus profit-seeking institutions
as well, as in the United States of America which is reported to have 5,000 to
10,000 such institutions depending on how one counts the institutions and
when one counts. Table 5–1 presents the four general, but admittedly not
adequately precise or necessarily mutually exclusive, categories or degrees
of institutional diversity.



5–1: Stages or Degrees of Institutional
Diversity in Higher Education Systems

Low Diversity: narrowly defined; relatively highly
controlled systems of totally or largely
university-type institutions; all publically
supported in large part;

Relatively Low Diversity: systems composed of a mixture
of traditional public and private
(or independent) universities and
polytechnic-type institutions; all
institutions primarily publically supported;

Relatively High Diversity: systems composed of the foregoing (or
with little public support for the traditional
private sector) plus an extensive segment
of privately incorporated, non-profit,
fee-charging institutions with offerings in
the technical or business curricula (often
largely) or in the liberal arts;

High Diversity: systems composed as in the previous
category plus profit-seeking institutions.

The reader will sense that a major set of implications for public account-
ability, quality assurance and evaluation in general begin to be expressed
as one moves from the first two categories into the third and fourth, the
relatively high and high categories. The presence of significant represen-
tation of privately incorporated and directed institutions raises questions
about several elements of the evaluation schemes which have become so
influential in several dozen nations in the last decade [2, 3, 5, 7, 6]. In such
circumstances — indeed as one progresses along the spectrum of diver-
sity — one must examine such elements of evaluation systems as: the use
of self-regulatory approaches (within them self-evaluation and institution-
initiated external review); the linking by government of evaluation results
to core funding of institutions; the use of meta evaluation (‘audit’) tech-
niques; the relative focus on basic quality assurance; the use of sanctions
and accreditation lists; the need to focus on differential standards by type
of institution; the need for complementary and prerequisite government li-
censing and review procedures; and, the use within institutions of schemes
to move marginal resources to respond to improvement-oriented results of
the evaluation efforts.



In an effort to depict these relationships and to generally explore the
foregoing evaluation-related implications, Figure 5–2 is presented (see page
48). My experience with evaluation systems or attempts to establish them
in circumstances across the diversity spectrum indicates that the relation-
ships indicated in Figure 5–2 are at least approximately correct. For in-
stance, there seems to be a high need across the spectrum (from homoge-
nous and limited systems to vastly diverse and far ranging systems) and
across the institutional types as well for, and considerable interest in, self-
regulatory behaviour which promotes institutional change and builds confi-
dence towards public scrutiny. There is no reason to believe that internally
generated review is any less possible or useful in weak or immature institu-
tions than it is in select, traditional universities. Both can and have benefited
greatly from such things (see [7] for examples). At the same time, there is
little evidence that evaluation ratings of research which are used to drive
core funding of public institutions, as it is the case in the United Kingdom,
yield improved research climate or performance across the system. Rather,
some instability and lack of continuity is introduced. A somewhat destruc-
tive focus on the ratings per se and a periodic and somewhat unpredictable
stripping of resources from many institutions otherwise in need of encour-
agement and development ensues with concomitant targeting of resources
(‘the anti-Robin Hood effect’ per a former Rector in Sweden). There is
no evidence that a stronger overall research system has resulted and some
wonder how much of the departure of many senior academics from the UK
system is related to this most caustic and dubious instrument of the new
evaluative managerialism. At the same time there is some evidence from
a wide range of universities in a similarly wide array of countries (Chile;
Canada; the Netherlands; USA; see [4, 7]) that the linking of evaluation
results in program reviews conducted by institutions to marginal resources
within those same institutions has a dramatic and positive effect, uniformly
across the spectrum of national institutional diversity.

There are also dramatic implications which are expressed not uniform-
ally, but rather differentially, across the spectrum. It is quite clear that there
is a much lower need for basic quality assurance at the more restricted and
traditional end of the spectrum. Similarly, there is less need (some would
say no need) for sanctions in low diversity systems. Norms there are clear,
shared and more readily and uniformly enforced. Most dramatically, there
is a clear need to develop strong and complementary government licensing
on a prerequisite (to academic accreditation or other national reviews)
basis for systems on the high diversity end of the spectrum [9] since the
usual academically-based reviews are not sufficiently inspectorial and the
agencies which deliver them are rarely staffed to fight the most dubious
entrepreneurs in the courts [8, 10]. Similarly, as one moves from low to
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high diversity one must introduce differentiation in the standards which are
employed; different types of standards, which can also seek excellence, must
be introduced as different types of institutions bring different goals and
expectations [12]. And, finally, the interesting audit processes pioneered in
the United Kingdom which are, in effect, meta-level evaluations (evaluat-
ing the institution’s ability to evaluate and regulate itself) are more likely to
succeed, perhaps even be possible, at the low diversity end of the spectrum.

And so we see that as one pursues the path of diversification of
institutional types — a very interesting and potentially beneficial policy
choice for many countries as was pointed out in the preceding chapters
— one must adjust the evaluation systems so that specific purposes of, for
instance, quality assurance, institutional self-regulation, and improvement
can be pursued. There are many practical implications which follow. More
reliance on goal-directed evaluation and analysis of institutional outputs
are often required as systems diversify. The nature and composition of
external review efforts must change in order that better matches with and
more sensitivity to institutional difference are achieved. More collaboration
between academic review systems and government prerequisite licensing
schemes is needed; a cruel irony for those who fought hard to achieve dis-
tance from government ministries. There are, of course, staff implications,
data systems implications and political implications [6, 8, 9], but more of a
focus on these matters is beyond the limits of this chapter.

Professor Clark presents his findings about the factors which seem to
be related to the development of innovative institutions — those with in-
stitutional initiative. I would add that part of his identified ‘administrative
core’ in these internally diversified, if you will, institutions is a develop-
ed culture of evaluation and self-regulation. Such institutions constantly
decipher and consider the signals from clients. They have a functional in-
formation system which can handle both facts and opinions and make them
quickly available in ways which are relatively unobtrusive and burdensome.
The units on the periphery and in the core review themselves in appropriate
and useful ways and make adjustments so they can both function and serve
better. There is a clear and important relationship between the ability to
develop effective internal diversity, including exhibiting initiative, and the
development of appropriate, useful evaluation systems.

I will close with two additional general reflections stimulated by the
Martin Trow chapter. It is tempting to point to cause-and-effect relation-
ships in all of this. The level of institutional diversity is a complex topic
which flows in particular instances from complex, multi-variable relation-
ships steeped in powerful national inclinations. Think, for instance, about
the British concern about drop-out rates which, seen from the perspective
of those from a more diverse system and culturally different setting, seems



to neglect the difference between teaching with normal curve grading and
that which seeks learning by students, all of whom may achieve high levels
of cognitive, psychomotor and affective development in a particular course,
even in a non-university institution which typifies high diversity systems.

I also wonder whether high diversity such as in the USA always must
lead to a system with no common understanding about the meaning of a
degree. Some nations surely operate in ways that, though not representative
of the high individualism and autonomy in the USA, are quite capable
of diversifying institutional type and controlling academic quality with
common across-sub-system (institutional type) expectations and minimums.
Political will, strong leadership and tolerance for some central steering
are required. Similarly, I wonder if it is so that high diversification per
se creates such a problematic ‘underclass’ of non-participants as Trow
suggests. I rather think that what may be created through such a phase
inversion is a different and smaller ‘underclass’. The system moves from an
elitist position, situated with the vast percentage of non-participants as an
‘underclass’, to a mass system with or without common quality standards
with a resulting proportionately smaller ‘underclass’ of uncredentialled
people. The question, of course, is which is worse in a particular cultural
setting. I am not so sure that all countries would answer the same way.

The implications of diversifying a system of higher education by in-
troducing different types of institutions are important with respect to the
questions of quality assurance and which type of evaluation system can
be used effectively. There are some seeming relationships; no surety about
cause and effect; and a great deal which remains to be understood about
the matter.
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Einleitung

Beat Kappeler

D as Verhältnis zwischen der Hochschule und dem sie umgebenden
Territorium unterliegt zwei diametral entgegengesetzten Tendenzen:

• Einerseits lockert sich die Bindung von Personen und Firmen ans Ter-
ritorium. Die Freizügigkeit der Personen nimmt rechtlich und fak-
tisch in der ganzen Welt zu — wie viele Grenzen haben sich zwischen
West und Ost geöffnet, wie ist Europa erstmals seit 1914 wieder ein
freier Personenraum geworden, und wie setzt die Welthandelsorgani-
sation im neuen Dienstleistungsabkommen vorsichtig eine weltweite
Freizügigkeit qualifizierter Personen in Gang! Die Unternehmen ihrer-
seits verlagern sich auf dem offenen Weltmarkt, wo sie ihre mensch-
lichen und materiellen Ressourcen frei kombinieren können, und sie
variieren ihre Wertschöpfungstiefe in die Regionen hinein und hinaus.
Personen und Firmen lösen sich vom Territorium, und René Frey (siehe
Kapitel 7) zeigt, wie die Hochschulen selbst zu internationalen learned
societies werden, auch durch die Technik des Internet, wie sie aber auch
in Sorge geraten um die ökonomische Substanz der Region, von der
sie leben.

• Andererseits wachsen die Ansprüche der regionalen Gesellschaft an
ihre Hochschulen, weil sie die gleiche Sorge um die ökonomische
Substanz umtreibt. Wenn schon das Wissen zur Schlüsselgrösse der
industriellen und tertiären Gesellschaft geworden ist, dann kann eine
Region nur leistungsfähig bleiben, wenn sie diese Grösse irgendwie an
ihr Territorium anbinden kann. Wie dies in den USA geschehen ist,
zeigt Gary Matkin (Kapitel 8).

Für schweizerische Verhältnisse herausfordernd tritt dabei die starke Stel-
lung der Zentralregierung als Stimulans und Auftraggeber von Grundla-
genforschung hervor. Damit ist auch ein kompetitiveres Klima und — als
dessen Folge — eine qualitative Hierarchisierung zwischen den Hochschu-
len verbunden. Wäre man hierzulande bereit, dies anzunehmen? Der Trend
der Gegenwart läuft eher in die andere Richtung — einige weitere Kantone



bauen eine eigene Universität auf, und auch bei den Fachhochschulen wer-
den im Zweifelsfalle lieber drei, vier mehr errichtet und bezahlt, als dass
ein ‘Hierarchisierungsentscheid’ gefällt würde. Die neuen Universitäten,
und einige neue Fachhochschulen, sind Zwerginstitutionen, mit gesicher-
ten Stühlen, ohne grossen Wettbewerb innerhalb und untereinander. Es ist
daher vorteilhaft, den Vorschlägen und Anregungen der beiden Autoren
zu folgen, um die gegenseitige Befruchtung von Territorium und Region
zu fördern.

Die ‘fiskalische Äquivalenz’, also die Übereinstimmung von Träger-
schaft und Finanzierung, muss vordringlich angegangen werden. Die Er-
weiterung der Hochschulträgerschaft auf alle Kantone, mit grössern Ein-
zugsgebieten, bietet eine Alternative zur Vervielfachung kleinster Kantons-
universitäten. Eine andere Möglichkeit wäre die direkte Kostenbeteiligung
nach Studentenkopfzahl, auf längere Frist sogar nicht als Ausgleichszah-
lung zwischen den Trägerkantonen und den andern, sondern als persona-
lisierter voucher der Studierenden. Aber die Schweizer Diskussion weist
solche Vorschläge meist ab, wegen deren Tendenz zu grösserer Wettbe-
werbsintensität zwischen den Universitäten und wegen der sich dann wohl
stärker an Leistungskriterien orientierenden Zuschlagsregeln solcher vou-
chers. Doch zwischen den Regionen, die uns hier interessieren, müsste ei-
gentlich das Anliegen der Förderung nicht auf eine gleichmässige Subven-
tionierung hinauslaufen, sondern es sollte durchaus Wettbewerbselemente
einbeziehen.

Die Diskussion dreht sich im Moment dagegen noch stark um Einzelas-
pekte, eben um die unilateral erhöhten Beiträge von Nichtträgerkantonen
oder um den Numerus clausus in einzelnen Fächern an einzelnen Uni-
versitäten. Wer könnte die Schweizer Debatte aus diesem verängstigten
Malthusianismus herausholen?

Es könnten die Ziele sein, die in den beiden Papieren anklingen —
mehr Autonomie der Hochschulen einerseits, neue Aufgaben andererseits.
Diese Aufgaben könnten beispielsweise in der Zusammenarbeit mit loka-
len Neugründungen von Unternehmen bestehen. Ein kulturelles Umfeld,
die entrepreneurial rôle, das ‘innovative Milieu’ fehle, wird geklagt. Damit
eröffnet sich auch eine Herausforderung an die Sozialwissenschaften, denn
nur zu oft werden die Aspekte der regionalen Rolle, der wirtschaftlichen
und anwendungsorientierten Funktion von Hochschulen oder ihren Institu-
ten stark naturwissenschaftlich gesehen. Doch die Finanzierungstechniken,
juristische Regeltechniken in Gesellschaftsformen und — in internationa-
ler Sicht — Führungs- und Motivationslehren haben hier herausfordernde
Perspektiven genauso wie die Literatur-, Theater-, Film- oder Kommuni-
kationswissenschaften. Denn die Wertschöpfung in den weltweiten Da-
tenautobahnen der nahen Zukunft wird von ihnen inhaltlich alimentiert



werden. Die andere, damit zusammenhängende Aufgabe der Weiterbil-
dung nennt Gary Matkin und staunt, wie wenig ernst diese Aufgabe von
der Hochschule in Europa genommen wird. Wenn die Hochschule wirt-
schaftlich verwertbare Kontaktpunkte zur Region sucht, dann kann sie diese
hier finden. Denn die nicht-formalisierte, oft sehr ad hoc entwickelte Wei-
terbildungstätigkeit in unserer Gesellschaft durch Konsulenten, Verbände,
einzelne private Seminarien, etc., hat sich stark ausgebreitet und dürfte
durchaus einträglich sein. Die Hochschulen haben sich an den Gedanken
langsam gewöhnt, dass Forschung allenfalls verwertbar und von aussen
finanzierbar ist — nun müssten sie entdecken, dass auch Lehre durchaus
nachgefragt und gerne bezahlt wird. Dass dafür eingängige, entwickelte
Techniken der Präsentation von Unterlagen, der Systematik und Kundeno-
rientierung notwendig sind, muss ebenfalls unterstrichen werden. Damit
ist das alte Thema der Professionalität der Lehre an der Hochschule ange-
sprochen. Diesmal wird es aber ernst . . .

Solche Techniken hängen zuletzt an den Personen, welche die Lehre,
sowie die Forschung, tragen. Und damit müsste, in verlängerter Diskus-
sion der beiden Beiträge, einmal auch grundsätzlich die personelle Seite des
Hochschulbetriebs angegangen werden: Beamtenstatus oder freie Anstel-
lung, Lebensstelle oder projektorientierte Mitarbeit (heute: Frustration von
jahrelang hingehaltenen Oberassistenten, um dann einen einzigen, hochpri-
vilegierten Lehrstuhlinhaber zu wählen), oder auch eine neue Gewichtung
von formaler Habilitation und der Anerkennung anderweitiger praktischer
Bewährung. Mit den Regionen hat dieser Aspekt sehr viel zu tun — denn
die Personen sind mobiler geworden. Eine leistungsfähig bleiben wollende
Region muss sie möglichst fruchtbar und in möglichst grosser Zahl, aber
nicht für immer, anbinden können. Es lohnt sich für die Region, solche
Fragen nicht nur als statutarische, naturwissenschaftliche oder geldseitige
Probleme zu sehen, wozu die beiden Beiträge anregen.
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Leistungsfähige Hochschulen
zur Stärkung der regionalen
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René L. Frey

I n diesem Kapitel werde ich die These vertreten, dass die Hochschulen
einen Beitrag zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Schweiz und ih-

rer jeweiligen Regionen leisten müssen. Damit dies gelingt, muss erstens
ihre Autonomie erhöht werden; und zweitens müssen zur Schaffung op-
timaler Universitätseinheiten flächendeckende Hochschulregionen gebildet
werden.

Veränderte Rahmenbedingungen
Die neunziger Jahre sind in wirtschaftlicher Hinsicht durch die Globa-

lisierung geprägt. Mit EG 92 wurde der einheitliche europäische Binnen-
markt geschaffen. Der Abschluss der Uruguay-Runde und der Übergang
vom GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) zur WTO (World
Trade Organization) bedeuten für die Wirtschaft einen weiteren Inter-
nationalisierungsschritt. Die einzelnen Unternehmungen spüren diese
Veränderungen der übergeordneten Rahmenbedingungen als Intensivie-
rung des Wettbewerbs. Sie haben grundsätzlich drei Möglichkeiten, sich
dem erhöhten Wettbewerbsdruck anzupassen: durch interne Rationalisie-
rung, das heisst Produkt- und Prozessinnovationen; durch Abwanderung,
das heisst Suche eines geeigneteren neuen Standorts (Standortverlagerung
als sog. exit-Lösung); und durch Druck auf den Staat im Hinblick auf die
Verbesserung der Standortbedingungen am bisherigen Ort (voice-Lösung)15.
15 Das exit-voice-Konzept stammt vom amerikanischen Ökonomen und Polito-
logen Albert O. Hirschman [8]. Er hat gezeigt, dass es auf Unbehagen drei Re-
aktionsmöglichkeiten gibt: exit, d.h. Abwanderung, Wohnort- oder Standortverla-
gerung; voice, d.h. Widerstand, Protest: ‘laut’ in politischen Manifestationen oder
‘leise’ in Volksabstimmungen; loyalty, d.h. Loyalität, Resignation, Anpassung der
eigenen Wunschvorstellungen an die vorzufindenden Verhältnisse.



Es wäre eine Illusion zu glauben, die Schweiz könne sich gegenüber
dieser neuen internationalen Wettbewerbssituation abschotten. Im Gegen-
teil, der Verzicht auf Partizipation an den erwähnten Globalisierungsoffen-
siven (EU bzw. EWR und WTO) bewirkt in den meisten Branchen einen
zusätzlichen Zwang, so dass Firmen sich entweder neue Standorte ausser-
halb der Schweiz suchen oder den Druck auf den Staat verstärken. Die
erste Strategie, die Standortverlagerung, ist gegenwärtig in vollem Gange.
Sollte sie anhalten, so wäre wegen schrumpfender Steuereinnahmen das
heutige Niveau an öffentlichen Leistungen gefährdet. Um dies abzuwen-
den und um Arbeitsplätze zu erhalten, bemühen sich viele Gemeinwesen,
den Firmen bessere Standortbedingungen zu bieten (vgl. Figur 7–3). In zu-
nehmendem Ausmass wird somit aus dem Wettbewerb zwischen Firmen
ein Wettbewerb zwischen Wirtschaftsstandorten — und damit zwischen
Gemeinwesen.

Neue Anforderungen an die Hochschulen
Auch die Hochschulen sind von der Globalisierung betroffen, einerseits

weil bei anhaltendem Abwanderungstrend von Unternehmungen und Ver-
lust an Arbeitsplätzen die finanzielle Grundlage ihrer Träger schmilzt, an-
dererseits weil von ihnen ein Beitrag zur Verbesserung der Standortqualität
erwartet wird. Welche Beiträge können die Hochschulen zur Standortauf-
wertung überhaupt leisten? Die Antwort wird im folgenden aufgrund einer
grösseren Zahl von hearings gegeben, die an der Universität Basel zu dieser
Frage mit Wirtschaftsvertretern und Wirtschaftskennern durchgeführt wor-
den sind [11], sowie einer aktuellen Untersuchung zur Standortattraktivität
von schweizerischen Regionen [2, 1].

Ich sehe folgende fünf Beiträge der Hochschulen zur Aufwertung der
regionalen und nationalen Standortqualitäten: die Verbesserung von Lehre
und Forschung; den Ausbau der universitären Weiterbildung, der wissen-
schaftlichen Forschung und des Wissens- und Technologietransfers; sowie
die Förderung von spin-off- und start-up-Firmen.

Universitäre Ausbildung Die universitäre Ausbildung schafft Humanka-
pital. Dieses trägt direkt zur Produktivitätssteigerung des Produktionsfak-
tors Arbeit bei. Indirekt verbessert eine gute Ausbildung die Fähigkeit
von Unternehmungen, neues Wissen wirtschaftlich umzusetzen, das heisst,
Inventionen in Innovationen zu transformieren. Beides kann die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmungen erhöhen. Dieser Vorteil wird sich al-
lerdings wegen der räumlichen Mobilität der Arbeitskräfte nur dann in der
Nähe der universitären Ausbildungsstätten auswirken, wenn ein immobiler
Standortfaktor als Magnet wirkt und den brain drain, das heisst die Abwan-
derung von hochqualifizierten Arbeitskräften, verhindert. Die erwähnten
Gespräche mit Basler Wirtschaftsvertretern und -experten wie auch die Er-
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mittlung der derzeit wichtigsten Standortfaktoren haben die Bedeutung der
Ausbildung qualitativ hervorragender Wissenschaftler bestätigt. Hauptar-
gument: der Wissenstransfer erfolgt zu einem guten Teil über die Absol-
venten der Hochschulen.

Universitäre Weiterbildung Was für die universitäre Ausbildung der Stu-
dierenden gilt, trifft auch auf die universitäre Weiterbildung zu. Das Hu-
mankapital wird — analog dem Sachkapital — ‘abgeschrieben’. Es veraltet
und muss laufend durch ‘Ersatzinvestitionen’ auf seine ursprüngliche Lei-
stungsfähigkeit angehoben werden (siehe auch den folgenden Beitrag von
Gary W. Matkin). Wegen der kurzen Halbwertszeit des heutigen Wissens
erfolgt die Abschreibung des Humankapitals immer rascher. Daher kommt
der universitären Weiterbildung eine zunehmend grössere Bedeutung zu.
Als Folge der mit steigendem Alter rückläufigen geographischen Mobilität
wird durch die universitäre (und natürlich auch die sonstige berufliche)
Weiterbildung ein immobiler Standortfaktor geschaffen. Das heisst: Re-
gionen mit gutem und nachfragegerechtem qualifiziertem Weiterbildungs-
angebot dürften im internationalen Standortwettbewerb einen Vorsprung
aufweisen. Wie gewichtig dieser Vorsprung ist, kann allerdings ohne spe-
zielle empirische Untersuchung nicht gesagt werden.

Wissenschaftliche Forschung Wissenschaftliche Forschung war in der
Vergangenheit eine der wichtigsten Quellen des Wohlstandswachstums.
Die empirische Wachstumsforschung hat gezeigt, dass nur ein Teil der Zu-
nahme des Sozialprodukts auf das Wachstum der klassischen Produkti-
onsfaktoren Arbeit und Kapital zurückgeführt werden kann. Der grössere
Teil beruht auf technischen, wirtschaftlichen und sonstigen Innovationen.
Innovationen sind auch erforderlich, um den Übergang vom bisherigen
quantitativen Wachstum mit seinen unerwünschten Begleiterscheinungen
(ökologische Belastungen und gesellschaftliche Probleme) zu einem quali-
tativen oder nachhaltigen Wachstum zustandezubringen. Auch in Zukunft
wird die Grundlagenforschung primär Sache der Hochschulen sein. Ange-
sichts der veränderten weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen wird es
jedoch immer wichtiger, dass sich die Forscher vermehrt auch Gedanken
zur Umsetzung ihrer Erkenntnisse machen. Die Ergebnisse der Grundla-
genforschung sind nicht standortgebunden. Je vernetzter die Wissenschafts-
gemeinschaft über den Globus ist (Stichworte: Internet, WWW, Datenauto-
bahnen), desto stärker stehen Forschungsergebnisse unabhängig vom For-
schungsstandort allen zur Verfügung, die in der Lage sind, sie zu verstehen.
Wenn der wirtschaftliche Nutzen der Forschung der Standortregion einer
Hochschule zugute kommen soll, so muss — wie im Falle der Lehre zur
Verhinderung des brain drain — auch bei der Forschung im Umfeld einer
Hochschule ein immobiler Standortfaktor geschaffen werden.



Wissens- und Technologietransfer Ein solcher immobiler Standortfaktor
ergibt sich aus der Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Universität.
Der Wissens- und Technologietransfer aus der Universität hinaus zu den
Unternehmungen, insbesondere zu den kleineren und mittleren Unterneh-
mungen, muss daher intensiviert werden. In der Vergangenheit betrach-
teten die Universitäten den Wissens- und Technologietransfer weitgehend
als ‘Holschuld’ innovationswilliger Unternehmungen. Unter den heutigen
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen liegt der Wissens- und Technolo-
gietransfer auch im Interesse der Universitäten selbst. Er wird zur ‘Bring-
schuld’ [12].

Wissens- und Technologietransfer ist nicht in allen Fächern und nicht
auf allen Ebenen der Forschung in gleichem Masse möglich. Grundla-
genforschung und wirtschaftsfernere Gebiete führen zu Ergebnissen, die
in der Regel nicht direkt wirtschaftlich umgesetzt werden können. Gleich-
wohl darf die Förderung des Wissens- und Technologietransfers weder eine
Vernachlässigung der Grundlagenforschung noch eine Mindereinschätzung
wirtschaftsfernerer Fächer bedeuten. Die Grundlagenforschung ist die Es-
senz universitärer Forschung und unerlässlich für die Befruchtung der
Lehre, der angewandten Forschung, der Entwicklung sowie des Wissens-
und Technologietransfers. Eine lediglich auf die kurzfristige Lösung prak-
tischer Probleme ausgerichtete Entwicklungs- und Beratungstätigkeit wäre
für Universitäten mittel- und längerfristig ebensowenig erfolgreich wie eine
ausschliesslich praxisorientierte Lehre.

Gebiete, die keinen direkt erkennbaren Bezug zur Wirtschaft aufweisen,
eröffnen wissenschaftliche Grundlagen für die Bewältigung der Probleme
von Staat, Gesellschaft und Kultur und bilden indirekt eine unverzichtbare
Grundlage unseres Gemeinwesens und unserer Wirtschaft. Sie sind deshalb
für den Ruf einer Universität und für die Bewältigung gesellschaftlicher
Probleme unterschiedlichster Art ebenso wichtig wie diejenigen Fächer, für
deren Erkenntnisse die Wirtschaft oder der Staat von sich aus ein direktes
Interesse bekunden.

Zwischen Universität und Wirtschaft finden bereits heute verschieden-
ste Kontakte statt. Entsprechend gibt es zahlreiche Schnittstellen. Die bei-
den Partner sind jedoch zwei voneinander unabhängige Gebilde mit eige-
nen Aufgaben und Zielen, Kulturen und Organisationen sowie Zeithori-
zonten. Die Zusammenarbeit ist nicht von selbst gewährleistet [13].

Aus der Sicht gewisser Universitätsangehöriger wird beim Technolo-
gietransfer Wissen ‘hinuntertransformiert’, was leicht den Beigeschmack
des ‘Unwissenschaftlichen’ hat. Man könne sich damit als Wissenschaft-
ler in der Regel weder international noch gegenüber den Fachkollegen be-
sondere Anerkennung erwerben. Diese Optik ist überholt. Die Wirtschaft
ihrerseits betrachtet die Universität primär als Lehr- und Forschungsstätte,



die auf Weiterentwicklung der Theorie ausgerichtet ist und deren Erkennt-
nisse für die Wirtschaft zu wenig praxisrelevant sind. Falls es zu einer
Zusammenarbeit kommt, ist diese, von Ausnahmen abgesehen, projektbe-
zogen und vom Engagement einzelner Persönlichkeiten abhängig. Beide
Klischeevorstellungen beruhen vor allem darauf, dass sich die zwei ‘Lager’
zuwenig kennen. Es muss daher zunächst eine Vertrauensbasis geschaf-
fen werden. Vielleicht braucht es auch spezielle Verwertungs- und Umset-
zungsgesellschaften (mit oder ohne Technoparks), die wissenschaftlichen
Forschungsergebnissen den Finish geben, damit sie patentiert oder durch
Unternehmungen wirtschaftlich verwertet werden können.

Spin-off- und Start-up-Firmen Steigende Bedeutung dürfte in Zukunft
der Gründung innovativer Unternehmungen als ‘Ableger’ von Grossfirmen
und Universitäten — sogenannten spin-off- oder start-up-Firmen — zukom-
men. Warum soll dies nur im Silicon Valley möglich sein? Voraussetzung
ist, dass die Umsetzung von Forschungserkenntnissen als eine neue legi-
time Aufgabe von Hochschulen und Forschungsanstalten betrachtet und
entsprechend gefördert wird. Zu diesem Zweck gingen verschiedene Hoch-
schulen dazu über, für junge Forscher und potentielle Firmengründer Kurse
durchzuführen (z.B. die ETHs und das Wirtschaftswissenschaftliche Zen-
trum WWZ der Universität Basel). Erfolgversprechend dürfte auch die
Begleitung junger innovativer Firmen durch Professoren und erfahrene Un-
ternehmer als Berater und ‘Paten’ sein. Was noch vor zehn Jahren in
der Schweiz geringe Erfolgschancen hatte, erweist sich heute angesichts
der vorzeitigen Pensionierung hochqualifizierter Mitarbeiter als realistisch.
Hinzu kommt, dass in vielen Regionen das Lohnniveau für junge Unterneh-
mungen nicht mehr prohibitiv hoch ist und genügend Büros oder Labors
zu günstigen Preisen zur Verfügung stehen.

Damit die Universitäten und Forschungsanstalten — ähnliches gilt
auch für die künftigen Fachhochschulen — in der Lage sind, die von ihnen
im Interesse der Stärkung ihres jeweiligen Wirtschaftsstandorts erwarteten
Beiträge zu leisten, müssen vor allem zwei Voraussetzungen geschaffen
werden: Erstens muss ihnen eine grössere Autonomie zugestanden werden,
und zweitens müssen durch Schaffung zweckmässiger Hochschulregionen
optimale Betriebsgrössen realisiert werden.

Grössere Autonomie der Universitäten
Im Gegensatz zu führenden amerikanischen Universitäten sind die

schweizerischen Universitäten Staatshochschulen, die — leicht überspitzt
formuliert — als Verwaltungsabteilungen geführt werden. Damit verbun-
den sind zahlreiche politisch-bürokratische Schwerfälligkeiten und Fesseln,
welche die Ausrichtung der universitären Leistungen auf die neuen Auf-
gaben erschweren. Derzeit sind verschiedene Revisionen kantonaler Uni-



versitätsgesetze im Gange. Deren Grundtenor ist die Umwandlung der
bisherigen Staatsuniversitäten in autonome Universitäten16. Der Schritt zur
reinen Privatuniversität steht in der Schweiz jedoch nicht zur Diskussion.
Es geht vielmehr um eine Art Teilprivatisierung: Universitäten, die faktisch
Grossbetriebe darstellen, sollen auch wie Grossunternehmungen geführt
werden können. ‘Privatisiert’ werden die Organisation und die Entschei-
dungsabläufe, nur bedingt die Rechtsform und die Finanzierung. Wichtig-
ste Finanzquelle bleiben die Steuern.

Wenn von Universitäten als Unternehmungen die Rede ist, so ist nicht
gemeint, dass sich die Hochschulen ausschliesslich an den Bedürfnissen,
wie sie sich auf Märkten zeigen, orientieren sollen. Es ist unbestritten
— auch in weiten Kreisen der Wirtschaft [3] —, dass in der Wissenschaft
grundlegende Durchbrüche kaum zu planen sind. Es können bloss günstige
Voraussetzungen geschaffen werden. Namentlich ist die Freiheit der wis-
senschaftlichen Lehre und Forschung zu schützen, letztlich auch im Inter-
esse der Wirtschaft. Autonomie und unternehmerisches Verhalten bedeu-
ten, dass staatliche Überregulierung abgebaut wird und die Hochschulen
für ihre Entscheidungen im Rahmen von Leistungs- oder Zielvereinbarun-
gen und der ihnen durch Globalbudgets zur Verfügung gestellten finanziel-
len Mittel selbst die Verantwortung für ihre Entwicklung übernehmen und
in ihren Leistungsbereichen Lehre, Forschung, Dienstleistungen, Beratung
und Weiterbildung Marktnischen aufspüren. Marktnischen sind hier weit
zu verstehen: als Aktivitäten, die den Zielsetzungen von Hochschulen oder
Forschungsanstalten entsprechen, jedoch noch nicht adäquat wahrgenom-
men werden; mit anderen Hochschulen in einen stimulierenden Wettbe-
werb treten (u.a. auch um qualifizierte Studierende) und sinnvolle Koope-
rationen mit anderen Hochschulen (neben Universitäten auch Fachhoch-
schulen) sowie privaten Institutionen und Unternehmungen eingehen.

Notwendigkeit optimaler Universitätsregionen
In der Wirtschaftswissenschaft ist weitgehend unbestritten, dass

Schritte in Richtung Privatisierung und Teilprivatisierung, wie sie heute
im schweizerischen Universitätsbereich zu beobachten sind, nur dann zu
den erhofften Ergebnissen führen, wenn sich die Strukturen den neuen
Rahmenbedingungen und Bedürfnissen anpassen können. Dabei geht es
nicht allein um die optimale Organisation, sondern auch um die optimale
Betriebsgrösse, das optimale Einzugsgebiet und die optimale Trägerschaft

16 Genauer gesagt: autonomere Universitäten. Keine Institution ist völlig auto-
nom. Selbst private Unternehmungen sind darauf angewiesen, dass Kapitalgeber
(d.h. shareholders) und sonstige Anspruchsgruppen (Kunden, Mitarbeiter, Staat usw.,
d.h. stakeholders) bereit sind, ihnen die erforderlichen Ressourcen zur Verfügung zu
stellen.



von Hochschulen17. Werden diese Optima grob verfehlt, so bedeutet dies,
dass die Universitäten nicht die letztlich gewünschten Leistungen und
diese erst noch mit zu hohen Kosten erbringen. Beides ist zum Nachteil
des betreffenden Wirtschaftsstandorts.

Fehlende Übereinstimmung von Trägerschaft und Finanzierung In der
(ökonomischen) Theorie des Föderalismus ist ein Konzept entwickelt wor-
den, das sich zur Ermittlung der optimalen Betriebsgrösse, des optimalen
Einzugsbereichs und der optimalen Trägerschaft von Hochschulen einset-
zen lässt: das Konzept der fiskalischen Äquivalenz. Es besagt: Wer (in re-
gionaler Hinsicht) von einer öffentlichen Leistung profitiert, soll die Kosten
tragen; und wer die Kosten trägt, soll (mit)entscheiden können [10, 9, 6].

Diese Forderung ist heute im schweizerischen Hochschulwesen nicht
erfüllt. Namentlich die Nichthochschulkantone tragen in den teuren Fach-
bereichen trotz Abgeltungszahlungen im Rahmen der Interkantonalen Ver-
einbarung (IKV) nicht die vollen Kosten ihrer Studierenden18. Gravierende
Folge dieser Diskrepanz — im Ökonomen-Jargon handelt es sich um spill-
overs — ist, dass die Hochschulkantone weniger finanzielle Mittel für ihre
Universitäten einsetzen, als es dem übergeordneten Interesse entsprechen
würde. Mit der zunehmenden Bedeutung der spillovers wird dadurch die
internationale Wettbewerbsfähigkeit der Universitäten gefährdet — und da-
mit indirekt auch die Wettbewerbsfähigkeit ihrer jeweiligen Trägerregionen
im internationalen Standort- und Firmenwettbewerb.

Die universitären spillovers werden bereits seit Jahrzehnten als Problem
empfunden. Als erster Schritt zu dessen Lösung werden die kantonalen
Hochschulen durch den Bund sowie im Rahmen der Interkantonalen Ver-
einbarung IKV finanziell partiell abgegolten. Finanzwissenschaftlich gese-
hen handelt es sich bei der Hochschulförderung des Bundes um eine Form
des vertikalen Finanzausgleichs, bei der Interkantonalen Vereinbarung um
einen horizontalen Lastenausgleich. Es ist hier nicht der Ort, diese zwei
Formen zwischenstaatlicher Zahlungen im Detail darzustellen und zu be-
urteilen [7]. Grundsätzlich ist die Konstruktion zweckmässig, jedoch im
Detail verbesserungsbedürftig. Ein Hauptmangel des vertikalen Finanz-
ausgleichs im Hochschulbereich besteht — neben der Abstufung der Bei-
tragssätze nach der Finanzkraft der Kantone statt nach dem Ausmass der
spillovers — in der Überzentralisierung: Steuerzahler aus peripheren Kanto-
nen (z.B. Graubünden) werden zur Mitfinanzierung von Hochschulleistun-
gen (z.B. von Genf) herangezogen, von denen sie nur einen beschränkten

17 Als Optimum sei hier der bestmögliche Einsatz knapper Ressourcen zur Be-
friedigung individueller und gesellschaftlicher Bedürfnisse verstanden.
18 1995 betrug die Abgeltung rund Fr. 8,750.– pro Studierenden.



Nutzen haben19. Daraus resultiert im politischen Prozess tendenziell ein zu
geringer Mitteleinsatz für die kantonalen Universitäten.

Koordinationsbemühungen seitens des Bundes und der gesamtschwei-
zerischen Wissenschaftsinstanzen stossen bei der Umsetzung auf den Wi-
derstand der Universitäten und ihrer Trägerkantone, weil sie bei der der-
zeitigen Verteilung der Finanzierungslasten des Hochschulwesens nicht in
ihrem Interesse liegen. Die universitären Leistungen sind hinsichtlich ih-
res räumlichen Wirkungsgebietes recht unterschiedlich: Die Grundlagen-
forschung hat eine internationale Ausstrahlung; für sie bedeutet fiskalische
Äquivalenz, dass schwergewichtig der Bund (via Nationalfonds) oder in-
ternationale Gremien (z.B. Euro-Forschungsprogramme) für die Finanzie-
rung aufkommen sollten. Gleiches gilt für Universitätsaktivitäten, die auf
grosse und kostspielige Anlagen angewiesen sind. Hier zwingt die hohe
Betriebsgrösse zu einem entsprechend grossen Einzugsgebiet und einer
nationalen oder internationalen Trägerschaft und Finanzierung (z.B. PSI,
CERN). Demgegenüber ist im Bereich der Lehre ist der Wirkungsbereich
regional, mit Ausnahme der beiden ETHs und der HSG, die ein deutlich
überregionales Einzugsgebiet haben.

Eine nationale Trägerschaft und eine gesamtschweizerische Finanzie-
rung brächten für die kantonalen Universitäten kaum wirtschaftliche Vor-
teile. Im Gegenteil, es bestünde die Gefahr einer unnötigen Gleichschaltung
und die Gefahr der Beschränkung des stimulierenden Wettbewerbs zwi-
schen den Hochschulen. Koordination und Harmonisierung sollten sich
auf die Schnittstellen (Eintritt und Übertritt, d.h. Anerkennung von Studi-
enleistungen, Prüfungen und Abschlüssen) beschränken. Der Bund sollte
jedoch die Abgeltung der Kosten, die durch Studierende aus dem Ausland
anfallen, übernehmen; denn hier handelt es sich um internationale spillovers.

Optimale Einzugsbereiche Der Ausweg aus der derzeitigen unzweck-
mässigen schweizerischen Universitätssituation besteht darin, dass Univer-
sitätsregionen geschaffen werden20. Wie in Tabelle 7–4 skizziert, könnte die
Schweiz in sieben flächendeckende, teilweise grenzüberschreitende Univer-
sitätsregionen unterteilt werden. Diese Universitätsregionen müssen nicht
fix abgegrenzt werden. Sie können sich überlappen. Ja, sie sollten sich

19 Je grösser die Distanz, desto geringer in der Regel die Wahrscheinlichkeit, dass
eine Hochschule besucht wird. Zudem kehren nicht alle Studierenden nach ihrem
Abschluss in den Herkunftskanton zurück [4].
20 Zum Grundmodell vgl. [5]. Dieses Modell liegt auch der geplanten Fachhoch-
schulstruktur zugrunde. Geplant sind rund zehn vom Bund zu fördernde Fach-
hochschulen, was zur Bildung von kantonsübergreifenden Fachhochschulregionen
zwingt. Eine ähnliche Lösung wurde auch für die CIM-Zentren gewählt.



7–4: Schweizerische Universitätsregionen der Zukunft

Universitätsregion Umschreibung

Genf/Lausanne Regio Genevensis
und Arc lémanique

Bern/Neuchâtel/Fribourg BENEFRI

Zürich/St. Gallen/Luzern/Konstanz Zentral- und Nordostschweiz

Basel und Oberrhein Regio Basiliensis/EUCOR
(Konföderation der sieben
Universitäten des Oberrheins)

Tessin Regio Insubrica

ETH Zürich deutsche Schweiz

EPF Lausanne Romandie

überlappen. Dadurch wird der Wettbewerb stimuliert, ohne dass Koope-
rationen mit Universitäten, Fachhochschulen und Forschungsanstalten an-
derer Regionen zur Erreichung optimaler Betriebsgrössen verhindert wer-
den. Das Studium an einer anderen Universität wäre selbstverständlich
weiterhin möglich und würde wie bisher im Rahmen der Interkantonalen
Vereinbarung abgegolten.

Ansatzweise bewegt sich das schweizerische Hochschulsystem in die
skizzierte Richtung. So arbeiten die Universitäten Bern, Neuchâtel und Fri-
bourg unter der Bezeichnung BENEFRI im Rahmen des in Entstehung be-
griffenen Wirtschaftsraums Mittelland bereits zusammen. Die Westschwei-
zer Universitäten haben einen gemeinsamen Troisième cycle und kooperie-
ren in weiteren Bereichen. Zwischen den beiden Kantonen Basel-Stadt
und Basel-Landschaft gibt es einen Universitätsvertrag als Vorstufe zu ei-
ner gemeinsamen Trägerschaft. Zudem ist die Universität Basel Mitglied
der Konföderation der Universitäten des Oberrheins (EUCOR). Die Ansätze
zur Regionalisierung im Hochschulwesen liessen sich noch verlängern. Wie
das Beispiel Basel zeigt, hat das Engagement eines Nachbarkantons für die
betroffene Universität den Vorteil, dass dieser eine grosse Autonomie —
und faktisch ein Unternehmensstatus — zugestanden werden muss. Denn
kein Kanton wird zur Mitträgerschaft und zur über die IKV-Zahlungen
hinausgehenden Mitfinanzierung bereit sein, wenn die Universität in der
kantonalen Verwaltung ihres Trägerkantons integriert bleibt.

Optimale Betriebsgrösse Wie erwähnt, ist die optimale Betriebsgrösse
von Fach zu Fach und von universitärer Aufgabe zu universitärer Aufgabe



unterschiedlich. Die grössere Autonomie und die grössere Eigenverantwor-
tung der Hochschulen dürften dazu führen, dass Kooperationen zwischen
Hochschulen sowie zwischen Hochschulen und anderen Institutionen er-
leichtert werden. Es würde einen Ökonomen nicht überraschen, wenn in
Zukunft im Hochschulbereich — gleich wie im privatwirtschaftlichen Be-
reich — mergers and acquisitions (Fusionen und Übernahmen) vorkämen.
Die hier in den Grundzügen skizzierte regionale Universitätsstruktur hätte
eine Reihe von Vorteilen: Jeder Kanton wäre Mitträger einer Universität
und würde über entsprechende Mitbestimmungsrechte verfügen. Die Le-
bensfähigkeit der schweizerischen Universitäten würde durch Sicherstel-
lung optimaler Betriebsgrössen verbessert. Die Universitäten erhielten eine
unternehmungsähnliche Autonomie. Es entstünden Brückenköpfe zum an-
grenzenden EU-Ausland, die der drohenden Isolation der schweizerischen
Hochschulen entgegenwirken würden. Die Hochschulen könnten einen
Beitrag zur Verbesserung der Standortqualitäten ihrer jeweiligen Regionen
leisten.

Zusammenfassung
Die Globalisierungstendenzen der neunziger Jahre intensivieren den

Standortwettbewerb zwischen Ländern und Regionen. Davon sind auch
die Hochschulen betroffen. Zum einen könnten wegen schrumpfender
Steuereinnahmen ihre Entwicklungsmöglichkeiten gefährdet werden. Zum
anderen wird von ihnen ein Beitrag zur Verbesserung der Standortqua-
litäten ihrer Trägerregionen erwartet. Der Beitrag der Hochschulen zum
Wirtschaftsstandort besteht in einer qualitativ hochstehenden Ausbildung,
einer Grundlagenforschung auf international kompetitivem Niveau, in ei-
nem systematischen Wissens- und Technologietransfer, im Ausbau der uni-
versitären Weiterbildung sowie in der Förderung von spin-off- und start-
up-Firmen. Damit die Hochschulen diese Aufgaben wahrnehmen, müssen
sie sich stärker ‘unternehmerisch’ verhalten können. Sie müssen auch An-
reize erhalten, sich tatsächlich ‘unternehmerisch’ zu verhalten. Dies bedingt
eine gegenüber heute grössere Autonomie. Zudem sollte die Schweiz zur
Schaffung optimaler Universitätseinheiten in flächendeckende Hochschul-
regionen aufgeteilt werden. Zwischen diesen Hochschulregionen muss
eine stimulierende Wettbewerbssituation entstehen. Die skizzierten orga-
nisatorischen und räumlichen Veränderungen in der schweizerischen Uni-
versitätslandschaft dürften zu einer Lockerung der teilweise recht starren
Strukturen beitragen. Damit steigt die Chance, dass die schweizerischen
Hochschulen Beiträge leisten werden zum qualitativen Wachstum der Ge-
meinwesen, die sie tragen. Sie sichern sich damit ihre Akzeptanz in der
Bevölkerung als Grundlage für ihr wissenschaftliches Renommee in der
Welt.
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8
The University Role in Regional

Economic Development:
Lessons from America

Gary W. Matkin

A s policy makers and university administrators in Europe face new
challenges in restructuring higher education, and particularly as they

contemplate expanding the economic development activities of universities,
they may find certain aspects of the American experience instructive. My
remarks on this subject will cover three areas. First, I will describe the role
of U.S. universities as instruments of federal, state, and local government
policy to promote economic development. Second, I will summarize con-
clusions from the research literature on the role of universities in regional
development. Third, I will make some suggestions intended to help Eu-
ropeans avoid the mistakes we have made. Although I lack a detailed
understanding of the European situation, I want to leave the reader with
not only a description of the American experience but also an American
prescription that can be interpreted or ignored.

Governments, Universities,
and Economic Policy in the United States

The policies and programs of federal, state, and local governments have
played an important role in shaping the response of American universities
to the challenges presented by economic development. Governmental ef-
forts have clearly encouraged university involvement in economic develop-
ment efforts. However, there have been many failures in which university
contributions have not matched the expectations of legislators, public of-
ficials, or university administrators. These failures have often rebounded
to the detriment of universities. Here is a brief summary of the record of
the effects of government on universities’ economic development efforts,
arranged by government sector.



The Federal Government Since the end of World War II the United States
has had what might be called a science policy, although it certainly is more
a practice than a formally adopted policy. Universities play a central role
in this approach to the national support of science. The United States
government funds more than 80 percent of the basic research performed
in the country, acting primarily through several government agencies: the
Department of Defense (DOD), the National Institute of Health (NIH), the
National Science Foundation (NSF), and, to a lesser extent, the Department
of Commerce and other federal agencies. These agencies, by and large,
have based their funding decisions on the scientific peer review process.
Government sponsored research is done primarily in the top 50 research
universities and a number of federal research laboratories, most of which
are managed by or affiliated with large research universities. Most observ-
ers agree that this science policy has worked very well: it puts young
(student) researchers immediately into the serious scientific world and uses
their (inexpensive) labor to tackle important problems. So far, with some
exceptions, it has also insulated science from politics.

This approach to science policy has remained relatively stable since the
early 1950s, but several recent events threaten its continuation. First, the
current federal budget crunch is threatening to reduce federal funding of
basic research. This increases competition. ‘Big science’ projects are now
much less likely to be funded if they do not have some reasonable possibi-
lity of producing economic development. Physics is ‘out’ and biology is ‘in’
partly because of this new emphasis. Funding for the accelerator in Texas
has been cancelled, and now at least four university-operated particle ac-
celerators are threatened. Second, an ominous practice called ‘earmarking’
threatens to politicize the distribution of scientific finding and the scientific
peer review process. In 1995, for instance, the U.S. Congress ‘earmarked’
$600 million for specific projects at specific universities. This represented
a relatively small and also a decreasing portion of the total research budg-
et — the 1995 total is down by 8% from fiscal 1994 and 15% from fiscal
1993 — but the fact that universities and the scientific community have
not been able to reduce the practice even further is a dangerous sign [2].
Both the change of funding competition to an economic basis rather than
one of scientific merit and the use of earmarking introduce an unwelcome
element of politics into American science.

The public’s increasing awareness that federal research funding has
both direct and indirect effects on local economies clearly makes pursuit
of such funding a part of the political competition among localities, which
tends to add to the politicization of science. It will take collective action by
United States universities to reverse this trend. Politicians are unlikely to
voluntarily stop trying to bring federal dollars to their communities, and



individual universities are unlikely to protest vigorously against both these
politicians and the interests of the communities they serve on the basis of
the abstract notion of accepted scientific practice.

While the United States has a sound science policy, it has no industrial
policy. This lack of a policy was deliberate during the Republican admin-
istrations, and the Clinton administration has not come forward with any
comprehensive policy. However, beginning in the mid-1970s, the federal
government (again through its funding agencies) began to put pressure on
research universities to cooperate more with industry, both to do research
that was more relevant to industry and to foster the transfer of basic re-
search into commercial technology. It offered this encouragement in the
form of funded programs that required matching funds from industrial
sources. Typical of and prominent among these programs was the NSF
University-Industry Cooperative Research Projects (or ‘Centers’) program
which provided seed money from NSF to establish ‘centers of excellence’
in specified technological fields. These centers were intended to be part-
nerships between universities and clusters of firms that would produce
industry-relevant research and technology transfer. Eventually, it was ho-
ped, the NSF funding could be replaced by full industry funding. This
large-scale effort by the federal government to bring universities and in-
dustry together has probably failed as a comprehensive industrial policy.
For instance, of the 49 NSF centers created by 1990, only 21 had achieved
even partial self-sufficiency. There is a clear indication that this and other
failures have caused the Clinton administration to distrust the effective-
ness of universities as the primary recipients of certain kinds of research
funding directed at practical ends. Several recent programs involving the
development of technology have been structured to put universities in a
supporting rather than a leading role.
State Governments During the 1980s, while the federal government was
developing efforts such as the Centers program to harness basic research
to economic development, state governments were also putting pressure
on universities to become active participants in regional economic develop-
ment. They did this through a number of programs tied to universities in-
cluding research consortia, incubator programs, research parks, venture ca-
pital pools, and technical assistance programs. Universities enthusiastically
accepted funding for these efforts, often in an atmosphere of considerable
media attention and political hype. It is estimated that funding for these
state programs peaked in 1988 at $440 million; by 1993, such funding was
down to $263 million [3]. This funding is very small compared to that pro-
vided by the federal government, but the visibility of these state-sponsored
efforts and their political impact on universities has been disproportionate.
By and large, the inflated expectations for state-funded programs have not



been met. Several state programs, including those of New York and Ohio,
have clearly been failures. Most other programs, for reasons too numerous
to list here, have been dramatically reformed. In many cases, universities
have damaged their credibility by being unable to carry out the programs
they started.

Local Government Local government has also looked to universities for
aid in developing the surrounding economy. Through the mid-1980s most
local effort went into attracting new business to the area. Communities
used a variety of methods to attract business, most prominently offering
tax concessions, infrastructural improvements, and services, including edu-
cational services. Universities were drawn into these efforts as providers of
educational and, sometimes, research services. Communities began com-
peting with one another and the ante went up. It is estimated that the new
Mercedes Benz plant in Alabama costs a combination of state and local
government over $300,000 per new job created in tax concessions and the
cost of additional services.

Faced with this zero-sum and very costly game, localities began to
concentrate on developing new businesses rather than attracting business
from other areas. This change of emphasis placed even more pressure on
universities to provide business development help in addition to education
and commercially valuable research. Again universities found themselves
pulled into unfamiliar activities and forced to face public expectations so
high that they could not possibly be fulfilled.

These efforts by federal, state, and local governments to involve uni-
versities in regional economic development activities have had significant
consequences for U.S. research universities. They have shown the limits of
the effectiveness of universities, and they have had an effect on the internal
workings of American universities. On the one hand, government invest-
ment in university-related economic development activities dramatized the
value of universities to society and turned the face of universities toward the
larger communities they serve. On the other hand, they have shown that
when universities are pulled into new areas, particularly those involving the
rough-and-tumble of the marketplace and politics, they risk damaging the
reputations they have developed over many years through the playing of
their traditional roles. The new functions often bear an uneasy relationship
to the traditional ones, threatening to unbalance the whole.

The Role of Universities in Regional Development
An important consequence of government support of university eco-

nomic development efforts has been an increase in scholarly research on
the process by which regions develop economically and the roles universi-
ties play in such development. This small but growing body of research is



beginning to help university administrators and policy makers decide on
appropriate roles for their institutions. As more research has been done on
regional development processes, simple conceptions have given way to an
understanding that the process is more complex. Successful regional devel-
opment is now understood to require the right mix of universities, large
businesses, smaller emerging businesses, government (state, local, and fed-
eral), service providers, and social organizations. There must also be a
pattern of interaction among these elements, sometimes called an innova-
tive milieu, that is characterized by the free exchange of information and
the interpersonal support of an entrepreneurial culture. Finally, economic
development usually requires some form of institutional (government, uni-
versity, business) entrepreneurship and strong leadership from individuals
in order to break restrictive patterns. Castells and Hall ([1], p. 232) studied
the role of universities in several ‘technopoles’ and came to these some-
what complicated conclusions:

• The general rule is that the more purely academic the university, the
less likely its contributions to technopole development. But there
is another rule: universities can only play their innovative role if
they remain fundamentally autonomous institutions, setting up their
own research agendas, and establishing their own criteria for scientific
quality and career promotion.

Most studies conclude that the university can contribute to local economic
development in at least four ways. It can:

• educate and train a workforce;
• generate new knowledge, both basic and applied;
• perform a direct enterpreneurial role;
• contribute to an ‘innovative milieu’.

Let’s briefly examine each of these possible contributions in the context of
the American experience and its relationship to the situation in Europe.
Educating and Training a Workforce American and European universi-
ties share a common tradition of higher education based on the awarding
of academic degrees. Characterizing all of the differences between the two
systems and describing the economic consequences of those differences is
well beyond both my competence and the scope of this paper. However, I
believe I can say something useful about the different approaches to conti-
nuing education in the United States and Europe. First, it is clear that every
modern society must accept the challenge of providing continuing educa-
tion for its workforce. The initial investment in higher education, both
social and economic, is too great to allow its value to wither in the face of
rapid technological, social, and knowledge change. It has been estimated



that in some engineering fields, for instance, without continuing education,
the value of the knowledge on the basis of which the degree was awarded
is reduced by one-half after five years.

American universities have been active providers of continuing edu-
cation almost from the beginning of the century. Today, every major uni-
versity offers continuing education, and such programs frequently are fully
self-supporting or even generate income. University Extension in the Uni-
versity of California system in fiscal 1994/95 produced $133.5 million in
revenue and served 420,000 enrollees, for example. This success is the
product of the particular stance Americans take toward their education.
They generally pay more for their degree educations than Europeans do
and therefore are more likely to see the cost of continuing education as a
worthwhile investment.

European universities do not share this tradition of widespread
involvement in continuing education. Until recently, very few European
universities had extensive continuing education programs. This means that
the demand for continuing education must be satisfied by other institutions
or organizations, and the positive consequences of continuing education
for economic development are not the result of European university efforts.
Furthermore, European universities’ lack of involvement in continuing
education may have a strong negative effect on the university’s standing in
society in that when formal degree education does not include recognition
of the need for lifelong learning and the notion of a curriculum spread
into the indefinite future, it very quickly becomes irrelevant to the lives of
students. That irrelevance is likely to surface in an economic dimension
and then spread to other dimensions.

Generating New Knowledge Much of the initial focus on university eco-
nomic development efforts centered on the creation of commercializable
products from basic research (technology transfer). Now, however, the dis-
tinction between basic and applied research is often blurred, and, where
the distinction is clear, obtaining funding for basic research depends in
part on the ability of the research institution to carry on the development
and application of the research. It is increasingly difficult to isolate one tra-
ditional university function from other, more recently adopted university
activities. For instance, the ability to attract the most highly qualified grad-
uate students, long an index of institutional reputation, may be influenced
by the institution’s record of relating basic research to contemporary prob-
lems. Or, a high quality, highly visible continuing education program may
attract industrial research funding. There is a growing tendency in Amer-
ica to create organizational forms that will coordinate and control these
previously unconnected activities.



Performing a Direct Entrepreneurial Role In regions where institutions
and organizations designed specifically to create new businesses and new
jobs do not exist, universities have sometimes been pressed into service,
often quite unwillingly. For instance, where venture capital is lacking
universities have been expected to take equity in exchange for university-
owned intellectual property, or to start up companies on their own. I have
written about this development elsewhere. It is an important but complex
trend that requires a more detailed treatment than I can provide here [4].

Creating an Innovative Milieu A number of researchers have developed
the notion of an ‘innovative milieu’ to explain why, even when all the
resources necessary for economic development are present, such develop-
ment sometimes does not occur. What is needed is a catalyst — individual
or institutional leadership — that focuses the resources on development.
In some cases the university has played that role. As a neutral convener
of sometimes competing interests, a university can provide opportunities
for effective interchange. Universities can also model that curious blend of
competition and cooperation that seems to characterize effective regional
development. On the other hand, when the complex of resources necessary
for economic development is lacking in important respects, almost nothing
the university does can be effective. Such may be the case with Johns
Hopkins University and the University of Pennsylvania, where economic
development efforts have not met expectations. It is simply not possible to
replicate the development of California’s famous Silicon Valley in hundreds
of regions around the world. There is no formula for creating an innovative
milieu. It remains a necessary yet obscure concept, highly dependent on
local circumstances.

Lessons from the American Experience
The foregoing observations on the experience of American universities

as they respond to pressures to become involved in economic development
efforts may provide some lessons for European higher education systems
that are facing similar pressures. While the situation in Europe may be
sharply different from that in the United States, close observers can still
gain some useful insights. First, university economic development efforts
usually are devoted to regional economic development. Not all regions are
equally equipped for development. Therefore, universities need to begin by
gaining an understanding of the capacity of the target region to accept their
efforts. Thus, universities have a stake in the quality of research they and
other institutions do about regional economies and the process of regional
development. Once regional capacity for growth is assessed, an appropriate
role for the university can be defined. Without such careful assessment,
university efforts are likely to be misdirected.



While the focus should remain on the region, national politics and
planning processes, particularly in Europe, probably also demand some
form of nation-wide assessment. To preserve fairness and equity, particu-
larly when central government allocations of resources are involved, some
relatively consistent model for assessing economic development capacity
usually needs to be developed. Universities can make a significant contribu-
tion to the development of such a model. Any close examination of regional
economic development quickly discloses the complex interconnectedness of
the elements required for growth. This suggests a need for organizational
forms that can create effective partnerships with other organizations. For
instance, universities frequently develop ‘buffer’ organizations to help in
building links with business and industry. At the same time that greater
collaboration is necessary, increased competition among organizations is
also likely. For instance, the competition between universities for resources
from central education ministries may intensify under budget stringencies.

Developing productive relationships when both collaboration and com-
petition are intensified challenges traditional patterns and encourages the
formation of new ones. For example, universities have recently felt a need
to form cooperative associations to protect university and scientific auton-
omy from the increasingly intrusive interference of politically motivated
governmental bodies. The proliferation of higher education associations in
Europe is a result of this need.

European universities also need to redefine their role in the provision
of continuing education. For an American it is hard to imagine that the
universities of any advanced country could have no role in continuing
education and still maintain their importance to society over the long term.
Once an appropriate role is clearly defined, an organizational entity capable
of carrying out that role needs to be created and maintained.

All the university functions related to economic development — tech-
nology transfer and related activities, continuing education, research con-
sortia, research parks and business incubators, technical assistance — re-
quire a higher degree of coordination than they generally enjoy. Thus new
organizational structures, reporting relationships, and controlling processes
need to be developed in European universities, as they have been in many
American ones.

Finally, European universities can profit from the American experience
by not promising more than they can deliver and by trying to moderate
public expectations early in the development process. Like it or not,
effective public relations is a crucial element in the success of university
economic development efforts. In activities so connected with the public
interest, public opinion and the quality of the relationships between the



university and the organizations with which it collaborates are important
measures of success.

Conclusion
In country after country the role of the university is being reexamined

today, and for the most part that examination is being made through the
lens of regional economic development. While some view this economic
focus as a counter to the traditions upon which universities were founded,
others see it as just the latest in a long history of adaptations that universities
have had to make in order to satisfy the society that supports them.
Just as earlier adaptations changed the university without eradicating its
traditions, so these economic pressures will change the university and yet,
potentially, allow the preservation of its core values. There is a good chance,
though by no means a certainty, that both society and the university will
emerge stronger from their joint efforts toward economic development.
There is no formula for creating the innovative milieu that characterizes
successful economic development efforts, but one thing is clear: successful
economic development does not happen by accident. It takes strong,
visionary, sustained leadership that is able to transcend narrowly self
serving politics. The challenge facing universities is to provide or respond
to such leadership.
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Einleitung:

Hochschulforschung zwischen
Wissenschaft und Praxis

Ursula Streckeisen

I mmer deutlicher wird in den letzten Jahren die Forderung erhoben,
Sozialwissenschaften sollen ‘nützliches’ Wissen erarbeiten, Wissen zum

Beispiel, das für die Hochschulpolitik von Bedeutung ist. Bis zur Mitte
unseres Jahrhunderts richteten sich praxisbezogene Erwartungen an die
Wissenschaft in erster Linie an die Naturwissenschaften, die Ingenieurwis-
senschaften und die Medizin. Seither jedoch wird auch die ökonomische,
die politische und selbst die familiäre Lebenspraxis immer mehr von Wis-
senschaft durchdrungen. Sozialverträglichkeitsprüfungen werden durch-
geführt und Ethikfragen studiert, Umweltprobleme erforscht und Tech-
nologiefolgenabschätzungen gemacht. Im praxisrelevanten Angebot figu-
riert aber auch der wissenschaftlich fundierte Ratgeber für die Kinderer-
ziehung in der Familie. Während die Naturwissenschaften zum Teil an
Glaubwürdigkeit verloren haben, erscheinen die Sozialwissenschaften als
neue Hoffnungsträger. Was kann Sozialwissenschaft, z.B. die Hochschul-
forschung, zu politischen Fragen beitragen? Wo steht die Hochschulfor-
schung im Spannungsfeld zwischen Wissenschaft und Praxis?

‘Nützliches’ und ‘unnützes’ Wissen
Ziel der Wissenschaft ist zunächst die Erkenntnisgewinnung und die

Wahrheitssuche. Doch trägt die Wissenschaft in vielerlei Hinsicht auch
zur gesellschaftlichen Praxis bei. Bezüglich der Politik lassen sich vier
Funktionen unterscheiden [1]:

• Aufklärungsfunktion: ‘Aufklärung’ meint hier die philosophische Tra-
dition und das historische Zeitalter, das durch Erkenntnis und Kritik
eine Humanisierung der Welt zu erreichen suchte. Unabhängig von
der Frage des konkreten Nutzens klärt Wissenschaft immer auch Pro-
bleme, die sich der politischen Gemeinschaft in grundsätzlicher Art



und Weise stellen. Sie reflektiert und stellt Fragen neu, sie schafft Be-
griffssysteme und denkt über den Staat und dessen Tätigkeit nach. Als
‘kritischer Intellektueller’ kritisiert der Wissenschafter Machtstrukturen
und Auffassungen, die diese legitimieren.

• Instrumentelle Funktion: Damit der Staat seine Aufgaben bewältigen
kann, muss Wissen über das anstehende Problem zur Verfügung ste-
hen, aber auch Wissen über die Lösungsmöglichkeiten, über die Mittel
und ihre Auswirkungen. Auch die Bedingungen, unter denen gehan-
delt werden soll, müssen bekannt sein. Rationales und rationelles staat-
liches Handeln ist auf technisches Wissen angewiesen, das mit empiri-
schen Methoden der Sozialwissenschaften erarbeitet wird. Zu denken
ist an Prognosen, Kosten-Nutzen-Analysen, Meinungsforschung oder
Evaluationen.

• Legitimationsfunktion: Um sein Handeln zu rechtfertigen, greift der
Staat immer wieder auf die Unterstützung durch die Wissenschaft
zurück und macht sich deren Reputation als ‘objektive’ Instanz zu-
nutze. Um die Akzeptanz staatlicher Massnahmen bei der Bevölkerung
zu erhöhen, werden zum Beispiel Informationskampagnen mit Hilfe
der Wissenschaft durchgeführt. Oder: Im Falle politischer Ausmar-
chungen werden Expertisen (und Gegenexpertisen) in Auftrag gege-
ben.

• Strategische Funktion: Um Macht und Einfluss zu gewinnen, setzen po-
litische Akteure verschiedene Strategien und Mobilisierungsmittel ein.
Dabei gelangt häufig auch die Wissenschaft zum Einsatz: Sie erarbeitet
Argumente für die Auseinandersetzungen und liefert gleichsam ‘Mu-
nition’. Differenzierte und komplexe Argumentationen sind in diesem
Zusammenhang aber kaum gefragt. Es geht um das Gewinnen und
Sich-Durchsetzen, nicht um Wahrheit.

Wo lässt sich die Hochschulforschung innerhalb dieser Palette von Funk-
tionen verorten? Entstanden ist sie überall aus Bedürfnissen der Praxis
heraus, die sich in einer Nachfrage nach instrumentellem Wissen, zum Teil
auch nach legitimatorischem und strategischem Wissen artikulierten. Zwei
der Beiträge, die im vorliegenden Teil III abgedruckt sind, bringen Beispiele
dafür, Ulrich Teichler für Deutschland (siehe Kapitel 11) und Frans A. van
Vught für die Niederlande (Kapitel 13). Die Aufklärungsfunktion blieb im
Rahmen der gesellschaftlichen Nachfrage nach Hochschulforschung stets
deutlich am Rande. Dies ist auch nicht anders denkbar, denn aufklärende
wissenschaftliche Arbeit lässt sich nicht als ‘Auftrag’ der Politik bearbei-
ten. Sie muss zum Beispiel die Möglichkeit offenlassen, dass Fragen, die
am Anfang gestellt werden, sich im Verlaufe des Forschungsprozesses als
falsch erweisen und neu formuliert werden. Wie würde eine politische



Gruppierung, die von der Wissenschaft die Antwort auf ganz bestimmte
Fragen erwartet, darauf reagieren, wenn sie zur Antwort erhielte, ihre Fra-
gen seien falsch gestellt?

Geht man davon aus, dass die Identität und damit auch die Stärke
eines Forschungsbereichs sich primär durch Theoriearbeit und Grundla-
genforschung entwickeln, so hatte es die Hochschulforschung von Anfang
an schwer, kennt sie doch keine disziplinäre Verankerung und keine Tradi-
tion, auf die sie aufbauen kann. Die Existenz einer Identität und einer Stärke
als eigenständiger Forschungszweig stellt aber gerade dann eine Notwen-
digkeit dar, wenn ein Wissenschaftsbereich als praxisrelevante Forschung
bestehen will. Edo Poglia (Kapitel 10) schreibt in seinem Beitrag über die
Schweiz denn auch, dass in der Hochschulforschung — genauso wie in
anderen Bereichen — stets Grundlagenforschung zu betreiben ist. Vor dem
Hintergrund seiner Erfahrungen in den Niederlanden betont Frans A. van
Vught seinerseits, wie unverzichtbar die Kombination von angewandter
und Grundlagenforschung ist, wenn die Glaubwürdigkeit der Hochschul-
forschung nicht verlorengehen und eine fruchtbare Beziehung zwischen
Wissenschaft und Praxis existieren soll. Die Hochschulforschung hat für
diesen Autor zwei Adressaten: Praktiker und Verwalter einerseits, die (dis-
ziplinspezifische) wissenschaftliche Gemeinschaft andererseits.

Ulrich Teichler geht in seinem Beitrag einen Schritt weiter und proble-
matisiert das Verhältnis von professioneller (angewandter) Forschung und
anderer, nicht-wissenschaftlicher Arbeit, die für die Politik ebenfalls von
Bedeutung sein kann. Der Autor erörtert die Chancen und Risiken, die
sich in Deutschland aus dem steigenden Interesse der Praxis an der Hoch-
schulforschung ergeben. Einerseits sieht er darin die Gelegenheit zur Wei-
terentwicklung und Expansion der Hochschulforschung. Andererseits läuft
diese Forschungsrichtung jedoch Gefahr, beim Eingehen auf die Wünsche
und Bedürfnisse der Praxis ihren Forschungs-Charakter zu verlieren. Vie-
les, was nachgefragt wird, lässt sich für Teichler nicht umstandslos mit dem
vereinbaren, was als Hochschulforschung zu vertreten ist. Das Erwartete
kann zu wenig komplex, es kann aber auch allzu komplex sein. Oft wer-
den zum Beispiel Informationen gebraucht, die aus wissenschaftlicher Sicht
als verengt bezeichnet werden müssen, die aber der Praktikabilität zuliebe
erarbeitet werden sollten. Umgekehrt werden von der Wissenschaft Dinge
erwartet, die sie nicht leisten kann, etwa das Evaluieren von Organisa-
tion der Hochschule, Betriebsklima, Qualität der Forschung und beruflicher
Nützlichkeit des Studienganges in ein und demselben Forschungsprojekt.
Nur ein unseriöser Wissenschafter würde sich an eine solche Aufgabe wa-
gen. Ulrich Teichler fordert daher, dass Hochschulforscher und Hochschul-
forscherinnen stets deutlich machen, ob sie als Forscher oder als Praktiker



handeln. Ansonsten würde die Glaubwürdigkeit der Hochschulforschung
verlorengehen.

Der gesellschaftlichen Erwartung nach wissenschaftlich abgestütztem,
‘nützlichem’ Wissen kann also die Hochschulforschung nur dann entspre-
chen, wenn zwei Bedingungen erfüllt sind: Erstens muss es möglich sein,
gleichzeitig auch ‘unnütze’, lediglich für die Wissenschaft selbst interes-
sante Erkenntnisse zu produzieren. Zweitens darf professionelle Wissen-
schaft nicht mit unprofessioneller ‘Wissenschaft’ verwechselt werden, wie
politikrelevant auch immer diese sei.

Hochschulforschung in der Schweiz: wohin?
Dass die Forschung über das Hochschulwesen in der Schweiz ein ver-

gleichsweise marginales Dasein fristet, ist zunächst einmal erstaunlich. In
vielen vergleichbaren Ländern hat dieser Forschungsbereich eine beachtli-
che Bedeutung erlangt. Wie eingangs erwähnt, beschränken sich wissen-
schaftliche Bemühungen seit der Mitte unseres Jahrhunderts nicht mehr
auf das Erforschen der natürlichen Umwelt, des menschlichen Körpers,
des Kosmos. Das Interesse gilt ebensosehr dem ökonomischen und po-
litischen Geschehen, der sozialen Ungleichheit, der Familie, dem einzel-
nen Menschen. Im Zuge dieser ‘Verwissenschaftlichung der Gesellschaft’
hätte auch das höhere Bildungswesen zum Forschungsgegenstand werden
können. Was wirkte diesem Prozess in der Schweiz entgegen?

Geht man davon aus, dass ein Bedarf der Praxis nach wissenschaftli-
chem Wissen notwendig ist, wenn sich ein Forschungszweig etablieren soll,
dann muss vermutet werden, dass in der Schweiz dieser Bedarf weitgehend
gefehlt hat. Wie Ulrich Teichler in seinem Beitrag über Deutschland und
Frans A. van Vught am Beispiel der Niederlande deutlich machen, kann
der Bedarf nach wissenschaftlichem Wissen über das Hochschulwesen un-
ter anderem dann entstehen, wenn in der Öffentlichkeit das Bewusstsein
einer ‘Krise’ des Hochschulwesens vorhanden ist. In Deutschland stan-
den Ende der sechziger Jahre die quantitative Expansion sowie Fragen der
Hochschulreform im Zentrum heftiger Diskussionen, in den Niederlanden
gab Anfang der achtziger Jahre die Finanzknappheit zu Debatten Anlass.
In der Schweiz nahm die Entwicklung mildere Formen an. Die Expansion
des höheren Bildungswesens verlief in engeren Bahnen als im Ausland, die
Politisierung der Studentenschaft und der Hochschuldozenten Ende der
sechziger Jahre war gemässigter als anderswo, und auch die Finanzfragen
vermochten keine ‘Krise’ auszulösen. Es gab also keine Ereignisse oder
Entwicklungen, die als dramatisch erlebt wurden und einen artikulierten
Bedarf an Hochschulforschung auslösten.

Ein zweiter Erklärungsaspekt für die Bescheidenheit schweizerischer
Hochschulforschung liegt in der Art und Weise, wie in diesem Lande



(hochschul-)politische Aufgaben bewältigt werden. Wie Edo Poglia in sei-
nem Beitrag ausführt, erfolgt die Bearbeitung öffentlicher Probleme häufig
im Nebenamt und haben Spezialisierung bzw. Professionalisierung nur ge-
ringe Bedeutung. Die Schweiz ist zudem ein kleinräumiges, übersichtliches
Land, in dem gerade auch im politischen Bereich die informellen Beziehun-
gen eine zentrale Rolle spielen. Aushandlungsprozesse sind wenig formali-
siert, und gegenseitige Wertschätzungen geben vielfach den Ausschlag [4].
Für die Zurkenntnisnahme von wissenschaftlichem Wissen gibt es folglich
wenig Raum. Ein entsprechender Bedarf kann sich nur wenig entwickeln,
oder aber er lässt sich durch ad hoc-Studien und quasi-wissenschaftliche
Arbeit befriedigen. Das aber heisst, dass systematisch und methodisch er-
arbeitetes, universalistisches Wissen in der Schweiz weniger als Basis von
politischer Arbeit und Interessendurchsetzung figuriert als anderswo. Mehr
als auf wissenschaftliches Wissen wird hier in politischen Aushandlungs-
prozessen auf Alltagswissen und Erfahrungswissen rekurriert.

An Anlass dazu, vermehrt Hochschulforschung zu fordern, fehlt es
aber keineswegs. Edo Poglia stellt die Frage, wie die Schweizer Hochschu-
len angesichts der Finanzknappheit weniger Geld ausgeben und dennoch
ihre Qualität behalten können. Er erwähnt die Reform der universitären
Strukturen, die Weiterbildung, die Mobilität u.a.m.: alles Fragen, zu denen
wissenschaftliches Wissen erarbeitet werden sollte. Seine ausländischen
Ko-Autoren nennen für ihre eigenen Länder zum Teil ähnliche Themen.
Ian McNay (siehe Kapitel 14) macht für Grossbritannien deutlich, dass die
‘Nationalisierung’ der Universitäten und die Präsenz von Vertretern der
Geschäftswelt in den universitären Gremien dazu geführt haben, dass Aus-
bildung und Forschung im Bereich des Management notwendig wurden.
Ulrich Teichler betont, dass seit einem Jahrzehnt in Deutschland die Diver-
sifizierung des höheren Bildungswesens, Fragen des Managment und der
Evaluation sowie Fragen rund um die Internationalisierung Aufmerksam-
keit auf sich gezogen haben. Frans A. van Vught fügt — aus mehr po-
litologischer Sicht — die Frage der Machtverteilung zwischen Regierung,
Lehrenden an der Universität und den Universitätsverwaltern bei.

Während in Grossbritannien, zum Teil auch in Deutschland und
Holland (und ebenso in weiteren Ländern) die Notwendigkeit von Hoch-
schulforschung auch zur Realisierung entsprechender Projekte im Rah-
men von vergleichsweise etablierten Forschungszusammenhängen geführt
hat, fragt es sich im Falle der Schweiz, ob der Bedarf weiterhin als ad
hoc-Studien-Bedarf oder aber als Bedarf nach kontinuierlich betriebener
Hochschulforschung artikuliert wird. Hoffnungserregende Anzeichen für
Veränderungen sind durchaus vorhanden. So etwa gibt es im Rahmen des
Schwerpunktprogramms “Zukunft Schweiz” ein Modul “Wissensproduk-
tion und Wissenstransfer”, das Raum (und damit auch ein wenig Geld)



für Projekte im Rahmen der Wissenschafts- und der Hochschulforschung
offenhält. Doch bleibt zweifellos noch viel zu tun (vgl. den Beitrag von
Edo Poglia, Kapitel 10).

Zwei Welten — eine Gesellschaft
Wissenschaft und Politik sind zunächst zwei Kulturen mit je unter-

schiedlichen Charakteristiken. Nur wenn diese Unterschiede nicht ver-
wischt werden, ist ein Aufeinanderzugehen im Sinne angemessener Pra-
xisrelevanz möglich, bei dem weder die eine noch die andere Seite sich
selber aufgibt.

Ziel der Wissenschaft ist primär die Erkenntnisgewinnung und die
Wahrheitssuche. Im Falle der Sozialwissenschaften, zu denen die Hoch-
schulforschung gehört, macht die Gesellschaft sozusagen sich selber zum
Thema. Demgegenüber besteht das Ziel der Politik in der Entscheidset-
zung. Die verschiedenen Interessengruppen versuchen, auf die Entschei-
dungsprozesse Einfluss zu nehmen und ihre Macht zu vergrössern. Was
die Verfahrensweise anbelangt, so wählt die Wissenschaft einen Zugang zur
Wirklichkeit, bei dem die Regeln der Logik und der Methodik Gültigkeit
haben. Nur methodisch kontrollierte Beweisführung führt zu wissenschaft-
licher Wahrheit. In der Politik dagegen steht strategisches Vorgehen im
Zentrum. Es müssen Konflikte bewältigt und Kompromisse gefunden wer-
den. Die grundlegende Haltung, mit welcher der Wissenschafter an seine
Aufgabe herangeht, ist die des systematischen Zweifels. Ständiges Infra-
gestellen gehört zum Alltag, und das Explorative, das Unsichere fasziniert.
Wer aber — wie in der Politik — bestimmte Normen und Gesetze durchset-
zen will, muss sich auf Bewährtes und Überkommenes verlassen können,
denn ständiges Zweifeln erschwert die Politik. Man muss vielmehr wissen,
“wie es ist”. Die Verantwortung des Wissenschafters endlich hat relativ ab-
strakten Charakter: Er ist hauptsächlich der Wahrheit und allenfalls gewis-
sen ethischen Prinzipien verpflichtet. Demgegenüber ist die Verantwortung
des Politikers und der Politikerin eine konkrete. Die Folgen des Tuns sind
sichtbar und werden aufgerechnet.

Das sind idealtypische Formulierungen, die wir durch gedankliche
Steigerung pragmatisch etwas veranschaulichen möchten. Sie sollen zei-
gen, dass zwischen den beiden Welten der Wissenschaft und der Poli-
tik keine bruchlose Verbindung möglich ist. Das heisst aber keineswegs,
dass sich eine vollständige Trennung aufzwingt. Vielmehr lässt sich eine
Annäherung denken, welche die Form eines spannungsvollen Wechsel-
verhältnisses annimmt [2]. Wenn die Wissenschaft den Handlungsradius
der Praxis (v.a. Zeit- und Geldknappheit) von vorneherein zum Radius ih-
res Denkens macht, vermag sie die Praxis nurmehr ungenügend zu beraten.
Nur Distanznahme kann zu fruchtbaren Resultaten führen. Ein Beispiel:



Wenn studentische Mobilität die Dauer des Studiums nicht verlängern darf,
wie es von der Hochschulpolitik verständlicherweise vielfach als Ziel for-
muliert wird, ist es dann noch möglich, dass sich der Student wirklich auf
das Neue, das Andere an der Gastuniversität einlässt? Was sagen die Sozial-
wissenschaften hierzu? Ist Mobilität, die weder Zeit noch Geld kostet, noch
eine Mobilität, welche die angestrebte fachliche und ausserfachliche Hori-
zonterweiterung bringt [3]? Eine Hochschulforschung, die nur Knappheits-
probleme untersucht, weil diese in der Politik derzeit dominieren, würde
die Praxis lediglich bestätigen. Dazu aber braucht es keine Forschung. For-
schung, die nicht Zeit- und Geldverschwendung sein soll, muss die Praxis
auch herausfordern.
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La recherche sur l’université

en Suisse: quelques
perspectives de développement

Edo Poglia

L’ énumération des activités suisses de recherche portant sur la science
et l’université (science studies, higher education studies) est brève et plus

brève encore est la liste des institutions de recherche qui s’y adonnent de
manière continue. Ce fait est frappant comparé à la situation non seulement
nord-américaine mais aussi à celle de plusieurs pays européens.

Recherche sur la science et l’université
Face à cette situation, on constate que la recherche scientifique suisse

est, globalement, très bien placée dans la comparaison internationale,
comme le confirment les indicateurs dont nous disposons ainsi que
l’opinion convergente des milieux scientifiques internationaux.

De même, bien qu’il ne soit pas possible de l’affirmer avec la même as-
surance, l’université suisse est comparativement plutôt bien située aussi du
point de vue de l’enseignement, et non seulement de celui de la recherche.
Un paradoxe? Alors: paradoxe ou conséquence logique? D’une part, ce
double contraste a souvent étonné les observateurs de la scène scientifique
suisse; de l’autre, il n’a pas manqué de générer chez certains d’entre eux
des tentatives d’explication mettant l’accent sur la faible stimulation de la
demande d’études et de recherches sur l’université et la science, demande
restée elle-même modeste du fait de l’inexistence de problèmes majeurs
dans les deux domaines.

Récemment d’ailleurs, certains promoteurs de la recherche sur
l’université ont adopté, implicitement, cette hypothèse en annonçant le
développement probable, à moyen terme, de ce type d’études, vu les
problèmes grandissants que rencontre l’université à remplir correctement sa
tâche. Il va de soi que, pour que ce type d’explication et cette prévision cor-
respondent à la réalité des faits, diverses conditions devraient être réunies,
l’une étant notamment que la demande d’études puisse être accompagnée



de financements adéquats, une autre qu’elle soit suffisamment constante
(en intensité et en type de questionnement) pour pouvoir entraı̂ner le
développement d’une relève suffisante de chercheurs qui, pour l’instant,
n’existe pratiquement pas et ne peut donc être mobilisée à courte échéance,
même en présence de ressources financières disponibles à cet effet.

Complémentaire à cette explication du relatif sous-développement des
études suisses sur l’université et la science, une autre hypothèse nous
renvoie au moindre développement supposé de l’ensemble des sciences
sociales, dans le cadre desquelles s’inscrivent, en bonne partie du moins,
ces études.

Ce débat pourrait évidemment apparaı̂tre par trop théorique aux yeux
des responsables de la politique scientifique, préoccupés de mettre en œu-
vre les mesures aptes à entraı̂ner un développement de ces secteurs21.
L’expérience accumulée depuis plusieurs années et les résultats relative-
ment modestes obtenus grâce aux efforts déployés par diverses instances
(par ex. Programme national de recherche 33; Société suisse pour la recher-
che en éducation; Conseil suisse de la science [CSS]) en vue d’atteindre
ces objectifs, nous invite néanmoins à une analyse plus approfondie de la
situation sur laquelle elles souhaitent agir.

Dans les lignes précédentes, le rapprochement a été volontairement fait
entre recherche sur la science et recherche sur l’université, bien que c’est la
dernière nous intéresse ici en particulier. Ceci essentiellement pour deux
raisons:

• d’une part, en Suisse, l’identification de la recherche financée par les
collectivités publiques, et plus spécifiquement de la recherche fonda-
mentale, à l’université est particulièrement puissante et, comparative-
ment à d’autres pays, la part de la recherche de ce type réalisée en
dehors de l’université (en Allemagne, par exemple, dans les instituts
Max-Planck) est faible.

• d’autre part, le ‘sous-développement’ de l’une comme de l’autre pour-
rait nous indiquer l’existence de causes communes.

Avant de considérer de plus près les études sur l’université en Suisse, il
semble donc utile de rappeler quelques données et opinions, à l’appui de
l’affirmation sur l’état comparativement satisfaisant de la recherche et de
l’université suisses.

21 Concernant les études sur la science (Wissenschaftsforschung), il est intéressant
de noter que, il y a quelques années, même les milieux parlementaires se sont émus
de son insuffisance (cf. proposition Iten lors de la discussion des crédits pour la
recherche pour 1992–95, chargeant le CSS de mener des études dans ce domaine).



Recherche scientifique Les scientifiques et les observateurs étrangers de
la scène scientifique suisse la considèrent généralement avec respect et par-
fois admiration, au vu des performances de ses chercheurs dans de nom-
breuses disciplines. Le sommet de l’iceberg, le nombre proportionnellement
élevé des prix Nobel suisses (ou ayant été actifs dans nos instituts), n’est
en effet probablement pas le fruit du hasard.

La Suisse est, d’une part, traditionnellement très bien placée du côté des
inputs, notamment en ce qui concerne la part du PIB allouée à la recherche
(dans une fourchette de 2.5 à 3%22). D’autre part, les indicateurs d’outputs
montrent aussi des situations réjouissantes. Si l’on considère par exemple
le nombre de publications scientifiques par habitant (toutes disciplines
confondues), on constate, selon un récent calcul, que la Suisse se trouve
à la deuxième place mondiale absolue [5]23. Dans des secteurs importants
comme la physique, la chimie, la biologie, la biomédecine, etc., le nombre
de citations qu’entraı̂nent les publications suisses (mesurant l’impact de ces
publications sur la scène scientifique) est proportionnellement haut et met la
Suisse aux premières places mondiales quant à l’efficacité d’une large partie
de sa recherche [14]. Des évaluations sectorielles ou de disciplines tout
entières, menées récemment en Suisse avec l’aide d’experts internationaux
(par ex. la physique par le CSS) confirment cette excellence [13].

Il importe de rappeler à nouveau que le type de recherche spécialement
considéré ici (la recherche fondamentale) est — en Suisse — essentiellement
le fait des universités et force est de constater que de bons résultats de
recherche signifient aussi une bonne performance de l’université dans un
de ses domaines essentiels d’activité.

Un point reste cependant controversé: dans l’image qu’en ont les res-
ponsables politiques et la communauté scientifique elle-même, les bonnes
performances suisses ont été traditionnellement réalisées dans les domaines
des sciences naturelles, médicales et des sciences de l’ingénieur. Par con-
tre, l’image des sciences humaines et plus encore celle des sciences sociales
est plus brouillée, et en tout cas pas aussi unanimement positive que pour
les autres branches scientifiques. On pourrait même affirmer que l’opinion
selon laquelle les sciences sociales suisses seraient (nettement) moins per-
formantes que les autres grandes branches scientifiques prévaut dans la
communauté scientifique du pays. Par contre, il est moins sûr que cette
image se dégage avec autant de clarté dans une comparaison internationale
entre sciences sociales des divers pays.

22 Encore que, si l’on considère seulement la part de l’investissement public, cette
situation soit moins ‘glorieuse’, d’autant plus que cette part a diminué, en valeur
réelle, ces dernières années.
23 Document pas encore publié au moment où ces lignes sont écrites.



L’exercice d’évaluation de quatre disciplines — sociologie, politologie,
sciences de l’éducation, psychologie — mené en 1992 par le CSS à l’aide
d’experts internationaux, avait confirmé l’existence de problèmes structurels
et de fonctionnement, sans pour autant épouser complètement les opinions
pessimistes rapportées ci-dessus24. D’autre part, des indices existent, qui
permettent de nuancer cette image et qui interdisent de généraliser les
résultats de l’évaluation précitée à l’ensemble des disciplines des sciences
sociales (y compris économie, droit, etc.)25.

A noter que cette vision un peu brouillée de la situation des sciences
sociales est bien entendu également la conséquence des lacunes, que nous
dénonçons ici, de la recherche sur la science, pour laquelle la ‘mesure’
comparative de l’activité scientifique en est un des objectifs (plus intéressant
il est vrai pour les responsables de la politique scientifique, que pour les
chercheurs eux-mêmes . . . ).

Université Les instruments, les méthodes et les données permettant la
comparaison globale des universités suisses avec celles d’autres pays font
encore plus largement défaut que ceux permettant la comparaison des
activités de recherche. Nous sommes donc contraints de nous contenter
d’opinions, d’impressions et d’indices, intégrés par quelques rares indica-
teurs comparatifs tels ceux élaborés récemment par l’OECD et repris par
l’OFS [12, 9].

L’impression générale qui se dégage est celle d’un système universitaire
suisse (10 universités et hautes écoles, environ 90,000 étudiants, 2,500 pro-
fesseurs, 12,000 assistants) faisant preuve d’une relative bonne santé. Cette
impression s’étend à l’ensemble des universités et hautes écoles qui, con-
trairement à une image largement répandue, constituent — si on les com-
pare par exemple aux situations américaines ou japonaises — un système
relativement homogène.

Cette bonne impression apparaı̂t déjà en ce qui concerne les investis-
sements de l’État par étudiant, importants comparativement, par exemple,

24 “ . . . the achievements of researchers and research institutions are considera-
ble. But there is a marked underdevelopment of key areas of both fundamental and
applied research . . . ” [7].
25 Par exemple, la confrontation organisée en 1994 à Vienne par l’OECD, entre
les sciences de l’éducation des trois pays (au moins partiellement) germanophones,
a montré que la recherche suisse dans ce domaine se trouve dans une situation qui
n’a rien à envier à celle des deux autres pays, même si l’investissement en Suisse
pour ce type de recherche est relativement faible comparé aux dépenses du pays en
matière d’éducation [12].



aux autres pays de l’OECD26. Elle se confirme en observant la qualité des
bâtiments, installations et laboratoires universitaires (parfois superbes . . . )
ainsi que leur exploitation (auditoires, etc., surchargés dans certaines dis-
ciplines il est vrai, mais généralement bien moins que dans les universités
des pays voisins).

Des indices de la relative bonne santé de l’université suisse nous
sont aussi fournis par des taux d’encadrement27 qui, tout en reflétant des
situations suisses très différentes (et parfois loin d’être idylliques . . . ),
nous sont néanmoins enviés par plusieurs universités des pays voisins,
confrontées à de vraies explosions du nombre d’étudiants.

Cet état de fait est, entre autres, la conséquence d’une sélection
préuniversitaire marquée (maintenue assez cohérente par l’institution de la
‘maturité fédérale’) qui permet à un nombre comparativement bas de jeu-
nes d’accéder aux études universitaires28. Cette sélection préuniversitaire
n’est d’ailleurs nullement compensée par une sélection intra-universitaire
moins sévère: en effet, les taux de drop-out se situent dans la moyenne
internationale29.

Les quelques données disponibles sur les fonctionnements internes de
l’université (provenant par exemple des activités d’évaluation concernant
la qualité didactique et pédagogique de ses enseignants, la cohérence des
curricula, etc.) sont trop éparses pour permettre un jugement global —
même hâtif — sur l’université suisse dans son ensemble. Néanmoins,
elles ne laissent pas apparaı̂tre des situations — comparativement — par
trop problématiques. Par ailleurs, certains ‘classements’ internationaux
d’universités — par groupes de pays, par disciplines, etc. — ont offert
quelques belles satisfactions à certaines hautes écoles et universités suisses
(bien que les méthodes à la base de ces classements ne répondent pas
toujours aux standards scientifiques attendus . . . ).

La mesure, ou l’évaluation, des résultats à moyenne et longue échéance
(ex.: outcomes, compétences et leur exploitation sur le marché du travail,
etc.) atteints par les universités dans le domaine de la formation pose des
problèmes méthodologiques et de recueil de l’information ardus. Ceci est
vrai en général et l’est particulièrement en Suisse. Ainsi, les quelques études
disponibles sur l’insertion des étudiants dans le marché du travail [4, 1],
sur la carrière scientifique, sur les connaissances et compétences acquises,

26 Env. 14,600 $ (converti en PPA) de dépenses publiques par étudiant de
l’enseignement supérieur en 1991 pour une moyenne d’env. 8,400 $ pour les pays
de l’OECD ([10], p. 92).
27 Env. 40 étudiants par professeur en 1990 [3].
28 Taux d’entrée à l’université: 13% en 1993 [1].
29 Taux d’abandon des étudiants suisses: env. 30% [3].



ne suffisent pas à esquisser une image réaliste de l’efficacité des formations
universitaires. Tout au plus elles nous fournissent des indices qui — ajoutés
à la relative facilité de placer des doctorants ou post-doc suisses dans
des groupes prestigieux de recherche étrangers, à l’appréciation souvent
assez positive d’enseignants et scientifiques étrangers — nous renvoient à
une image pas trop négative des résultats atteints dans ce domaine par
l’université suisse. Mais des ombres apparaissent aussi: l’âge moyen assez
avancé auquel les jeunes universitaires atteignent leur premier diplôme30

ou l’appréciation assez mélangée des employeurs suisses qui s’expriment
sur ce sujet.

D’autre part, on ne peut pas cacher les doutes sérieux émis sur
l’efficience du système, autrement dit sur la bonne mise en œuvre des
moyens (coordination insuffisante, doubles emplois, éventuellement gas-
pillages, déséquilibres, etc.).

Notons, pour en terminer avec ce tableau assez ‘impressionniste’ de
l’université de ce pays, que les étudiants suisses ne semblent pas trop
mécontents de leur université — ou du moins ils ne le montrent que
rarement, de même que leurs professeurs31.

La situation de la recherche suisse
sur l’université: quelques indices

Dans ce qui précède, nous avons rappelé les liens assez étroits existants
entre les études sur la science et celles sur l’université. Nous ne traiterons
dans ce qui suit que de la seconde problématique, en renvoyant, pour ce
qui est de la situation suisse dans le domaine des études sur la science,
aux publications de résultats d’études récentes mandatées par le CSS en la
matière [8].

Il n’est pas facile de faire le point sur les études suisses sur l’université,
particulièrement si l’on en adopte une définition large, englobant à la
fois les approches disciplinaires (didactiques, pédagogiques, sociologiques,
économiques, historiques, philosophiques, etc.) et les approches ‘intégrées’,
qui vont souvent sous le titre de Higher Education Studies, et si l’on y ajoute
encore les approches appliquées, directement orientées par les besoins de
la politique et de la gestion universitaires.

Le Centre suisse de coordination de la recherche en éducation d’Aarau
— qui recense une large majorité des projets de recherche en éducation
réalisés dans notre pays — fait état par exemple, pour les années 1990–95,
de seulement une vingtaine de projets se situant dans le domaine des

30 Plus de 26 ans en 1988 [7].
31 Professeurs qui sont d’ailleurs, rappelons-le aussi, parmi les mieux payés au
monde . . .



universités et des écoles supérieures (y compris les écoles techniques, les
formations sociales, etc.) [2, 6].

Si l’on considère ces projets d’un peu plus près (ainsi que quelques au-
tres non classées dans le domaine des sciences de l’éducation), on peut con-
stater qu’il s’agit davantage de projets de développement que de projets de
recherche à proprement parler (ex. développer du matériel didactique pour
les étudiants en médecine) ou bien de la réélaboration et de l’interprétation
de données statistiques de base par l’Office fédéral de la statistique (OFS
— mobilité, femmes, etc.), ou encore de travaux servant de base aux ac-
tivités de conception des futures politiques universitaires et de planification
(menées par ex. par le CSS et portant sur les inégalités régionales ou re-
censant les matériaux de base pour la planification universitaire) ou encore
visant le devenir des institutions scientifiques de certains cantons. Dans
d’autres cas, il s’agit d’études élaborées dans la perspective de la mise en
route des structures et des activités de formation continue dans les diverses
universités. Il peut enfin s’agir d’études liées aux activités d’évaluation des
unités d’enseignement et de recherche, ou d’universités tout entières, des
enseignants, etc. ou encore de travaux liés à la transformation de certaines
écoles tertiaires en Hautes écoles spécialisées et, pour terminer, d’expertises
portant notamment sur le financement des universités.

Un certain nombre d’autres études consistent d’ailleurs en des analyses
qui sont devenues — ce qui est très bien — de routine (par ex. celle sur
l’insertion professionnelle des jeunes diplômés universitaires) ou d’analyse
presque de routine, comme celles qui portent sur le choix du futur type
d’études par les bacheliers.

Seul un nombre assez restreint d’études s’attaquent — avec des moyens
importants — à des problèmes plus larges, nécessitant une élaboration
théorique poussée, outre la production et/ou le traitement de données
spécifiques. Seuls quelques-uns de ces projets peuvent ou ont pu d’ailleurs
compter sur un financement assurant le travail suivi, sur quelques années,
d’une équipe de recherche. On peut citer — dans cette catégorie — le
projet “Étudiants 1990”, mandaté par le rectorat de l’Université de Genève
ou encore quelques-uns des projets du Programme national de recherche
33 (“Efficacité des systèmes en éducation”), par exemple celui sur les drop
out mené par une équipe composée de chercheurs provenant de diverses
régions de Suisse et ‘domiciliée’ à l’Université de Lausanne, ou encore
le projet qui tente la comparaison entre les études d’ingénieur menées à
l’EPFL et dans les écoles techniques supérieures (futures Hautes écoles
spécialisées).

Il va de soi que, ici et là, on peut aussi recenser quelques travaux indivi-
duels de thèse ou de diplôme touchant à la problématique des universités:
par ex. en politologie à Zurich sur les procédures de doctorat ou sur les



changements de disciplines d’études, à la FPSE de Genève sur le finance-
ment de l’université et sur des comparaisons avec le système universitaire
japonais.

Si l’on considère maintenant l’aspect structurel, on constate rapidement
que la recherche sur l’université et plus généralement sur la formation
supérieure n’est pas (encore) enracinée institutionnellement de façon stable
(les études citées ci-dessus sont en effet souvent réalisées par des chercheurs
s’occupant, entre autres thèmes, de la recherche sur l’université, ou encore
à un certain moment de leur carrière ou à côté de leurs activités principales,
par ex. de gestion, d’administration, etc.).

Pratiquement aucune chaire n’est vouée explicitement à ce thème (à
l’exception de celle de didactique universitaire de l’EPFL). Il existe d’ailleurs
peu de chaires avec des intitulés en didactique, pédagogie, sociologie, psy-
chologie, politologie, économie, mettant un accent important et de manière
continue sur le domaine qui nous intéresse. Même dans un important cen-
tre universitaire de sciences de l’éducation comme la FPSE à Genève, le
domaine ‘recherche sur l’université’ n’est pas vraiment représenté.

Paradoxalement, on a l’impression que la continuité, dans ce domaine,
est, tant bien que mal, prise en charge par des instances dont la tâche
essentielle est autre que celle de la recherche: c’est le cas de l’OFS, du CSS,
de certains centres qui gèrent la formation continue des universités, etc.

Cet état de chose est particulièrement éclatant en comparaison avec
d’autres pays et il n’est pas nécessaire de comparer la situation suisse à celle
d’un pays comme les USA avec ses nombreux centres de recherche et chaires
dans ce domaine, ses dizaines et dizaines de programmes de formation dans
le domaine de la Higher Education, ses revues spécialisées, etc., ni même avec
la situation de la Suède, de l’Australie, de la Grande-Bretagne, des Pays-Bas
qui comptent sur une bonne tradition dans ce domaine.

On peut noter, par exemple, que Ulrich Teichler se plaint, dans
un article récent [15], que l’Allemagne est dans une situation de sous-
développement par rapport aux quelques pays cités ci-dessus: “seulement
150 personnes mènent une activité de recherche sur l’université comme ac-
tivité principale et à longue échéance”. Or il est improbable, en faisant le
rapport usuel de 1 à 10 entre les deux pays, que l’on puisse trouver en
Suisse une quinzaine de personnes qui s’occupent de ce sujet comme d’une
activité professionnelle principale, même à court terme32.

32 Même en Autriche, où on se plaint parfois de la situation de la recherche sur
l’université (par ex. lors de la conférence organisée en 1994 par l’OECD à Vienne
sur la recherche en éducation de l’Allemagne, l’Autriche et la Suisse), on constate
que, ces derniers temps, 20 à 30 projets annuels de recherche dans ce domaine ont
été financés par l’État [11].



Teichler, dans l’article déjà cité, propose plusieurs explications au fait
que le développement de ce type de recherche est bien plus important aux
USA que dans d’autres pays, notamment en Allemagne: professionnalisa-
tion de la gestion de l’université américaine, ‘scientifisation’ du débat sur
l’université, nature et volume des universités américaines (plus grandes),
moindre distance entre école et université, communication plus facile entre
experts des problèmes universitaires.

Certaines d’entre elles peuvent aussi constituer des hypothèses expli-
catives de l’état de la situation suisse, notamment les deux suivantes:

• L’université suisse a été, traditionnellement, largement gérée, comme
beaucoup d’autres institutions et activités collectives, non pas par des
professionnels, mais selon le ‘système de milice’. Ainsi, par exemple,
les ‘planificateurs’, les ‘collaborateurs scientifiques’ des rectorats ont
été, dans le passé, relativement rares. On a eu plutôt recours à des
commissions présidées et gérées par des professeurs ou d’autres mem-
bres du corps enseignant. On ne trouvait pratiquement pas jusqu’à
récemment dans les universités suisses (exception EPF) de figures
de type managerial (ex.: ‘vice-chancelier’), comme dans d’autres pays.
Même la fonction de recteur comportait, jusqu’à ces dernières années
et dans certains cas, un roulement très rapide (1 ou 2 années). Par
conséquent:

i. il n’était pas nécessaire de former des ‘spécialistes’ de la gestion des
universités, alors que cette formation aurait probablement entraı̂né
des activités de recherche pour les instituts chargés de la leur
fournir.

ii. les ‘miliciens’ n’avaient souvent ni le temps, ni l’intérêt pour des
connaissances nécessairement spécialisées, pouvant être produites
par la recherche dans ce secteur.

• La deuxième raison est liée à la première. Une des causes du peu
de demandes de recherche sur l’université est probablement constituée
par le traditionnel pragmatisme selon lequel sont gérées les activités
des collectivités publiques en Suisse. Ainsi, ‘bon sens’, ‘expérience’
et ‘intuition’ ont souvent suppléé aux résultats — d’ailleurs toujours
difficiles à interpréter, à généraliser et à appliquer — de la recherche.
Ceci a été longtemps vrai pour la relation entre politique universitaire
et études sur l’université comme pour la relation entre politique de la
recherche et études sur la science.

Deux autres raisons pouvant expliquer le peu de recherches sur l’université
en Suisse sont probablement plus spécifiques à notre pays:



• S’il est vrai qu’une partie des résultats de la recherche sur l’université
peut être constituée de données quantitatives, il est aussi vrai qu’un bon
nombre des projets de recherche peuvent être menés à bien seulement
si l’on possède assez d’informations statistiques de base (par ex. sur les
étudiants, les enseignants, les données financières, etc.). Or la Suisse a
connu, jusqu’à récemment, des lacunes importantes dans ce domaine.

• Contrairement à d’autres pays, les USA en premier lieu naturelle-
ment, nos universités n’ont jamais dû, pour survivre, se préoccuper ni
d’attirer des étudiants (payant leurs frais d’inscription ou ‘déclenchant’
des subsides de l’État), ni d’attirer les meilleurs étudiants, pouvant
bénéficier de bourses grâce à leurs prestations excellentes. Le souci
pédagogique et didactique, quand il était au centre des préoccupations
du corps professoral, ne l’était donc pas comme souci collectif, mais
comme préoccupation individuelle, faisant plutôt appel à l’intuition
pédagogique (ce qui a toute sa valeur!) qu’à des appuis et des mé-
thodes développés par des services ad hoc. Or il est connu que, lors-
que ces services existent, ils déclenchent à leur tour des activités de
recherche.

Pour terminer, nous nous devons de rappeler les deux hypothèses explica-
tives avancées au début de cette intervention:

• La recherche sur l’université est un domaine où le moteur serait beau-
coup moins constitué par le progrès de la science et des connaissances
que par des demandes externes à celle-ci (ce qui renvoie d’ailleurs
au fait que la recherche fondamentale, la réflexion épistémologique
et méthodologique, nécessaires dans ce secteur comme partout ail-
leurs, se font généralement — et de manière indépendante — dans
le cadre des disciplines ‘de base’ de la recherche sur l’université —
psychologie, sociologie, didactique, etc.). L’apparent paradoxe suisse
auquel on a fait allusion plus haut (bon niveau scientifique, bonnes
universités, mais peu de recherche sur l’université) n’en serait donc
pas un. Au contraire, le fait que, traditionnellement, nos problèmes
ont été relativement moins brûlants qu’ailleurs pourrait constituer une
clé d’explication.

• La dernière hypothèse renvoie à la faiblesse supposée des sciences
sociales en général, des sciences de l’éducation en particulier.

Les raisons exposées ci-dessus du relatif sous-développement de la recher-
che sur l’université en Suisse ne sont — répétons-le — que des hypothèses
qui mériteraient d’être approfondies. Notons néanmoins que plusieurs des
situations qui en sont à la base sont en train d’évoluer assez rapidement



— et pourraient, le cas échéant, entraı̂ner des changements significatifs des
structures et des fonctionnements de la recherche sur l’université.

Quel avenir?
L’impression générale qui se dégage — aux yeux de l’observateur que

je suis, pas suffisamment extérieur pour être neutre et qui, de nouveau,
place son discours au niveau de l’hypothèse — est que les divers change-
ments et réformes en cours dans le monde universitaire ainsi que les nou-
veaux problèmes et les questions auxquels ce dernier doit faire face, vont
déclencher un renouveau de la demande de connaissances sur les structu-
res et les processus universitaires et scientifiques (des simples données sta-
tistiques aux explications), de même qu’une augmentation de la demande
concernant les méthodes (voire les recettes) de résolutions de problèmes,
de planification, d’organisation, etc. Bien qu’il ne soit nullement facile de
traduire ces demandes en ‘questions de recherches’, celles-ci vont probable-
ment favoriser le développement des études sur l’université.

Voici quelques-uns des problèmes et questions qui pourraient “renfor-
cer la demande d’étude sur l’université”:

• La recherche orientée (ex. ‘grands programmes’) prend petit à petit le
pas sur la recherche libre traditionnelle, à laquelle étaient habituées
les universités, suscitant non seulement des espoirs (nouveaux finan-
cements) mais aussi des inquiétudes. La question des conséquences de
ces changements sur les structures (instituts, chaires, etc.) et les fonc-
tionnements de la recherche mais aussi de la formation universitaires
(ex. tâches assurées par les doctorants), se pose avec force. Quelle doit
être l’attitude de l’université, à la fois pour ne pas être coupée de ses
sources de financement et pour garder l’essentiel de ce qui a fait sa
force (autonomie, initiative des personnes et des groupes, etc.)?

• La compétitivité de la R&D suisse aboutissant à l’innovation indu-
strielle semble — selon divers analystes (ex. [9]) — marquer le pas
dans des secteurs nouveaux et économiquement importants (ex. micro-
électronique, informatique). Pour certains, la responsabilité des univer-
sités et de la politique universitaire n’est pas hors de cause, notamment
en ce qui concerne les lacunes dans le transfert de connaissances et
de compétences entre l’université et l’économie. Bien que le cliché
“université = tour d’ivoire” ne soit plus courant, la question de son
ouverture à l’économie se pose avec force.

• De nouveaux problèmes économiques, sociaux et politiques ont
récemment investi la Suisse: chômage, nouvelle pauvreté, déchirement
du tissu politique et culturel. Des questions sur les causes et les
moyens de maı̂triser ces problèmes se posent, notamment aux sciences
sociales, peu préparées, dans ce contexte, à jouer le nouveau rôle qu’on



attend d’elles tant au niveau de la recherche que de la formation. De
manière analogue au point précédent, une ouverture plus grande de
l’Université envers la société est demandée, avec des implications sur
sa structure et son fonctionnement.

• Le chômage touche en Suisse aussi depuis quelques années les
diplômés des universités. Cela soulève avec plus de force la question
du contenu de la formation universitaire pour ces jeunes diplômés,
dont plusieurs risquent de ne pas trouver de places correspondant à
leur formation. Quelle stratégie adopter: calquer la formation sur les
demandes (actuelles) du marché du travail ou, au contraire, viser des
formations plus ‘polyvalentes’, ‘adaptables’? Tenter de restreindre le
flux des étudiants et diplômés (numerus clausus) ou espérer que le
marché rééquilibre la demande de formation et celle du monde du
travail?

• Les collectivités publiques sont aux prises avec des problèmes impor-
tants et relativement nouveaux de financement des institutions de for-
mation supérieure. Dans ce contexte, diverses questions sont posées
par le monde de la politique universitaire et par la politique tout court,
touchant le fonctionnement des institutions universitaires, en particu-
lier leur efficience. Pourraient-elles par exemple réduire leurs dépenses
sans nuire à la qualité et quantité de leurs ‘produits’ (diplômes, recher-
che, etc.), ceci par une meilleure gestion, une augmentation de leur
‘productivité’, par des synergies entre institutions, par une meilleure
coopération ou une concurrence plus poussée, etc.? Quelles seraient,
d’autre part, les répercussions d’une diminution massive du finance-
ment par l’État sur la population estudiantine et leurs familles, sur les
régions périphériques non-universitaires, etc.?

• Des réformes des structures et des fonctionnements universitaires sont
en cours — ou ont abouti — dans presque tous les cantons et instituti-
ons universitaires. Ainsi le rôle du rectorat et des services sur lesquels
il peut compter s’est renforcé dans toutes les institutions, ce qui va vrai-
semblablement entraı̂ner une certaine spécialisation à ce niveau, donc
des besoins de formation du personnel nécessaire et aussi des études
et des recherches dans le domaine de la gestion, du financement, de
la planification, etc.

• Le développement des activités de formation continue, le souci de la
mobilité d’étudiants et d’enseignants, la participation aux projets inter-
nationaux (EU), etc. auront d’ailleurs probablement un effet similaire.

• L’évaluation des universités, tant de l’enseignement (didactique,
pédagogie, curricula, etc.) que de la recherche et du fonctionnement
institutionnel, prend de l’ampleur, en Suisse comme ailleurs, étant
généralement perçue comme une garantie de leur autonomie (plutôt



que comme signe de méfiance, à son égard, de l’État bailleur de fonds).
De nombreuses questions se posent: comment profiter des expériences
d’autres pays, comment adapter des méthodes éprouvées aux particu-
larités suisses (fédéralisme, décentralisation, etc.)? Ou alors comment
en développer de plus spécifiques?

• Actuellement, un changement structurel important s’accomplit en
Suisse avec la création (ou la transformation) du secteur des Hau-
tes écoles spécialisées, comme ce fut le cas dans bien d’autres pays
auparavant. De nombreuses questions sont sur la table, par exemple
celle de la répartition des tâches de formation et de recherche entre ces
institutions et les universités traditionnelles, du contrôle de la qualité
de leur travail, etc.

Les structures futures de la recherche
sur l’université en Suisse: quelques suggestions

Même si la demande de recherche ira effectivement en s’amplifiant
dans un avenir prochain en entraı̂nant une augmentation des activités de
recherche, le problème de l’inadéquation des structures dans lesquelles ces
recherches vont devoir se développer, ne trouvera pas automatiquement
des réponses. Ces réponses, en termes de chaires, d’instituts, de finance-
ment de base, de formation des chercheurs (ex. doctorats), d’insertion dans
le contexte international, restent donc à inventer. Les instances de la po-
litique scientifique et universitaire suisses, des responsables et enseignants
universitaires, les chercheurs et leurs associations sont fortement appelés à
davantage de réflexion et d’initiative dans ce secteur. On pourrait, à titre
d’exemple, imaginer une situation dans laquelle:

• quelques chaires du type Higher Education Studies seraient créées, cou-
vrant un large spectre d’études sur l’université;

• plusieurs universités compteraient sur des instituts de didactique et
pédagogie, sociologie, psychologie, économie, politologie, etc., dont
une partie des activités permanentes porterait sur l’objet ‘université’;

• les directions des universités trouveraient utile de leur confier des
études orientées vers la solution de problèmes spécifiques avec lesquels
ils sont aux prises, ce qui compléterait avantageusement les activités
scientifiques de base de ces instituts;

• les instances de politique et de gestion universitaires (des facultés
aux instances fédérales) pourraient compter (ou constituer) sur une
expertise suffisante afin de pouvoir se servir de (ou déclencher) la
production — par la recherche — des connaissances qui leur sont utiles;

• il va de soi que les instances (OFS, CSS, centres de formation continue)
qui ont, depuis quelques années, mandaté ou exécuté des études ou



élaboré des données de base dans le secteur qui nous intéresse ici,
continueraient de le faire.

Trois principes me semblent devoir guider cette réflexion sur le déve-
loppement de la recherche sur l’université:

• Il est nécessaire de profiter de l’expérience internationale dans ce do-
maine, notamment de celle de quelques pays européens.

• Il est en même temps nécessaire de ne pas perdre de vue les spécificités
suisses (organisation des universités, fédéralisme, etc.)

• Il s’agit de profiter des opportunités offertes par la probable augmen-
tation de la demande de recherche, sans néanmoins oublier que la
recherche ne peut contribuer que de manière limitée à la solution de
problèmes et que ses promoteurs ne devraient surtout pas, dans ce
secteur, “promettre plus qu’il n’est possible d’offrir réellement”.
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nales OECD Seminar zur Bildungsforschung und Entwicklung. Paris, 1994.
[12] , Regards sur l’éducation. Paris, 1995.
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Hochschulforschung: Erfahrungen

in Deutschland und ihre
Implikationen für die Schweiz

Ulrich Teichler

W enn wir die Situation der Hochschulforschung — d.h. hier For-
schung, die das Hochschulwesen zum Gegenstand hat, nicht da-

gegen Forschung jederlei Gegenstands, die an Hochschulen betrieben wird
— in einem Land, in diesem Falle Deutschland, darzustellen versuchen,
so fallen die Aussagen auf den ersten Blick ähnlich aus wie die zu vielen
anderen Ländern. Schnell ist man sich in Deutschland einig, daß

• zum Thema Hochschule ein Mangel an Forschungsaktivitäten und
Ressourcen herrscht,

• die institutionelle und wissenschaftliche Basis unsicher ist und
• die Hochschulforschung sehr eng mit Fragen praktischer Problem-

lösung verbunden ist.

Das nötigt uns, an dieser Stelle auch auf die typischen Probleme der
Hochschulforschung einzugehen, wie wir sie in vielen Ländern beobach-
ten können. Dabei haben wir vergleichend deutlich zu machen, was die
besondere Situation in Deutschland ist.

Daneben sehen wir in Deutschland — wie in vielen anderen Ländern —
seit einigen Jahren ein Anwachsen des Interesses an Hochschulforschung.
Dieses wachsende Interesse ist allerdings zumeist von sehr direkten prakti-
schen Problemlösungswünschen getragen. Daher stellt sich die Frage, was
diese hohen praktischen Erwartungen bedeuten: Was kann und wird die
Forschung für die Praxis leisten? Welche Chancen und Gefahren ergeben
sich für die Hochschulforschung dadurch, daß sie in letzter Zeit so große
Aufmerksamkeit erfährt?



Charakteristische Bedingungen der Hochschulforschung
Einige Charakteristika der Hochschulforschung können wir anhand

der letzten drei bis vier Jahrzehnte in Deutschland wie in vielen anderen
Ländern beobachten. Zuvor war Hochschulforschung kaum als ein etablier-
tes Forschungsgebiet zu bezeichnen — unbeschadet einzelner bedeutender
Vorgängerstudien.

• Hochschulforschung ist durch Nähe zur praktischen Entscheidung gekenn-
zeichnet: Sie kann sich nicht darauf verlassen, daß sie — von der
Tradition einer etablierten Disziplin oder von ihren Aufgaben in der
Lehre an der Universität her — eine mehr oder weniger unhinter-
fragte Existenzberechtigung hat. Sie kann nicht damit rechnen, daß ihr
Schonräume eingeräumt werden, wie das sonst mit Rekurs auf die ver-
einfachte Begriffspolarität ‘Grundlagen- und angewandte Forschung’
zugunsten der ersteren erfolgt. Sie muß vielmehr versuchen, den ein-
schlägigen Entscheidungsträgern neue Einsichten zu vermitteln, und
sie davon überzeugen, daß diese Einsichten bedeutsam genug sind, um
Hochschulforschung zu alimentieren. Hochschulforschung steht also
vor dem Dilemma, daß sie einerseits bei mangelnder Berücksichtigung
praktischer Anfragen auf unbedeutende Größe zu schrumpfen droht.
Andererseits kann sie bei Konzentration auf praktische Anfragen nicht
die Distanz, Qualität und Originalität entwickeln, aus der unerwartete
und bedeutsame Einsichten entstehen könnten.

• Für Hochschulforschung ist der geringe Abstand zwischen Forschung und
dem Räsonieren der Laien charakteristisch: Es gibt wohl kein anderes For-
schungsgebiet, in dem die Laien — die in diesem Falle auch die prak-
tischen Entscheidungsträger sind — den Gegenstand in einer kogni-
tiv so komplexen Weise bearbeiten können, daß der Vorsprung durch
Systematik und Objektkenntnis seitens der Forschung als nur gering
erscheint. Es mag aber dennoch erstaunen, daß die wissenschaftliche
Zunft einerseits generell von der Überzeugung lebt, die Erkenntnis
der Praxis bedürfe der Systematik von Forschung, andererseits, wenn
es um Hochschulfragen geht, der vormodernen Ansicht anhängt, es
genüge die Beobachtung und Bewertung durch scharfsinnige Prakti-
ker.

• Hochschulforschung hat für viele Akteure einen hohen Stellenwert: für
Staat, Öffentlichkeit, Hochschulmanagement, Wissenschaftler und Stu-
dierende. Die schwierigen Balanceakte der Hochschulen — zwischen
staatlicher Fürsorge und universitärer Autonomie, Hochschulmana-
gement und akademischer Selbstverwaltung, Studierenden als An-
gehörige und Klienten der Hochschule, Suche nach Wahrheit und prak-
tischer Relevanz — können nur bewältigt werden, wenn viele Akteure



— mehr als in allen anderen Organisationen — einsichtsvoll auf die
Hochschulen Einfluß nehmen. Da nicht alle wichtigen Akteure die
gleiche Chance haben, als Mäzene der Hochschulforschung aufzutre-
ten, ist es für die Hochschulforschung keineswegs einfach, eine Balance
gegenüber den Akteuren zu finden.

• Hochschulforschung ist systematisch unvollständig: Sie kann nie reklamie-
ren, im Hinblick auf ihren Gegenstand vollständiges Sachwissen zu
beinhalten. In der Regel befaßt sie sich mit dem ‘Nicht-Eigentlichen’
der in der Hochschule vertretenen Wissenschaften: nicht mit Maschi-
nenbau oder Geschichtswissenschaft als solchen, sondern zum Beispiel
mit dem Stellenwert von individuellen Handlungsplänen und Werten
oder dem organisatorischen und finanziellen Kontext einer Disziplin.
Dies mag man als Schwäche betrachten, jedoch liegt darin auch eine
Chance. Hochschulforschung kann dazu beitragen, daß der Stellen-
wert des ‘Nicht-Eigentlichen’ für die Erträge der Hochschule nicht un-
terschätzt wird. Dies gelingt am ehesten, wenn sie dessen Verflech-
tung mit dem ‘Eigentlichen’ zum Gegenstand macht: etwa, indem sie
der Frage nachgeht, inwiefern berufliches Handeln von Ingenieuren
zugleich von technischer Problemlösung, organisatorischer Gestaltung
und vom Management der eigenen Biographie bestimmt wird, oder wie
Künstler die Spannung bewältigen, indem sie einerseits glauben, aus-
schließlich die künstlerische Kreativität bestimme ihr Leben, und an-
dererseits intensiver als die meisten anderen Berufe die ökonomischen
und organisatorischen Umstände ihres genuinen beruflichen Handelns
selbst zu managen haben.

Ein Überblick zur institutionellen Situation in Deutschland
Die wichtigsten Institutionen Die institutionelle Lage eines Forschungs-
gebiets ist immer am leichtesten zu beschreiben, wenn wir uns den relativ
großen und stabilen Einrichtungen zuwenden, die ihrerseits auf das zur Dis-
kussion stehende Forschungsgebiet spezialisiert sind. Aber selbst das Her-
ausschälen eines solchen klaren Kerns fällt im Falle der Hochschulforschung
in Deutschland schwer. Ich habe den Eindruck — die öffentliche Bericht-
erstattung der einzelnen Institutionen ist nicht in allen Fällen eindeutig —,
daß derzeit an folgenden sieben Institutionen in Deutschland jeweils zehn
oder etwas mehr Wissenschaftler mit Hochschulfragen beschäftigt sind:

• Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulpla-
nung, München;

• Hochschuldidaktisches Zentrum der Universität Dortmund;
• Hochschul-Informations-System (HIS), Hannover;



• Interdisziplinäres Zentrum für Hochschuldidaktik, Universität Biele-
feld;

• Projektgruppe Hochschulforschung, Berlin-Karlshorst;
• Wissenschaftliches Zentrum für Berufs- und Hochschulforschung, Uni-

versität Gesamthochschule Kassel;
• Zentrales Institut für Fernstudienforschung der FernUniversität Ge-

samthochschule Hagen.

Dabei sind nur das Bayerische Staatsinstitut und das Kasseler Zentrum
fest etablierte Einrichtungen mit ausschließlicher Forschungsfunktion. Das
Bayerische Staatsinstitut, das 1972 gegründet wurde, wird fast durchgängig
durch das zuständige Land (den Freistaat) Bayern finanziert und entwickelt
seine jährliche Forschungsplanung in Abstimmung mit dem Kultusministe-
rium. Bekannt geworden ist es durch verschiedene Studien zur institutio-
nellen Entwicklung, zur Beziehung von Hochschule und Region sowie zu
Studentenströmen und Studienverhalten.

Das Kasseler Zentrum wurde 1978 als eine interdisziplinäre For-
schungseinrichtung innerhalb einer Hochschule, aber außerhalb der Fach-
bereichsstruktur etabliert; es entscheidet autonom über seine Forschungs-
aktivitäten, wobei es in großem Umfange externe Forschungsmittel ein-
wirbt: Wichtige Themen der Forschung sind die Berufssituation von Hoch-
schulabsolventen, Fragen der Qualifizierung und beruflichen Tätigkeit,
die Entwicklung der Hochschulsysteme im internationalen Vergleich und
internationale Kooperations- und Mobilitätsprogramme.

Die Hochschul-Informations-System GmbH (HIS), die 1969 gegründet
wurde, ist eine gemeinsam von Bund und Ländern für Dienstleistungsauf-
gaben finanzierte Organisation, die die Hochschulen in Fragen des Hoch-
schulbaus und der Datenverarbeitung im Bereich der Verwaltung zu bera-
ten hat. Sie hat daneben eine aktive und bekannte Abteilung, die vor allem
größere Befragungen durchführt: etwa zum Übergang von der Schule zur
Hochschule, zum Studienverlauf, zur sozialen Situation der Studierenden,
zum Studienabbruch und gelegentlich auch zum Verbleib der Absolventen.

Hochschuldidaktische Zentren sind zu Beginn der siebziger Jahre an
der Mehrzahl der Universitäten gegründet worden. Sie hatten primär die
Funktion, Dienstleistungen zur Verbesserung von Lehre und Lernen zu er-
bringen. Einige von ihnen waren jedoch von der Größe, ihrem spezifi-
schen offiziellen Mandat und von der Neigung der beteiligten Personen
her in der Lage, der Forschung über Hochschulfragen ein großes Gewicht
einzuräumen. Zeitweise war das Hochschuldidaktische Zentrum der Uni-
versität Hamburg die erste Forschungsadresse in diesem Bereich; auch die
Zentren der Technischen Universität Berlin und an der Universität Gesamt-
hochschule Essen sind in diesem Kontext zu erwähnen. Inzwischen schei-



nen die Hochschuldidaktischen Zentren in Bielefeld und Dortmund in der
Forschung stärker präsent zu sein.

An der FernUniversität Hagen wurden mit der Gründung Mitte der
siebziger Jahre zwei Schwesterinstitute geschaffen: eins für Aufgaben der
Entwicklung (Zentrum für Fernstudienentwicklung) und eins für Begleit-
forschung (Zentrales Institut für Fernstudienforschung).

In der Projektgruppe Hochschulforschung in Berlin-Karlshorst sind seit
1991 einige Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler tätig, die vor der Ver-
einigung im Staatsinstitut für Hochschulbildung der Deutschen Demokra-
tischen Republikbeschäftigt waren. Sie analysieren — unterstützt durch
Projektmittel des Bundes und einiger Länder — die Transformation des
Hochschulwesens in den Neuen Bundesländern. Fast fünf Jahre nach der
Vereinigung ist immer noch keine Entscheidung gefallen, ob diese Gruppe
dauerhaft institutionalisiert wird; neuerdings erscheint eine Assoziierung
an die Universität Halle-Wittenberg wahrscheinlich.

Die deutsche Konfiguration im internationalen Vergleich Die Beson-
derheiten der deutschen Situation werden klarer, wenn wir aufzeigen, was
fehlt oder anders vorstellbar wäre. Dies können wir mit Hilfe des interna-
tionalen Vergleichs der Hochschulforschung oder mit Hilfe des Vergleichs
zur Institutionalisierung anderer Forschungsthemen in Deutschland her-
ausarbeiten:

• Erstens ist die institutionelle Basis der wichtigsten Einrichtungen der
Hochschulforschung in Deutschland heterogen. Auf Anhieb läßt sich
kein vorherrschendes Prinzip benennen.

• Zweitens ist für die Hochschulforschung in Deutschland — wie auch
für die meisten anderen hochindustrialisierten Länder — dezentrale
Institutionalisierung kennzeichnend. Es gibt kein großes zentrales
Institut für Hochschulfragen, wie — vor den jüngsten politischen
Umbrüchen — in den osteuropäischen Ländern.

• Drittens wurden die größeren und stabilen Forschungsgruppen im
Zeitraum von 1969 bis 1978 etabliert. Wir können allgemein in der
Hochschulforschung feststellen, daß von ihr ursprünglich erwartet
wurde, sich auf ein zentrales Thema zu konzentrieren, das in der
Gründungszeit besonders en vogue war: So beobachten wir in Europa
bei Gründungen vor Mitte der sechziger Jahre, daß Fragen der Be-
ziehung von Bildungsinvestition und Wirtschaftswachstum oder des
Zusammenhangs von Bildung und sozialer Chancengleichheit im Mit-
telpunkt standen. Um 1970 ging es eher um Lehren und Lernen und
in den späten siebziger Jahren um die Beziehungen zwischen Hoch-
schule und Beruf. In den achtziger Jahren war Hochschulmanagement
das zentrale Thema; vielleicht wird in den neunziger Jahren einmal



die Internationalisierung der Hochschulen Anlaß zur Neugründung
eines Hochschulforschungsinstituts geben, das sich auf diese Thema-
tik konzentriert. — Daß von diesen Themen vor allem die Fragen des
Lehrens und Lernens und die der Beziehungen zwischen Hochschule
und Beruf aufgegriffen wurden, hängt sicherlich damit zusammen, daß
diese Themen besonderes Gewicht zu einer Zeit hatten, in der die
Sorge über den Zustand der Hochschulen besonders ausgeprägt und
die Hoffnung auf Reformen groß waren. Zeiten, in denen ebenfalls
große Probleme wahrgenommen wurden, aber Hoffnung und Wille im
Hinblick auf praktische Umgestaltung geringer waren, erwiesen sich
für die Institutionalisierung als weniger fruchtbar.

• Viertens gibt es an deutschen Universitäten innerhalb von Fakultäten
und Fachbereichen keine größeren Forschungsgruppen, die sich lang-
fristig mit Hochschulfragen befassen. Während in den USA eine
größere Zahl erziehungswissenschaftlicher Fakultäten Master- oder
Doktorkurse in Higher Education anbieten, gibt es in anderen Ländern
kaum Studiengänge über Hochschulfragen; in Deutschland existiert
lediglich ein kurzes Aufbaustudium an der Verwaltungshochschule
Speyer. Die Pädagogik in Deutschland hatte die Hochschulen nie zum
Forschungsgegenstand, sieht man vom Sondergebiet Lehrerbildung ab.
Schließlich neigen Fakultäten in Deutschland eher dazu, viele Themen
zu beherbergen und die Herausbildung größerer thematischer Schwer-
punkte mit Argusaugen zu betrachten, wenn nicht sogar zu behin-
dern. Die Forschungsgruppe ‘Hochschulsozialisation’ der Sozialwis-
senschaftlichen Fakultät der Universität Konstanz, die regelmäßig Stu-
dien über studentische Orientierungen und Verhaltensweisen erstellt,
könnte man als einzige Ausnahme betrachten, aber sie kämpft seit Jah-
ren ums Überleben.

• Fünftens ist keine einzelne wissenschaftliche Disziplin eindeutig
für eine dieser größeren Einrichtungen der Hochschulforschung in
Deutschland prägend. Soziologie und Erziehungswissenschaft sind
stärker vertreten als andere Disziplinen, z.B. Ökonomie, Psychologie,
Recht und Geschichte. Oft lassen sich die Forschungsarbeiten nicht ein-
deutig zuordnen: Eine objektbezogene Verknüpfung unterschiedlicher
disziplinärer Beiträge überwiegt.

• Sechstens wurde Hochschulforschung in Deutschland, soweit Univer-
sitäten ihre Träger sind, in erster Linie an neueren Universitäten einge-
richtet. An diesen zeigte sich eine größere Aufgeschlossenheit für dis-
ziplinübergreifende Themen. Hinzu kommt, daß die neueren Univer-
sitäten sich eher davon Nutzen versprechen, daß sie selbst Gegenstand
wissenschaftlicher Analyse und Reflexion sind. Dies ist allerdings kei-
neswegs ein spezifisch deutsches Phänomen: Ähnlich fand Forschung



über Hochschulen an den Universitäten in Dijon, Enschede, Jyväskylä
oder Lancaster deutliche Unterstützung.

• Siebtens gibt es in Deutschland — wie auch in den meisten ande-
ren europäischen Ländern — keine Tradition von institutional research,
d.h. von verwaltungsnahen Abteilungen, die regelmäßig Fragen der ei-
genen Universität beforschen. Als einzige bedeutsame Ausnahme ist
das Zentrale Institut für Fernstudienforschung in Hagen zu nennen.
Die Idee des institutional research wird seit kurzem wieder diskutiert;
d.h., seit die einzelnen Universitäten immer mehr den Eindruck gewin-
nen, daß sie eine stärkere Profilbildung betreiben und eigene Manage-
mentstrategien entwickeln müßten.

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß 1994 in Zusammenarbeit
zwischen der Bertelsmann-Stiftung und der Hochschulrektorenkonferenz
ein Zentrum für Hochschulentwicklung in Gütersloh etabliert wurde, das
Anregungen zur Verbesserung des Hochschulmanagements zur Aufgabe
hat. Offen ist, ob dieses Zentrum sich zu einer Art zentralisierter Agen-
tur von institutional research entwickeln wird oder zu einer Einrichtung, die
ihrerseits die Etablierung von institutional research an den einzelnen Hoch-
schulen anregt und berät.

Das weitere Spektrum der Hochschulforschung Mit dem Hinweis auf
die größeren Forschungsgruppen ist das Spektrum der Hochschulforschung
in Deutschland keinesfalls ausreichend beschrieben. Die Zahl der deutschen
Hochschulforscher, die institutionell anders verortet sind, dürfte insgesamt
größer sein als die Zahl in den genannten sieben Institutionen.

So gibt es auf Hochschulfragen spezialisierte Einrichtungen und For-
schungsgruppen, die kleiner sind bzw. sich weniger langfristig mit Hoch-
schulfragen befaßt haben. Neben den — bereits genannten — weiteren
hochschuldidaktischen Zentren, der Forschungsgruppe Hochschulsoziali-
sation in Konstanz und dem Zentrum für Hochschulentwicklung ist zum
Beispiel die Forschungsgruppe Hochschulökonomie der Freien Universität
Berlin zu nennen, die insbesondere in den achtziger Jahren aktiv war.

Eine nicht unbeträchtliche Zahl von einzelnen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern bzw. von Lehrstühlen haben relativ langfristig Fra-
gen der Hochschulen zum Forschungsgegenstand. Das gilt insbesondere
für Hochschulforschung im Bereich der Ökonomie, der Rechtswissenschaft
und der Geschichtswissenschaft, aber auch für den Bereich der Politischen
Wissenschaft, Psychologie und Geographie; und es trifft auch für die Dis-
ziplinen, die stark in den zuvor genannten Institutionen vertreten sind:
Soziologie bzw. Erziehungswissenschaft, zu.

Hinzu kommt, daß eine nicht unbedeutende Zahl von Personen The-
men der Hochschulforschung für kürzere Zeitspannen ihrer Berufsbiogra-



phie aufnimmt. Dies galt zum Beispiel zu Zeiten, in denen bestimmte Fra-
gen der Hochschulen stark in Mode kamen. Oder Wissenschaftler, die Auf-
gaben der Hochschuladministration, der Studiengangsentwicklung u.ä. für
einige Zeit übernahmen, entschieden sich, dies auch zum Gegenstand ih-
rer Forschungsarbeit zu machen. Zwei ehemalige Universitätsrektoren
zum Beispiel wählten später Fragen des Hochschulrechts bzw. der Hoch-
schulökonomie als ihre zentralen Forschungsthemen.

Nicht zuletzt ist darauf zu verweisen, daß Forschung über Hochschul-
fragen in großem Umfange in Forschungseinrichtungen betrieben wurde,
die nicht auf die Hochschule als Thema spezialisiert sind. In diesem Zu-
sammenhang sind vor allem zu nennen: Max-Planck-Institut für Bildungs-
forschung, Berlin; Deutsches Institut für Internationale Pädagogische For-
schung, Frankfurt; Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bun-
desanstalt für Arbeit, Nürnberg; Institut der Deutschen Wirtschaft, Köln;
Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung, Hannover.

Schließlich ist zu erwähnen, daß Wissenschaftsforschung und Hoch-
schulforschung sich in Deutschland nur sehr wenig gegenseitig zur Kennt-
nis nehmen. Schwerpunkte der Wissenschaftsforschung gibt es in Deutsch-
land insbesondere an der Universität Bielefeld und im Wissenschaftszen-
trum Berlin. Betrachtet man die Themen und die bibliographischen Refe-
renzen, so werden kaum Diskussionen über die Grenzen hinweg ersichtlich.
Wissenschaftliche Kommunikation Insgesamt ist die Hochschulfor-
schung in Deutschland sehr zersplittert, was Kommunikation und Ko-
operation angeht. Es gibt Arbeitsgruppen von Hochschuldidaktikern,
Bildungssoziologen, Bildungsökonomen, Bildungsverwaltungsforschern,
Wissenschaftsforschern, Hochschul- und Wissenschaftsjuristen u.ä., die
sich zu Workshops treffen. Es gibt Kommunikationen, die eher von hoch-
schulpolitischen Akzenten bestimmt sind. Kein Verband und kein Forum
in Deutschland kann ein so breites Spektrum von Wissenschaftlern, die
sich mit Hochschulfragen befassen, kommunikativ so weit verbinden, wie
das z.B. in Großbritannien mit der Society for Research into Higher Education
(SRHE) der Fall ist.

Die bekanntesten Zeitschriften zu Hochschulfragen sind zumeist Maga-
zine, in denen einzelne wissenschaftliche Beiträge allenfalls neben Informa-
tionsübersichten und journalistischen Artikeln stehen. Unter solchen Zeit-
schriften publiziert “Das Hochschulwesen” häufiger als “Forschung und
Lehre” oder die “Deutsche Universitätszeitung” wissenschaftliche Artikel.
Als wissenschaftliche Zeitschriften sind lediglich “Wissenschaftsrecht, Wis-
senschaftsverwaltung, Wissenschaftsförderung” sowie die vom Bayerischen
Staatsinstitut herausgegebenen “Beiträge zur Hochschulforschung” zu nen-
nen. Als Buchreihen, die sich über längere Zeit hielten und mehr als ein
Dutzend Schriften zu Hochschulfragen umfaßten, sind lediglich die Schrif-



tenreihe “Studien zu Bildung und Wissenschaft” des zuständigen Bun-
desministeriums, die Publikationsreihe der Hochschul-Informations-System
GmbH (HIS) und die Schwerpunktreihe “Hochschule und Beruf” beim
Campus Verlag zu nennen, die das Wissenschaftliche Zentrum für Berufs-
und Hochschulforschung herausgibt und die auch für Autorinnen und Au-
toren anderer Institutionen offen ist.

Insofern ist es wahrscheinlich konsequent, daß sich die wissenschaft-
liche Kooperation eher auf der europäischen Ebene entwickelt. Hier ist
es zwar nach wie vor so, daß politische Organisationen — insbesondere
OECD, UNESCO und Council of Europe, daneben auch die Europäische
Kommission, die CRE und andere Organisationen — das Feld mit Kon-
ferenzen und Projekten prägen, die im Grenzbereich von Wissenschaft und
Politik angesiedelt sind. Aber drei Organisationen spielen für die Kommu-
nikation unter Hochschulforschern in Europa eine Rolle:

• Die European Association for Research and Development in Higher Educa-
tion (EARDHE) konnte eine beachtliche Mitgliederzahl und großes In-
teresse an ihren wissenschaftlichen Kongressen in den siebziger Jahren
erreichen, als Fragen von Lehren und Lernen, Studiengangentwicklung
und Studierenden großes Interesse auf sich zogen. EARDHE verlor im
Laufe der achtziger Jahre viel vom anfänglichen Schwung.

• Die European Association for Institutional Research (EAIR) war zunächst
als Ableger der amerikanischen AIR entstanden, entwickelte jedoch im
Laufe der achtziger Jahre ein eigenes Profil. EAIR konzentriert sich vor
allem auf Themen, die bei der Planung und bei Entscheidungen der
einzelnen Hochschulen hilfreich sind, und bemüht sich, vor allem Per-
sonen in Hochschulverwaltungen anzusprechen, die zugleich Analyse-
und Verwaltungsfunktionen haben.

• Das Consortium of Higher Education Researchers (CHER) wurde 1988 als
Verband für Hochschulforscher gegründet. CHER versucht in erster
Linie, diejenigen anzusprechen, die hauptberuflich in diesem Bereich
forschen. Als Hauptziele werden die Förderung der Qualität der
Forschung sowie die Zusammenarbeit in vergleichenden Projekten in
Europa — oder darüber hinaus — hervorgehoben.

Themen und Arbeitsweisen
der Hochschulforschung in Deutschland
Systematiken in Bilanzen der Hochschulforschung Eine Beschreibung
der Themenschwerpunkte, die in der deutschen Hochschulforschung ge-
setzt wurden, fällt schwer, weil sich keine allgemein anerkannte Systematik
des Gegenstandsbereichs entwickelt hat. So kann es nicht überraschen, daß
alle wichtigen einschlägigen Werke sehr verschiedene Systematiken wählen:



• Eine Forschungsgruppe des Max-Planck-Instituts für Bildungsfor-
schung (Wolfgang Nitsch u.a. [8]) unternahm um 1970 den Versuch,
den weltweiten Stand der Hochschulforschung zu dokumentieren. Als
Hauptthemen schälten sie heraus: akademische Bildung und intel-
lektuelle Berufe; Ökonomie höherer Bildung und Wissenschaft; soziale
Organisation, subjektive Entwicklung und politische Konflikte im Kon-
text akademischer Institutionen.

• Ludwig Huber [6] gab 1983 im Rahmen einer zwölfbändigen Enzy-
klopädie Erziehungswissenschaft einen Band “Ausbildung und Sozia-
lisation in der Hochschule” heraus; die Hauptteile darin werden wie
folgt bezeichnet: Hochschule und Gesellschaft; Hochschule als soziale
Organisation; Hochschulplanung, -ökonomie und -recht; Hochschuldi-
daktik.

• Dietrich Goldschmidt, Ulrich Teichler und Wolff-Dietrich Webler [4]
gaben 1984 einen Sammelband zur Lage der Hochschulforschung in
Deutschland mit 13 Themen heraus: Geschichte; Wissenschaft und
Forschung; Organisation; Lehrkörper; Studenten und Sozialisation;
Lehren und Lernen; Zugang und Zulassung; Hochschule und Beruf;
Institution und Struktur; Politik und Planung; Ökonomie; Statistik;
Ausländerstudium.

• Albert Over [11] gliederte eine kommentierte Bibliographie von über
4,500 Titeln zur Forschung über Hochschulen in der Bundesrepublik
Deutschland in der Zeit von 1965 bis 1985 in: Hochschule, Staat und
Gesellschaft; Hochschulstruktur und -organisation; Hochschulperso-
nal; Studium; Studenten; Hochschule und Forschung; Hochschule, Be-
ruf und Arbeitsmarkt.

• Schließlich nannte in einem 1988 vom Christoph Oehler und Wolff-
Dietrich Webler [10] herausgegebenen Sammelband über “Forschungs-
potentiale sozialwissenschaftlicher Hochschulforschung”, der neben
Deutschland auch Österreich und die Schweiz behandelte, der letz-
tere Autor folgende Themen: Struktur des Hochschulsystems; Hoch-
schule als Personalkörperschaft; gesellschaftliche Rahmenbedingungen
der Hochschule; Ökonomie der Hochschule; Forschung in der Hoch-
schule; Lehre und Studium; international vergleichende und histori-
sche Studien.

Thematische Schwerpunkte Die genannte kommentierte Bibliographie
[11] dokumentiert neben Forschungsarbeiten auch eine Fülle interessanter
Literatur, die man im strengeren Sinne nicht als Ergebnis von Forschung
betrachten kann. Sie eignet sich dennoch, die Schwerpunkte der Hoch-
schulforschung zu benennen. Unter den mehr als 4,500 angegebenen Titeln
behandelten:



• 26% Fragen des Studiums,
• 17% Hochschule und Gesellschaft, Hochschulpolitik usw.,
• 14% die Studierenden,
• ebenfalls 14% Fragen der Hochschulstruktur und -organisation und
• 12% Beziehungen zwischen Hochschule und Beruf.

Deutlich seltener waren Hochschule und Forschung (6%) sowie das Perso-
nal an Hochschulen (4%) vertreten.

Erstens läßt sich zweifellos feststellen, daß bei Darstellungen von
Schwerpunkten der Hochschulforschung in den meisten Fällen Kategorien
des Gegenstands Hochschule genommen werden und nur in einer Min-
derheit der Fälle wissenschaftliche Disziplinen. Wenn Disziplinen genannt
werden, so sind das in erster Linie Ökonomie, Rechtswissenschaft und Ge-
schichtswissenschaft. Soziologische, psychologische oder pädaogische For-
schungsarbeiten werden zumeist nicht disziplin-, sondern themenbezogen
eingeordnet.

Zweitens befaßt sich die Mehrheit der vorliegenden Forschung im
weitesten Sinne mit Fragen des Studiums und der Studierenden. Hätte die
Bibliographie alle Themenbereiche und Disziplinen mit gleicher Intensität
behandelt und läge auch eine Bibliographie zur Hochschulforschung seit
1985 vor, so wären Fragen der Hochschulorganisation und der Steuerung
des Hochschulsystems vielleicht ein bißchen stärker vertreten, aber auch
bei einer vollständigen und aktualisierten Bilanz blieben Studierende und
Studium (einschließlich Fragen des Zugangs, der quantitativen Entwicklung
des Hochschulwesens und der Beziehungen zwischen Hochschule und
Beruf) das mit Abstand wichtigste Thema.

Diese Schwerpunktsetzung spiegelt weder die Forschungsinteressen
der beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler noch die Diskus-
sionen über Probleme und Änderungsnotwendigkeiten genau wider. Fra-
gen der Entscheidungen und Organisation des Hochschulsystems sind in
der Hochschulforschung in Deutschland unterrepräsentiert. Dies hängt
m.E. damit zusammen, daß die Mehrzahl der zentralen Akteure des Hoch-
schulsystems in Deutschland der Ansicht ist, sie bräuchten vor allem
systematische Information über die Gegenstandsbereiche ihres Handelns,
während sie Forschung über Organisation, Politik, Entscheidungsprozesse
u.ä. eher mit Skepsis betrachten oder ablehnen.

Drittens ist die Hochschulforschung in Deutschland relativ stark
makro-strukturell orientiert. Zu wichtigen Themen gehören die Gesamt-
entwicklung der Struktur des Hochschulsystems, repräsentative Untersu-
chungen zu Studienverlauf und Berufstätigkeit von Absolventen sowie die
Beziehung zwischen Hochschule und Staat. Ein solches makro-strukturelles



Schwergewicht ist auch in vielen anderen europäischen Ländern festzustel-
len, steht aber eindeutig im Kontrast zur Hochschulforschung in den USA.
Zu Möglichkeiten einer verbesserten Systematik Der vorangehende
Versuch, Hochschulforschung zu gliedern und darzustellen, welche The-
men im Mittelpunkt stehen, hat gezeigt, daß keine generell akzeptierte
Systematik besteht. Dennoch scheint es mir sinnvoll, eine überzeugende
Systematik zu entwickeln. Berücksichtigen wir die theoretischen und me-
thodischen Leistungen der verschiedenen Disziplinen und die von daher
präferierten Untersuchungsgegenstände, die Themen der Diskussionen
über Probleme und notwendige Reformen sowie die typischen Gebiete
von ‘Feldkenntnis’, so halte ich es für sinnvoll, vier zentrale Bereiche zu
benennen. Hochschulforschung befaßt sich mit

• quantitativ-strukturellen Aspekten,
• wissens- bzw. inhaltsorientierten Fragen,
• personen- und lehr- bzw. lernorientierten Aspekten, und schließlich

mit
• organisatorischen und politischen Aspekten des Hochschulwesens.

Die einzelnen Forschungsprojekte lassen sich innerhalb eines Quadrats mit
diesen vier Eckpunkten einordnen. Eine Studie zum Wandel der Kompe-
tenzen und des beruflichen Einsatzes könnte im Prinzip alle vier Aspekte
einschließen, aber sie wird in der Regel einen dieser Aspekte in den Mittel-
punkt stellen und andere ergänzend aufnehmen. Die systematische Gliede-
rung ist notwendig, um die jeweiligen Stärken und Schwächen der einzel-
nen Analysen deutlich zu machen. Damit soll jedoch nicht dazu aufgerufen
werden, daß man “bei den Leisten bleiben” und jeweils ausschließlich einen
Schwerpunkt kultivieren sollte. Im Gegenteil: Hochschulforschung sollte
bei jedem Forschungsprojekt in der Lage sein, den Schwerpunkt zu kulti-
vieren und zugleich zu überschreiten.

Wandel der Erwartungen
an die Hochschulforschung in Deutschland
Akzente der sechziger und siebziger Jahre Hochschulforschung als ein
sichtbarer Forschungsbereich etablierte sich in Deutschland — wie in man-
chen anderen europäischen Ländern — in den späten sechziger und frühen
siebziger Jahren. Die Schwerpunkte der Forschung hingen von Beginn an
eng mit den wahrgenommenen Problemen des Hochschulwesens und den
diskutierten Reformschwerpunkten zusammen. Das gilt insbesondere für
drei Themenbereiche: die quantitative Expansion des Hochschulwesens;
die vorherrschenden Vorstellungen über Hochschulplanung, -management
und -organisation; die Kritik vorherrschender Lehr- und Lernpraxis und
die Reformbemühungen im Hinblick auf Studienangebote.



Trotz vieler nationaler Besonderheiten konnten wir in den letzten drei
bis vier Jahrzehnten zumindest im westlichen Teil Europas ähnliche Pha-
sen der Problemwahrnehmung und politischen Diskussion zu Hochschul-
fragen beobachten. In der ersten Phase standen Notwendigkeit und Um-
setzung der Hochschulexpansion im Mittelpunkt; in dieser Zeit erlebte die
Bildungsökonomie ihre Blüte.

In der zweiten Phase gab es sehr intensive Debatten über Probleme
des Hochschulwesens, wobei die Atmosphäre von der Überzeugung ge-
tragen war, daß es große Möglichkeiten zur Umgestaltung des Hochschul-
wesens gebe. Fünf Themen standen im Mittelpunkt: Die Suche nach ei-
ner modernen Struktur des Hochschulwesens, der Abbau der Chancenun-
gleichheit, die Kritik traditioneller Forschungsparadigmen an den Hoch-
schulen, Bemühungen um eine stärker studentenorientierte Lehre und um
Reformen der Entscheidungsstrukturen an Hochschulen. Bemerkenswert
ist rückblickend allerdings, daß die Probleme der Organisation und der
Entscheidungen in den siebziger Jahren in Europa kein zentrales Thema
der Hochschulforschung wurden.

Die dritte Phase der Hochschulpolitik, die sich von Mitte der siebzi-
ger bis zu Beginn der achtziger Jahre beobachten ließ, war durch einen
Umschwung von großen Erwartungen zu Pessimismus und zu erneutem
Skeptizismus im Hinblick auf gesellschaftliche Planung und auf einen Ver-
lust großer Konzepte zur Gestaltung des Hochschulwesens gekennzeich-
net. Auch verlor die Vorstellung an Boden, daß in modernen Industriege-
sellschaften konvergierende Entwicklungstrends des Hochschulwesens zu
erwarten seien.

Mit dem schwindenden Glauben an die Gestaltbarkeit des Hochschul-
wesens sank zugleich allgemein die Bereitschaft, Hochschulforschung —
als Informationsbasis für Gestaltungsentscheidungen — zu fördern. Ein
großer Teil der Hochschulforscher war der Kritik ausgesetzt, zu stark in
den politischen Zielen der vorangehenden Reformphase verwurzelt zu sein,
sich selbst stärker als Akteure von Reformen denn als Analytiker der Ent-
wicklungen zu verstehen und keine ausreichende wissenschaftliche Qualität
entwickelt zu haben. Schließlich hat Hochschulforschung den Wandel der
hochschulpolitischen Stimmung selbst thematisiert: insbesondere in Analy-
sen der Implementationsprobleme von Reformen und in Untersuchungen
zu den Beschäftigungsproblemen von Absolventen.

In den frühen achtziger Jahren wurde allmählich der pessimistische
und skeptische Ton durch eine realistische Attitüde abgelöst. In dieser
Zeit konnte man in der Hochschulforschung vielerlei Versuche beobach-
ten, die internationale Kooperation zu verstärken und anspruchsvollere
Forschungsansätze zu entwickeln.



Aktuelle Bedingungen der Hochschulforschung in Europa Eine vierte
Phase der Hochschulpolitik begann spätestens Mitte der achtziger Jahre:
Diversifizierung, Management, Evaluation und Internationalisierung lassen
sich in dieser Phase als die zentralen Themen der Hochschulforschung in
westeuropäischen Ländern nennen. Wiederum spiegeln sich darin aktuelle
Entwicklungen des Hochschulwesens und der Hochschulpolitik:

• Untergliederungen des Hochschulsystems nach Typen von Insti-
tutionen und Studiengängen — oder nach Qualität, Reputation
bzw. nach besonderer Funktion zwischen Hochschulen des gleichen
Typs — rücken immer stärker in den Vordergrund. Dabei überwiegt
die Einschätzung, daß die Hochschulexpansion notwendigerweise
bzw. wünschenswerterweise eine stärkere Gliederung nach Qualität
und Funktion zur Folge habe.

• An die Stelle der Hoffnung auf die Weisheit makro-gesellschaftlicher
Hochschulplanung tritt nunmehr der Glaube an die Geschicklichkeits-
und Effizienzpotentiale des Hochschulmanagements. Dies geht einher
mit Forderungen nach Stärkung der Konkurrenz unter den Hochschu-
len und mit dem Ausbau der Macht der Hochschulleitung.

• In vielen europäischen Ländern nehmen Aktivitäten zu, die Hochschu-
len oder ihre Fachbereiche nach der Qualität ihrer Prozesse und Erträge
systematisch zu bewerten. Dies wird in der Regel als Beitrag zu einem
neuen System der Steuerung des Hochschulsystems verstanden. An
die Stelle bürokratischer Kontrolle sollen nunmehr zugleich eine weit-
gehende Deregulierung der Prozesse, oft als Vergrößerung der Auto-
nomie der Hochschulen deklariert, eine leistungsbezogene Evaluation
und eine positive bzw. negative Sanktionierung mit Bezug auf die Er-
gebnisse der Evaluation treten.

• Immer stärker wird sichtbar, daß die grenzüberschreitenden Akti-
vitäten der Hochschulen an Bedeutung gewinnen. Die Internatio-
nalisierung der wissenschaftlichen Kommunikation, die zunehmende
Mobilität und Kooperation insbesondere in größeren Regionen — be-
sonders prononciert in der Europäischen Gemeinschaft — sowie das
Ausmaß und die Probleme der Dependenz der Entwicklungsländer
von den Hochschulen der Industriegesellschaften werden dabei als die
wichtigsten Aspekte angesehen.

Korrespondierende Auswirkungen auf die Hochschulforschung Auch
in Deutschland sind solche Akzentsetzungen in gewissem Maße verspürbar.
Hochschulforschung wird veränderten Erwartungen ausgesetzt und nimmt
diese in gewissem Umfange auf:



• Das Interesse an Hochschulforschung ist deutlich gewachsen. Syste-
matische Information über Hochschulfragen wird mehr als je zuvor
geschätzt.

• Die Analyse der institutionellen Ebene der Hochschulen gewinnt an
Gewicht. Es geht stärker als zuvor um die Hochschule bzw. die Fach-
bereiche, um die Entscheidungen und um die zentralen Akteure auf
diesen Ebenen.

• Es entsteht erneut ein großer Sog für die Hochschulforschung, sich
unmittelbar in die Gestaltung des Hochschulsystems einzuschalten.
Hochschulforschung erhält damit Chancen zur Expansion, es besteht
aber auch die Gefahr eines Verlustes ihres Charakters.

Besondere Akzente der aktuellen Entwicklung des Hochschulsystems
und der Hochschulforschung in Deutschland Die thematische Verschie-
bung der Hochschulforschung in Deutschland in den letzten Jahren ist je-
doch weitaus geringer, als man angesichts der Akzentverschiebungen der
hochschulpolitischen Debatten in Europa und der gewöhnlich engen Bezie-
hungen von Schwerpunkten der Hochschulforschung zu Schwerpunkten
der Hochschulpolitik erwarten könnte. Dafür lassen sich meines Erachtens
drei — miteinander verbundene — Gründe nennen:

Erstens besteht heute eine geringere Bereitschaft als vor zwei Jahrzehn-
ten, mit veränderter Problemwahrnehmung jeweils neue Forschungsein-
richtungen zu gründen, die diesen Problemen auf den Grund gehen. Gerin-
geres Vertrauen in disziplinübergreifende Forschung, finanzielle Engpässe
und anderes mehr mögen dazu beitragen, daß jetzt keine neuen Institute
zur Forschung über internationale Beziehungen der Hochschule oder über
das Hochschulmanagement entstehen. Die etablierten Einrichtungen wen-
den sich zum Teil den veränderten Fragestellungen zu, aber sie werden
natürlich nicht so sehr vom Zeitgeist getrieben wie etwaige Neugründungen
mit entsprechenden Schwerpunkten.

Zweitens nehmen heute die Erwartungen zu, systematische Informa-
tion zu erhalten, jedoch vieles, was erwartet wird, ist nicht als Forschung zu
bezeichnen. Oft geht es — wie abschließend noch diskutiert wird — um die
Bereitstellung von aus Praktikabilität verengter Information, um Consulting
für Entscheidungen, um normativ kontrollierte und kontrollierende Infor-
mationen. Insofern ist es auch konsequent, daß die einzige Neugründung in
diesem Bereich in den neunziger Jahren — wie bereits erwähnt — den Na-
men Zentrum für Hochschulentwicklung trägt, d.h. sich explizit in einem
Übergangsbereich von Wissenschaft und praktischer Gestaltung ansiedelt.

Drittens gehen das Hochschulwesen und die Hochschulpolitik in
Deutschland nur bedingt den Weg, der nach der vorherrschenden hoch-



schulpolitischen Diskussion in Westeuropa vorgezeichnet erscheint. Vier
Aspekte sind in diesem Kontext hervorzuheben:

• Eine Stärkung des Hochschulmanagements und ein Aufbau von Hoch-
schulevaluationssystemen kommt in Deutschland weniger zum Zuge
als in manchen westeuropäischen Ländern. Denn in Deutschland war
die 1977 gefällte Entscheidung für eine — zunächst nur mittelfristig ge-
plante — Expansion der Studentenzahlen bei weitgehender Konstanz
der Ressourcen, die als ‘Öffnung der Hochschulen’ bezeichnet wurde,
mit dem Versprechen von staatlicher Seite verbunden, weitere Bela-
stungen (etwa durch organisatorische Veränderungen) in Grenzen zu
halten. Auch erwies sich das föderalistische Entscheidungsgeflecht in
den achtziger Jahren als unfähig zu großen Veränderungen. Schließlich
setzt die Hochschätzung wissenschaftlicher Autonomie, die nach den
Erfahrungen der Nazi-Zeit verfassungsrechtlichen Rang bekam, offen-
kundig auch den Bemühungen um ein starkes Hochschulmanagement
und eine folgenreiche Evaluation nicht zu unterschätzende Schranken.

• Stärker als in den meisten anderen europäischen Ländern ist im deut-
schen Hochschulsystem die Vorstellung verankert, daß eine möglichst
gleiche Qualität der Hochschulen des gleichen Typs eine wertvolle Er-
rungenschaft ist. Dies trägt zu einer Balance in der regionalen Ver-
sorgung bei, schafft ein Grundvertrauen in die Mindestkompetenz der
Wissenschaftler bzw. der Absolventen, erhöht die Chance zur Mobi-
lität der Studierenden während des Studiums und ermöglicht Lei-
stungswettbewerb ohne unüberwindbare Handicaps. Dem entspricht,
daß heute in Deutschland von Differenzierung nach Hochschultypen
und von Profilbildung zwischen den Hochschulen und Fachbereichen
des gleichen Typs die Rede ist. In einem solchen Kontext spielen die
genannten Fragen von Differenzierung, Management und Evaluation
eine andere Rolle als in Hochschulsystemen, in denen ein großes Qua-
litätsgefälle der Hochschulen für normal oder wünschenswert gehalten
wird.

• Die deutsche Vereinigung hat für viele gesellschaftliche Probleme und
Veränderungsansätze im Westen Deutschlands zu einer Art Morato-
rium geführt. Die mit der Transformation im Osten verbundenen Ko-
sten und Anstrengungen waren so groß, daß im Westen vieles minde-
stens pausieren mußte. Natürlich hatten viele gehofft, daß die plötzlich
im Osten sich ergebende Gestaltungsnotwendigkeit auch im Westen
dazu führen würde, bestehende Probleme in Angriff zu nehmen und
in einem Zuge zu verändern. Tatsächlich war dafür jedoch selten Kon-
sens zu erzielen.



• Wenn wir in Deutschland heute fragen, was denn das dringlichste Pro-
blem sei, so wird die Mehrzahl der Experten antworten: die durch-
schnittlich lange Studiendauer und das durchschnittlich hohe Alter
bei Studienabschluß. Hier geht es direkt um Fragen von Lehren
und Lernen, von Zielen des wissenschaftlichen Studiums, von Le-
bensbedingungen der Studierenden, von Problemen der Beschäftigung
und Tätigkeit von Hochschulabsolventen, von Selbstverständnissen des
Hochschullehrerberufs. Änderungen in Organisation und Manage-
ment, in der Struktur des Hochschulwesens, in der Beziehung von
Hochschule und Staat sind nicht ohne Bedeutung, kommen aber erst
in zweiter Linie zur Geltung.

Aktuelle Chancen und Gefahren
der ‘Evaluations’-Hochschulforschung

Die besondere Chance für die Hochschulforschung in Deutschland liegt
derzeit darin, daß die Hochschulangehörigen stärker als je zuvor daran
interessiert sind, empirisch fundierte Rückmeldungen zu erhalten. Dies
gilt insbesondere für Prozesse und Erträge von Forschung und Lehre.

Im Hinblick auf das Hochschulmanagement gilt das nicht ohne wei-
teres: Man diskutiert in erster Linie den Stellenwert von Informationen
über Finanz- und Personenströme und von ‘Leistungs’-Indikatoren für die
Entscheidungsfähigkeit der Hochschulen, jedoch nicht so sehr den Stel-
lenwert von Analysen der Verwaltungs- und Entscheidungsstrukturen und
-prozesse. Allenfalls sind Versuche in der Diskussion, Consulting-Firmen das
Management von Hochschulen observieren zu lassen und Empfehlungen
zur Veränderung auszusprechen. Relativ gering erscheint die Neigung, mit
Hilfe empirischer Forschung Rückmeldungen über Hochschulmanagement
zu erhalten; der normative Rat ist — je nach Einstellung — gefürchtet oder
gefragt.

Die Information, die seitens der Hochschulen gewünscht scheint und
die als Praxis evaluativer Rückmeldung über die ‘Leistungen’ der Hoch-
schule vorherrscht, läßt sich jedoch nicht umstandslos mit dem vereinba-
ren, was als Hochschulforschung zu vertreten ist. Insbesondere folgende
Spannungen sind zu benennen:

• Evaluation stützt sich oft auf Daten, die im Prinzip leicht zugänglich
oder leicht generierbar sind. Dies mindert den Aufwand und erleich-
tert in vielen Fällen auch den Vergleich zwischen verschiedenen In-
stitutionen. Sehr oft passiert es jedoch, daß die zugänglichen Daten
sich kaum als Kriterium für das eignen, wofür sie herangezogen wer-
den. Bekannt ist das Beispiel, daß lange Studiendauer ein Zeichen
geringer Qualität sein kann, daß dieser Schluß aber im Grunde nur be-



rechtigt ist, wenn andere mögliche Ursachen nach Prüfung verworfen
werden können. Die Erläuterungen des mit einem Indikator Gemein-
ten oder die Kautelen gegenüber den möglichen Schlußfolgerungen aus
den Daten werden dann so umständlich, daß sie kaum verstanden oder
schlichtweg ignoriert werden. Nicht selten entwickeln die Indikatoren
ein Eigenleben; sie werden fälschlich für das verwandt, was sie auf
den ersten Blick nahelegen oder was die Nutzer der Daten herauslesen
möchten.

• Hochschulforschung wird sich weder dem Gebrauch vorliegender Da-
ten entziehen, noch kann sie ausschließlich für die Durchführung
äußerst sophistizierter und komplexer Studien plädieren. Aber sie hat
zweifellos die Aufgabe, sich für die Generierung und Interpretation
von Daten in einer Weise einzusetzen, daß sich der Abstand zwischen
intendierter Fragestellung und geprüften Befunden verringert.

• Umgekehrt verlangen Studien, die der Bewertung von Hochschulen,
Fachbereichen, Studiengängen u.ä. dienen sollen, eine Art von Kom-
plexität, die eine Forschungsarbeit nicht leisten kann. Evaluatoren
mögen zugleich die Organisation der Hochschule, das Betriebsklima,
die berufliche Nützlichkeit des Studienganges, die Qualität der For-
schungsarbeiten, die Angemessenheit der Lehre und die Ausstrahlung
der Räume bewerten wollen; obendrein fühlen sich die Evaluatoren ge-
schmeichelt, daß ihnen eine so breite Kompetenz zugeschrieben wird.
So fördern insbesondere Evaluationskommissionen gerade die Vorstel-
lung, daß die besten und komplexesten Einsichten durch erfahrene
Praktiker gewonnen würden und Forschung allenfalls die Aufgabe der
Sammlung von relativ schlichten Daten zur Vorbereitung einer Eva-
luation durch Expertenurteile habe. Forschungsarbeiten widmen sich
demgegenüber aus gutem Grund jeweils einzelnen dieser Aspekte und
diesen jeweils weitaus vertiefter.

• Evaluationsstudien haben häufig einen black-box-approach. Sie bieten In-
formationen für einen Teilaspekt und unterstellen, daß die Empfänger
der Informationen alles, worüber nicht informiert wird, wissen und
bewältigen können. Ranglisten von Fachbereichen mit der durch-
schnittlichen Studiendauer zum Beispiel unterstellen, daß lediglich In-
formationen im Sinne von öffentlicher Belobigung oder öffentlichem
Tadel benötigt werden; dann würden — so die Annahme — die Ver-
antwortlichen schon die bekannten weisen Entscheidungen treffen, die
zu einer Reduzierung der Studiendauer führen. Auch Erhebungen über
gute oder schlechte Lehrpraxis allein beweisen lediglich, ob die Lehre
gut oder schlecht nach den Bewertungsmaßstäben der Evaluatoren ist;
ob die gute Lehre tatsächlich zu höheren Erträgen des Studiums führt,
bleibt außer acht. Absolventenstudien schließlich, die allein die Infor-



mation über den günstigen oder weniger günstigen Verbleib bieten,
können nur beliebige Spekulationen auslösen, was denn die größten
Probleme seitens der Studienangebote und -bedingungen seien und
wie Verbesserungen erreicht werden könnten. Im Gegensatz zu die-
sem Modell der Hochschule als unwilliger Alleswisserin ergibt sich
für die Hochschulforschung die Aufgabe, zugleich Informationen über
Prozesse und Erträge zu erheben, um den Akteuren auch Einsichten in
die Ursachen bestimmter unbefriedigender Ergebnisse zu vermitteln.

• In einer Fülle von Evaluationsberichten werden simple Kausalitäten
unterstellt. Die Erträge des Studiums werden zum Beispiel in starkem
Maße der Forschungsreputation der Professoren, der Qualität der Lehre
oder der Konsistenz des Studienangebots zugerechnet. Bisher ist der
wissenschaftliche Kenntnisstand dazu noch sehr gering. Hochschulfor-
schung hat die Aufgabe, den Stellenwert verschiedener Aspekte von
Studienangeboten und -bedingungen für den Studienerfolg aufzuhel-
len.

• Die meisten Evaluationen sind von starken normativen Vorentschei-
dungen geprägt, die nur in wenigen Fällen expliziert werden. Hoch-
schulforschung hat demgegenüber die Aufgabe, Vorannahmen der ei-
genen Ansätze explizit zu machen; sie gewinnt zweifellos an Respekt,
wenn es ihr gelingt, den Stellenwert und die Angemessenheit solcher
Vorannahmen selbst zu prüfen — zum Beispiel dadurch, daß versucht
wird, Studien so anzulegen, daß die Realität gegenüber den wichtig-
sten in der Praxis konkurrierenden Vorannahmen geprüft wird.

Von daher steht Hochschulforschung vor zentralen Entscheidungen ange-
sichts des Angebots, zur Evaluation der Hochschulen beizutragen. Min-
destens sind die Hochschulforscher gefordert, deutlich zu machen, in wel-
chen Fällen sie als Praktiker und nicht als Hochschulforscher agieren, in
welchen Fällen sie pragmatische Studien unterhalb des Mindestanspruchs
von Evaluationsforschung und in welchen Fällen sie ihrer Ansicht nach
Evaluationsforschung betreiben. Ohne solche Unterscheidungen wird die
Glaubwürdigkeit der Hochschulforschung untergraben.

Meines Ermessens kann Hochschulforschung unter diesen Bedingun-
gen am ehesten ihren besonderen Charakter behaupten und sich zugleich
als praxisrelevant erweisen, wenn sie sich wissenschaftlich-pro-aktiv mit
den politischen Erwartungen auseinandersetzt: wenn sie die zentralen Kon-
troversen der Praxis und deren Hintergründe selbst zu ‘Gretchen-Fragen’
der Forschung macht.



Zur Diskussion über Hochschulforschung in der Schweiz
In der Schweiz ist bisher keine gesonderte und dauerhafte Institutio-

nalisierung der Hochschulforschung erfolgt. Einzelne Untersuchungen zu
Hochschulfragen haben Beachtung gefunden, aber bisher gibt es keine Insti-
tution oder Forschergruppe, die diesen Themenkreis dauerhaft behandelt.
Suchen wir nach den Ursachen für das Ausbleiben einer Institutionalisie-
rung der Hochschulforschung, so sind wohl vor allem vier Beobachtungen
zu nennen:

• In der Schweiz hat über den Zustand des Hochschulwesens nie ein
solches Krisenbewußtsein geherrscht, wie das während der letzten
vier Jahrzehnte zu unterschiedlichen Zeiten in verschiedenen anderen
europäischen Ländern der Fall war. Da das Krisenbewußtsein in diesen
Ländern eine stärkere Förderung der Hochschulforschung auslöste,
kann es nicht überraschen, daß in der Schweiz nie ein Anlaß dafür
gesehen wurde, die Schwelle von gelegentlicher Projektförderung zu
dauerhafter institutioneller Förderung zu überschreiten.

• Wir hatten festgestellt, daß die systematische Reflexion zentraler Ak-
teure des Hochschulsystems in vielen Ländern traditionell als ausrei-
chend gesehen wurde, um sich ein zutreffendes Bild über Probleme
und neue Aufgaben des Hochschulwesens zu machen. In der Schweiz
konnten wir in der Vergangenheit ein — ingesamt gesehen — an-
spruchsvolles Räsonieren über den Zustand des Hochschulwesens be-
obachten. Auch dadurch bleiben Impulse schwach, solche arm-chair-
Analysen durch systematische Forschung zu ergänzen.

• In der Schweiz — einem relativ kleinen Land mit föderaler Struktur
— scheint die Neigung ausgeprägt, die Singularität der Situation ein-
zelner Fächer und einzelner Universitäten zu betrachten. Ein ‘System
Hochschule’ ist hier weniger im Blickfeld der öffentlichen Diskussion
als zum Beispiel in Schweden und Finnland. Dies scheint ebenfalls
dazu beizutragen, daß Forschung zu Hochschulfragen, die über die
Beobachtung der Probleme hinausgeht, bisher nicht allzu großes Inter-
esse gefunden hat.

• Hochschulforschung als ein objektbezogenes, interdisziplinäres For-
schungsgebiet hat sich eher in solchen Ländern entwickelt, in denen
in den letzten drei bis vier Jahrzehnten auch in anderen kultur- und
sozialwissenschaftlichen Bereichen häufig gesonderte Institutionalisie-
rung zu solchen disziplinübergreifenden Objektbereichen erfolgt ist.
Manche Kultur- und Sozialwissenschaftler vertreten die These, daß sich
die Schweiz mit der Etablierung interdisziplinärer Forschungseinheiten
in diesen Fachrichtungsgruppen generell schwergetan hat.



All diese Überlegungen mögen verständlich machen, warum es die Hoch-
schulforschung in der Schweiz in der Vergangenheit nicht leicht hatte. Die
Frage ist jedoch, welcher Stellenwert ihr zukommt, wenn wir heute die Lage
beurteilen. Überall in den industrialisierten Ländern haben wir die Erfah-
rung gemacht, daß wir uns immer weniger selbstgefällig auf die Selbstre-
gulation des Hochschulwesens verlassen können. Wir stellen fest, daß das
Hochschulwesen immer komplexer wird. Und wir müssen zur Kenntnis
nehmen, daß die Impressionen von Experten über den Zustand des Hoch-
schulsystems immer weniger ausreichen, sich ein angemessenes Bild von
den bestehenden Problemen zu machen. Diese Beobachtungen gelten auch
für die Schweiz; nur das Fehlen eines großen Krisenbewußtseins in der Ver-
gangenheit macht es schwerer, aus den Herausforderungen der Gegenwart
Konsequenzen zu ziehen.

Ohnehin — das sei an dieser Stelle ergänzt — hat die Geburt der
Hochschulforschung in Krisenzeiten ihre Schwäche. Wir haben in der
Vergangenheit gesehen, daß sozialwissenschaftliche Forschung keine guten
Entscheidungshilfen bieten kann, wenn in der Gesellschaft große Umbrüche
stattfinden. Das gilt ebenso für die westeuropäische Hochschulforschung
nach den studentischen Protesten Ende der sechziger Jahre wie für die
Transformation des Hochschulwesens in den mittel- und osteuropäischen
Ländern nach 1990. Hochschulforschung hat eher eine praktisch relevante,
systematische Information und Reflexion anzubieten, wenn der soziale
Wandel in normalem Tempo vor sich geht.

Ich bin mir durchaus bewußt, daß der Hinweis auf die Komplexität der
Situation und die Grenzen von arm-chair-Analysen nicht ausreicht, um die
Etablierung von Hochschulforschung zu begründen. Die Frage stellt sich
außerdem, was wir realistischerweise von Hochschulforschung erwarten
können. Natürlich kann die Forschung nicht die Entscheidung für politi-
sche Optionen übernehmen, aber sie kann die Ausgangsprobleme verdeutli-
chen, durch internationalen Vergleich den Horizont für Optionen erweitern
und die zu erwartenden Folgen der zur Diskussion stehenden Lösungen
abschätzen helfen. Natürlich haben wir beim Lesen von Forschungsberich-
ten oft den Eindruck, daß wir vielleicht drei Viertel der darin enthaltenen
Befunde auch ohne eine solche Analyse ebenso eingeschätzt hätten. Wis-
senschaftlicher Fortschritt beruht aber nicht darauf, sämtliche Alltagserfah-
rungen in Frage zu stellen, sondern darauf, den nicht-trivialen Fehleranteil,
der durch das Sichverlassen auf Alltagserfahrungen entsteht, zu senken.

Hochschulforschung, die an die Diskussionen des Hochschulalltags
anknüpft, kann Überraschungen erbringen, die zum Neubedenken der Si-
tuation Anlaß geben. Sie kann die Debatten versachlichen, weil sie die
verbreiteten Behauptungen über die Lage der Hochschulen prüfen kann.
Sie kann Licht bringen in die tagtäglichen Sachbehauptungen, wodurch



bestimmte Probleme — etwa lange Studienzeiten — begründet sind. Sie
wird allerdings für hochschulpolitische Debatten nicht bequem sein, weil
sie immer wieder zeigt, daß es noch mehr als die diskutierten Optionen
geben kann und daß Verbesserungen des Hochschulwesens nicht mit ein-
zelnen Maßnahmen und ‘Patentlösungen’ zu erreichen sind. Aber ist es so
schlimm, wenn wir mehr Wissen haben, das eher entmythologisiert und die
Heilwirkung von Patentlösungen in Frage stellt? Gerade weil das Hoch-
schulwesen von vielen gestaltet wird und gerade weil der Reflexionsgrad
der Akteure so hoch ist, kann auch die Hoffnung größer sein, daß komple-
xeres Wissen über eine komplexe Situation nicht vergeblich ist.
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klopädie Erziehungswissenschaft, Klett-Cotta, 1983.

[7] Hüfner, K., Hummel, T. R., and Rau, E., Efficiency in Higher Education:
An Annotated Bibliography. Lang, 1987.

[8] Nitsch, W., ed., Die soziale Dynamik akademischer Institutionen: Trend-
Report zur sozialwissenschaftlichen Hochschulforschung. Beltz, 1973.

[9] Nitsch, W. and Weller, W., Social Science Research on Higher Education
and Universities, vol. 1–3. Mouton, 1970–73.

[10] Oehler, C. and Webler, W.-D., eds., Forschungspotentiale sozialwissen-
schaftlicher Hochschulforschung. Blickpunkt Hochschuldidaktik, Deut-
scher Studien Verlag, 1988.

[11] Over, A., Die deutschsprachige Forschung über Hochschulen in der
Bundesrepublik Deutschland: Eine kommentierte Bibliographie 1965–1985.
Saur, 1988.



[12] Rau, E., Kommentierte Bibliographie zur Evaluation der Lehre. Hochschul-
Informations-System, 1993.

[13] Senatskommission für Hochschuldidaktik der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft, “Die Lage der Hochschuldidaktik.” Arbeitsgemeinschaft
für Hochschuldidaktik, Hochschuldidaktische Materialien, Nr. 74, 1990.

[14] Teichler, U., “Hochschulpolitik und soziologische Forschung über
Hochschulfragen,” Zeitschrift für Sozialisationsforschung und Erziehungs-
soziologie, vol. 3, pp. 225–235, 1983.

[15] , “Research on Higher Education in Europe: Some Aspects of
Recent Developments,” in Towards Excellence in European Higher Edu-
cation (Frackmann, E. and Maassen, P., eds.), pp. 37–61, Proceedings,
11th European AIR Forum, Lemma, 1992.

[16] Teichler, U., “Hochschulforschung: Situation und Perspektiven,” Hoch-
schulwesen, vol. 4, no. 42, pp. 169–177, 1994.

[17] Webler, W.-D., “Forschungsfelder und Perspektiven der Hochschul-
forschung,” in Forschungspotentiale sozialwissenschaftlicher Hochschulfor-
schung (Oehler, Christoph und Webler, W.-D., ed.), Deutscher Studien-
verlag, 1988.

[18] Weingart, Peter und Winterhager, M., Die Vermessung der Forschung.
Campus, 1984.

[19] Weishaupt, H., Steinert, B., and Baumert, J., Bildungsforschung in der
Bundesrepublik Deutschland. Studien zu Bildung und Wissenschaft, Bock,
1991.





12
Relevant Issues for Higher
Education Policy-Research

Frans A. van Vught

D uring the last few decades the higher education systems of Western
Europe have become mass systems. The participation rates of the

relevant age cohorts have increased almost continuously in most Western
European countries. By the end of this century, it may be expected that
higher education will not only be a major factor in producing economic
growth but also a widely enjoyed consumer good.

The massification of higher education systems has been — and in many
cases still is — an important policy-objective for many governments, all
around the world. Especially during the 1980s several governments have
changed their steering strategies regarding higher education, hoping to
create the conditions for higher participation rates without the further rise
of the expenditure levels for higher education.

The changes in governmental steering have also triggered a growing
interest in higher education studies — and particularly in higher educa-
tion policy studies. In several Western European countries these studies
appear to have come to a certain level of maturity and the international
collaboration of higher education researchers has increased rapidly during
the last decade. As a response to the question of how higher education
studies could be stimulated, I would like to focus on a number of — I think
— highly relevant policy-issues in contemporary Western European higher
education.

After an exploration of the massification of higher education world-
wide, three issues related to the governmental policies with respect to the
massification of the higher education systems in Western industrialized na-
tions will be discussed in this chapter. It is my argument that these three
issues offer a set of relevant questions for policy-oriented higher educa-
tion research and, hence, that these issues could form the core of a policy-
oriented research program on higher education.



In the section following the discussion on massification of higher edu-
cation, first the effects of the new governmental steering approaches for
the authority structure will be explored, particularly as they relate to We-
stern European higher education systems. The relevant characteristics of
higher education systems will be presented and two primary traditions of
governmental steering of higher education will be distinguished.

Secondly, the issue of diversity will be discussed. The increase of the
diversity of the higher education system is often seen as a major condition
for furthering the participation rates in higher education. In this section the
attention will be focused on the developments with respect to the level of
differentiation in ‘types of institutions’ (systemic diversity).

Thirdly, the rise of the concept of quality will be discussed. Quality as-
sessment appears to be an issue which is closely related to the development
of the new governmental steering strategies. The presentation of this issue
will focus on the common elements of the procedures of quality assessment
that are being developed, especially in Western European countries.

The Massification of Higher Education
The second half of this century will go down in history as the period

of the greatest expansion in higher education, worldwide. During the
last two decades the number of students has more than doubled and is
now estimated as well over 60 million. In sub-Saharan Africa the number
of students has multiplied eightfold, in eastern Asia sixfold and in Latin
America by four and a half.

In 1988, on a global level, 13.5 percent of the 18 to 23 age group were
enrolled in higher education; in 1970 this number was 8.5%. For the
developing countries the percentage in 198833 was 8.3; for the industrially
developed countries in 1988 36.8% of the relevant age group were enrolled.
The chances for young people in industrialized countries to continue their
education at the higher education level are four times greater than the
chances for young people in developing countries [11].

The differences between developed and developing countries are still
quite large. But also amongst the developed nations, the numbers of
students appear to differ considerably. In 1988, only the USA and Canada
had over 5,000 students per 100,000 inhabitants; Finland, Germany, Israel,
the Netherlands and Sweden had more than 2,500 students per 100,000
inhabitants; Greece and Turkey (and several Eastern European countries)
had less than 1,000 students per 100,000 inhabitants.

The participation rates in the Western European countries of the 18 to
25 age group indicate that the higher education systems of these countries
are increasingly becoming mass systems. According to the data of the

33 1988 is the last year for which UNESCO offers comparative figures.



1991 UNESCO Statistical Yearbook, the participation rates in the EC differ
from 18.4% in Portugal to 37.2% in Belgium and France [10]. In Belgium,
Denmark (31.5%), Germany (33.3%), France, the Netherlands (34.2%) and
Spain (33.5%) the participation rates are well beyond the 30% level [4].

In many countries the increase of the participation rates has been —
and still is — a major governmental policy-objective. In France for instance,
the national government has launched an ambitious program (University
2000), of which the objective is to increase the number of students of the
relevant age cohort having a baccalauréat to 80% in the year 2000. In the
United Kingdom (where the participation rate is relatively low: 25.2%) the
objective is to double the participation rate of the year 1991 by the year 2000.

The massification of higher education systems apparently is a major
policy-objective for many governments, certainly also in Western Europe.
During the 1980s, several governments have changed their general steering
strategies with respect to higher education with the ultimate objective to
increase the level of participation in higher education. However, by doing
so these governments have also initiated major changes in the structures
and the dynamics of the higher education systems. In the following I shall
discuss three of these major changes: changes in the general authority
structure of higher education systems; changes related to the level of
systemic diversity in higher education systems; and changes regarding the
approach to quality management in higher education.

Authority in Higher Education Systems
It is often noted that the authority of higher education is ultimately

derived from knowledge, and that its governance is determined by the
way in which knowledge is handled. Authority over higher education
and authority of higher education are not the same thing. There is some
expectation, however, that government policy on higher education should
take account of higher education’s fundamental characteristics [12]. Higher
education can be regarded as a social system in which the handling of
knowledge is the most crucial activity. From this core activity a number of
organizational principles can be derived:

• The first principle is that knowledge areas form the ‘building blocks’
of a higher education institution. This principle leads to a fragmented
organizational structure consisting of specialized cells that are only
loosely coupled.

• The second principle concerns the need to diffuse decision-making
power. Since the basic production processes in universities and col-
leges are knowledge-intensive, there is a need to decentralize. As a
consequence, a university takes more after a federal system or an or-
ganization like the United Nations than a unitary state.



• The third principle has to do with the innovative powers of higher
education institutions. Contrary to conventual wisdom, change is a
crucial characteristic of universities and colleges. The primary proces-
ses, teaching and research, are adapted continuously, although on most
occasions only incrementally. Because of the fragmentation of tasks
and the extreme diffusion of decision-making power, major, sudden
and comprehensive changes are rare in higher education institutions.

• The final principle, typical for higher education in Continental Europe,
is the way authority is distributed. Traditionally, authority as regards
the primary processes is concentrated at the ‘lower levels’ of higher
education institutions, i.e. at the level of the academic professionals.
Responsibility, with respect to procedural matters, can be found in
the Ministries of Education and other government agencies. This has
resulted in a weak institutional administration. The relative weakness
of authority at the institutional level in European higher education
comes to the fore when (strategic) institutional decisions have to be
taken. Very often such decision processes consume a lot of time,
involve a large number of academics and administrators, and result
in a lot of occasions in watered-down compromises.

Higher education is not a unified mono-purpose enterprise, but a collection
of diverse disciplines and professions, each pursuing its separate goals,
aims and interests. The discipline is the basic organizational and political
unit within higher education, which itself both structures and is structured
by knowledge. It is the academic division of labor based on knowledge
that provides higher education with its particular characteristics and poses
special problems of management and coordination both at the institutional
and system levels.

Structure and Dynamics of Higher Education Systems The relationship
between higher education institutions and system-wide authority structu-
res clearly influences many aspects of the structure and dynamics of higher
education systems. Past theories on the ability of higher education institu-
tions to exercise initiative in the context of system-wide authority structures
have often been organized on a continuum. At one end of the continuum
is the ‘bottom-up’ type of system where government policy follows rather
than leads a change process initiated at the departmental, faculty, or insti-
tutional level; at the other end of the continuum is the ‘top-down’ type of
system where institutions merely respond to government-inspired policy in-
itiatives which are enforced by the power of the state. ‘Bottom-up’ systems
are characterized by high institutional autonomy and control mechanisms
that rest more on a competitive market than on state legislative authority;
‘top-down’ systems are characterized by the opposite. Such a conceptua-



lization of change, however, has limited explanatory value [5]. The location
of a national system of higher education on the continuum may assist in
the identification of the relative power of individuals and groups, but this
explains little of the dynamics of change.

In a ‘top-down’, centrally funded, national system of higher education,
government is a highly significant actor. But no government has absolute
power, or at least, it cannot exercise it absolutely. Governments are them-
selves part of the higher education system, and their policies are either
constrained or furthered by the norms, values and interests of other parties
within the system.

Another view of change in the public arena focuses attention on the
impotence of government policy: however rational or equitable the goals
of public policy, the policies themselves are often rejected or negated by
an implementation process highly influenced by entrenched institutional
tradition and vested interest [15]. Much of the writing in the field of higher
education is about the remarkable social stability exhibited by the university
organization despite attempts by governments and others to change it.

The degree and extent of change in a complex system, such as higher
education, is dependent upon the intersection of interests, strategic behav-
ior, norms and values, and ideologies of all concerned. The question is not
solely one of government intervention (effective or otherwise), but one of
how and why conditions prevail to the extent that systems do engage in
extensive and far-reaching change. Until recently, however, it seems that
several governments in their steering strategies on higher education have
not realized that they are only one component in the dynamics of higher
education.
Governmental Steering Van Vught [13] identifies two primary traditions
in government steering of higher education: The state control model and
the state supervising model. The state control model treats higher education
as a homogeneous enterprise, with government attempting to regulate all
aspects of the dynamics of the higher education system: access, curriculum,
degree requirements, the examination system, appointment and remunera-
tion of academic staff, etc. The state control model does not recognize the
loosely coupled, multidimensional character of higher education.

In contrast, in the state supervising model, the influence exercised by
the state is weak, with many of the basic decisions on such matters as
curriculum, degrees, staff recruitment and finance left to the institutions
themselves. The state sets the broad parameters in which higher education
operates, but fundamental decisions about missions and goals are the
province of the system and its individual institutions.

The state control model has a strong tradition in (Continental) Europe.
However, in several Western European countries there are signs of changes



in the relationship between higher education institutions and government.
Governments have experimented with tight regulation of higher education
and have been somewhat disappointed with the results. Hence, this has led
to the argument that if institutions were given — within clear government
guidelines — more responsibility to formulate their own missions and goals,
higher education would be more innovative and responsive and would
therefore allow for higher participation rates.

In several industrially developed nations governments appear to con-
sider stepping back from the direct control of higher education, or to have
taken substantial measures to move into this direction [7]. However, it is
also clear that no government is going to completely abdicate its responsi-
bility to steer the higher education system. The trend is towards ‘steering at
a distance’, setting the broad parameters for the development of the higher
education system while leaving most of the details and initiatives to indi-
vidual institutions. This is accompanied by deregulation in a number of
areas and a strategy of market-like competition and privatization.

However, the introduction of state supervisory models of higher edu-
cation coordination has not been without its trade-offs. At the same time as
some governments are giving higher education institutions more freedom
of movement, they are demanding the enhancement of internal manage-
ment efficiency and effectiveness and the institutionalization of measures
to assure accountability and quality.
Institutional Management Authority It seems that the more govern-
ments move into the direction of self-regulation and steering at a distance,
the more they will desire the strengthening of institutional management
authority. Neave and van Vught ([7], p. 242) argue that the recent ‘man-
agerial revolution’ that has swept through higher education has a number of
components to it — but few so important as the withdrawal from what has
been termed the political model of institutional management. This model,
being the result of the political debates on higher education in the 60s and
early 70s, is now being superseded by another model: the model of man-
agerial professionalism. In fact, the degree to which management authority
is strengthened may be an indicator of the degree to which self-regulation
is practised. The coupling of self-regulation with enhanced management
authority seems to be occurring both within countries with a tradition of
weak management authority at the institutional level (most West European
countries) and in countries with relatively stronger traditions of manage-
ment authority at the institutional level (such as the United Kingdom and
Australia).

Traditionally in the Continental European higher education systems
and their various derivations all around the world, authority regarding the
primary processes was concentrated at the ‘lowest’ level of the systems,



i.e. at the level of the academic professionals, while authority with respect
to procedural matters was located at the ‘highest’ level, i.e. at the level of
the national or decentralized Ministries of Education and Science. As a
consequence institutional administration was rather powerless.

In looking at the recent dynamics of higher education coordination in
many countries it is clear that serious attempts have been made to strength-
en the authority of the ‘middle’ level, i.e. the level of the institutional ad-
ministration. In Western European countries like Denmark and the Nether-
lands these attempts have resulted in a number of measures increasing the
procedural power of institutional administrators in the area of finance and
personnel management. Clearly, the governments of several Western Euro-
pean countries wish to see a substantial strengthening of institutional ma-
nagement. This is to be accomplished through changes in the composition
of governing bodies (into more company-like boards), the streamlining of
decision-making within institutions (providing greater power and authority
to chief executive officers), and changing the nature, task and role of the de-
mocratic institutional senates and councils (from control oriented to advice
oriented). If institutions are to be more competitive in a market-like envi-
ronment, then, it is presumed, they must be faster and more responsive in
their decision-making.

It appears that the new model of managerial professionalism brings
along several features [7]. One is the new balance that seems often to be
created between the various constituent interest groups at the institutional
level. Especially ‘external interests’ (regional industry and commerce, so-
cial partners) appear to gain increased influence in several countries, e.g.,
France and Sweden. Another feature is the growing attention at the insti-
tutional level for strategic management approaches. Enlarged autonomy
forces institutions to assume responsibility for their own strategic choices
and to formulate long-term plans and institutional missions and profiles.
A third feature is the extension of management accountability. The new
responsibilities lead institutional managers to the use of sophisticated ac-
countability schemes and output-driven financial allocation models, thereby
often creating new tensions within the institutions.

All in all, it can be concluded that the authority structure of the higher
education systems of the Western industrialized nations (and especially
of Western Europe) has undergone some major changes during the last
decade. On the one hand, the traditional strong governmental control
model has made way for a governmental steering model which allows
for more freedom of movement for the higher education institutions. On
the other hand, the emphasis by governments on the enhancement of
institutional accountability, efficiency, effectiveness and quality, has led to
the withdrawal of the political model of institutional decision-making and



to the rise of the model of managerial professionalism, with its specific
characteristics leading to a substantial strengthening of the authority of the
institutional administrators.

Diversity in Higher Education Systems
The issue of diversity is important for a number of reasons, one of

which concerns the wish to optimize the responsiveness of higher education
systems to societal needs. During the last two decades government policies
towards higher education often have the stated intention of creating higher
education systems that are more flexible, adaptive and responsive to the
needs of society and economic priorities. Complex societies and differen-
tiated economic markets display a wide variety of needs that, supposedly,
cannot be fulfilled by a single type of higher education institution. Hence
the need to diversify. Systems that are more diversified are better able to
respond to a wide variety of needs and to an increasing participation rate.
In this respect it is often claimed that the strength of the American system
of higher education lies in its diversity. According to the Carnegie Council
([3], p. 2) “we [i.e. the USA] celebrate the diversity, acknowledging that our
system of higher education is the envy of the world . . . ”.

Birnbaum draws on a biological metaphor to explain the importance of
diversity along another line. Differentiation “leads to stability that protects
the system itself. Species diversity must be maintained to ensure the
specialized functions upon which the system depends and to prevent the
unpredictable breakdown of the system if a critical element is removed.
Evolution of the system occurs as organizations seek their resources with-
in available niches; those most fitted to a particular niche survive” [1].
Stadtman [8] lists six benefits of diversity for higher education:

• diversity increases the range of choices available to learners;
• it makes higher education available to virtually everyone;
• it matches education to the needs and abilities of individual students;
• it enables institutions to select their own mission and confine their

activities;
• it responds to the pressures of a society (complex and diversified in

itself);
• it becomes a precondition of college and university freedom and au-

tonomy.

Some of these benefits overlap with the reasons just mentioned. Others
seem to be elaborations of the arguments in terms of responsiveness and
stability. Obviously, diversity is a fairly broad concept. In this paragraph
I will look at it from one specific angle. I will only address the issue of



‘systemic diversity’, leaving other categories of the concept (programmatic
diversity, structural diversity) aside.
Systemic Diversity Systemic diversity refers to differences between insti-
tutions with regard to tasks, size, and control ([1], p. 45). Higher education
systems show remarkable differences regarding their systemic diversity.
Some systems only have one type of institution (unitary systems), while in
other systems two (binary systems) or more categories of institutions can
be distinguished.

One of the main issues confronted by the different higher education
systems is the problem of what tasks to allocate to universities and what
higher education functions to place in other types of higher education
institutions. Neave [6] argues that “all systems of higher education display
a dynamic towards integration”. While government policy may be aimed
at sustaining a non-integrated system, “there is nevertheless”, according to
Neave, “an undisputable move towards integration, even though from the
policy-makers perspective it constitutes a regression toward the priorities,
values and practices found in the ‘noble’ [university] sector”.

In many Western industrialized countries during the last few decades,
the general governmental policy has increased — or at least maintained
— the level of systemic differentiation, i.e. increased or maintained distin-
guishable categories of institutions. The further massification of higher
education was to be realized by establishing sectors of higher education
as an addition and an alternative to the university sector. In the United
Kingdom the polytechnics were established, in Germany the Fachhochschu-
len were created and in the Netherlands the HBO-schools were stimulated
to develop into full-grown higher education institutions.

However, as has become visible during the last few years in some
countries, institutional ambition and systemic differentiation have worked
against one another. This seems to be particularly the case for the binary
systems in Australia and the United Kingdom, which have collapsed,
mostly under the weight of the campaign by non-university institutions
to gain funding parity and equal status with universities. Also in the
binary system of the Netherlands, the relationship between the universities
and the non-university institutions for higher vocational education is under
pressure. The latter challenge the monopoly of the universities with respect
to some of the tasks traditionally assigned to the universities, like doing
research and having the right to award Master’s and Ph.D. degrees. In
contrast, the complex tripartite structure of the public sector in California
has been held together by conscious legislative decision (see Chapter 3).
One could almost view the Californian system as a treaty of mutual benefit
between the three public sector higher education domains. But even in
this relatively stable system, tensions exist between the different types of



institutions, especially as a consequence of the ambitions of some of the
California State Universities to enter the domain assigned in the 1960 Master
Plan to the University of California institutions.

Probably the key to stability in diverse higher education systems lies in
the legitimation of roles and tasks for different types of institutions. There
are at least two aspects to the issue of legitimation: one concerns institutio-
nal self-interest in the context of the spread of benefits from a limited pool of
resources, and the other relates to the permeability of boundaries between
different types of institutions. In the Californian system, for example, each
type of institution benefits from the hierarchical tripartite structure. The
‘elite’ research institutions belonging to the University of California are in-
sulated from mass demand by the community colleges, and at least some
of the popular support enjoyed by the community colleges is based on the
notion that a student can progress from an associate diploma at the local
college to a Ph.D. at Berkeley (even though not many do so). The Califor-
nian system is permeable with respect to students, but closed — at least
in theory — with regard to type and level of courses. In Australia and
the United Kingdom, until recently the opposite situation prevailed. Uni-
versities, colleges and polytechnics taught much the same type and level
of courses and recruited more or less from the same pool of students, but
the latter received less financial and social benefit for doing so. Thus, the
success of the campaign against the binary structure in these two coun-
tries is not surprising. What will be interesting to observe in the future is
whether (and if so, how) the newly established unitary systems in these
two countries begin to diversify.

Whether formally differentiated or not, Trow ([9], p. 132) maintains
that all higher education systems are informally stratified: higher education
is itself “a stratified system of institutions, graded formally or informally
in status and prestige, in wealth, power, and influence of various kinds”.
Moreover, there is not only a remarkable degree of stability to the various
types of stratified structures across time and place, but also a great deal of
similarity in their basic elements, involving “(i) the stratification of sectors of
higher education; (ii) the stratification of institutions within sectors; and (iii)
the stratification of units and departments within institutions” ([9], p. 137).
Pure or Basic Research In nearly every country, the most important fac-
tor that seems to at least informally differentiate some types of institutions
from other types is research, pure or basic research in particular. While in
some countries non-university institutions may be supported for some ap-
plied research, mostly everywhere the bulk of money spent on research in
higher education goes to the universities. Some countries, like the Nether-
lands, have even formally prohibited their non-university higher education
institutions from engaging in basic research.



Research seems to be one factor that helps support the sectorial he-
gemony of the universities, but the research differential is also a double
edged sword. While universities may jealously guard their control over
research, other institutions may resent the universities for having this priv-
ilege, which in turn can lead to campaigns to break the sectorial hegemony
of the universities. It is interesting, for example, to observe in France that
the Grandes écoles are now assuming some research functions, while the
universities are engaging in executive management education for the pub-
lic service, once the sole province of the Grandes écoles.

Nature of the Student Body In addition, to research the nature of their
student bodies often is another important factor differentiating between
types of institutions. Again, in most countries the universities appear
to be the institutions that appear to have the highest prestige, in the
sense that the best students enroll in the (top) universities. France is the
exception to this rule, since the most prestigious Grandes écoles — and not
the universities — attract the best students. Even in countries where the
formal differences between universities and non-university institutions are
blurring, like Australia and the United Kingdom, the ‘old universities’ still
attract the most talented students.

Thus, it appears that even in higher education systems where the
level of formal systemic differentiation is reduced to a minimum (unitary
systems), an informal differentiation nevertheless exists. While formally
speaking all higher education institutions may be alike, informally some
institutions (usually the traditional universities) appear to have a higher
status and more prestige than other institutions.

Conclusion regarding Diversity The conclusion regarding the concept
of systemic diversity in higher education is twofold. On the one hand,
it appears that although government policy during the last few decades
in Western nations often has been oriented towards the increase of the
level of systemic differentiation (by creating new types of institutions, with
the objective to allow for higher participation rates), in several cases the
institutional ambitions (of especially the non-university sector) has led to
exactly the opposite situation: the coming about of unitary systems. On
the other hand, it should be pointed out that even in systems where —
formally speaking — the level of systemic differentiation is minimal, an
informal differentiation, which is largely based on the research function
and a stratification of the student body, nevertheless exists.

Quality Management in Higher Education Systems
The issue of quality (and the question of how the various stakeholders

in higher education are to be assured of quality) has mushroomed as a prior-
ity on the higher education political agenda nearly everywhere. But, while



it is generally recognized that institutions must be held accountable for the
quality of their activities, there is an abundance of different interpretations
of quality. With regard to the definitions of quality, the literature comes
down heavily on the side of a relativistic perspective. Quality is a relative
concept: multidimensional, interpretive and contextually determined ([14],
p. 132). Quality of higher education “can only be defined in relation to a
set of goals. It cannot be assumed that the goals of different national higher
education systems are identical, not even that there will be consensus about
goals with any one system. The extent to which qualities are similar across
and within systems is an empirical question . . . ” ([2], p. 1).

From this perspective, the concepts of quality and relevance are sup-
plementary. Quality relates to the degree to which an institution is fulfilling
its goals, and relevance relates to the degree to which those goals are appli-
cable to the needs and demands of society. It is possible — and valuable
as well — to assess the degree to which a higher education institution is
achieving its stated missions, goals and aims, and it is also possible to as-
sess the relevance of the institution’s activities to the needs of society. But
if this is to occur, both the goals of the higher education institutions and the
needs of society must be pre-specified in such a way that lend themselves
to assessment. Also, there should be some correspondence between the
goals of the institutions and their relevance to society, otherwise the risky
outcome can be that we end up with quality institutions of little relevance,
or vice versa.

However, in that there are a variety of stakeholders with diverse and
sometimes divergent views and interests involved in determining both the
goals of the higher educational institutions and the needs of society, speci-
fication of goals and needs becomes problematic indeed. Moreover, while
it appears logical to have as much correspondence as possible between the
goals of higher education institutions and their relevance to the needs of
society, past efforts to achieve such correspondence with any precision have
proved to be fairly dismal failures. The poor results in most countries of
manpower planning and its use to structure higher education outputs is a
good example of how rational, centralized planning can go astray. How-
ever, given society’s investment in higher education, quality and relevance
must be assured. But how is this to be achieved?

Assurance of Quality and Relevance There is no definitive answer to
this question. But there is some evidence to suggest that the details of higher
education missions and goals are best left to the institutions themselves,
while the task of government is to set the broad parameters — the social
relevance — in which these goals are to be pursued. This approach adopts
the state supervising model, and rejects the state control model (see the



discussion of these models in paragraph on “Authority in Higher Education
Systems”, p. 133):

• In a quality assessment system, which is in accordance with the state
supervising model, government should refrain from trying to com-
pletely steer the activities of the higher education institutions. The tasks
of government are to make sure that the institutions themselves will
operate a quality assessment system, that in that operation the needs
of society are addressed and that the institutions respond to societal
demand. The actual design and operation of the quality assessment
system can be left to the higher education institutions themselves. They
should use their autonomy to discuss — and judge — the levels of
quality of various teaching and research programs that are executed
by units within the institutions. In those discussions and judgements
they should of course pay attention to societal needs. And if they fail
to do so, they will be held accountable by government ([13], p. 47).

Not surprisingly, the Western European countries show as much lack of
agreement on interpretation of quality assessment and its purposes as is
found in the literature. But a strong, and in some countries, a fairly recent
emphasis on quality can be found.

The purpose of this growing emphasis on quality is more difficult to
discern. In many countries, there is a concern that the quality of higher
education has fallen due to a lack of financial resources and rising student
numbers. In some countries, quality assessment — particularly with respect
to the external use of performance indicators — has been used to target
funding, and in some instances to penalize poor performance. Other
countries intend to use quality assessment to lift institutional performance
and to reward best practice. In the majority of the countries, the emphasis
on quality assessment is tied to a rising expectation in society for effective
and efficient public expenditure.
Elements of Quality Assessment In a recent study, van Vught and We-
sterheijden have identified a number of common elements of the ‘new’
procedures and mechanisms for quality management that are being devel-
oped in Western European higher education systems [14]. It appears that
these common elements can well be placed in the context of the state su-
pervising model. I will now briefly present these common elements in a
normative way. Together, these elements may be interpreted as the accu-
mulated experience in Western Europe with regards to quality management.
They, hence, form the core of a generally acceptable European approach to
quality management.

A first element has to do with the managing agent — or agents — of
the quality management system. Such an agent should be independent and



have the responsibility of managing the system at a meta-level. The meta-
level agent should be the coordinator of the system, acting independently
from government politics and policies and not having to impose upon
the institutions an approach that the government deems necessary. The
meta-level agent should preferably have some legal basis. Its coordinating
task should imply (after consultation with the institutions) the formulation
of procedures and formats that can be used by the institutions. In these
procedures and formats consistent statistical information can be indicated
as highly relevant. The experience in the various countries of Western
Europe show that this meta-level role is of great importance in obtaining
acceptance of the system.

A second common element in a general European quality management
system is the mechanism of self-evaluation (or self-study, self-assessment).
It is often argued in the literature on higher education that, for academics
to accept and implement changes, they must trust and ‘own’ the process
in which problems are defined and solutions designed. This is certainly
also the case in quality management. Only if the academics accept quality
management as their own activity will the system be successful. Self-
evaluation is a crucial mechanism for them to accept a quality management
system. Moreover, in a self-evaluation process (or in any set of activities
in higher education institution with a focus on internal quality assessment)
consulting processes with outside actors (employers, alumni) are of great
importance.

A third common element in the systems that are now being developed
and used in Western Europe certainly appears to be the mechanism of peer
review, and especially one or more site visits by external experts. It is cru-
cial that these experts should be accepted by the institution to be visited
as unbiased specialists in the field. They can come from many constituen-
cies (including employers’ organizations, industry and professional bodies)
and, depending on the nature of the visit (review of content and level of
a specific study program, or management audit at institutional level), they
will need to have established professional backgrounds (academic expertise,
managerial experience, etc.). The external visitors should visit the institu-
tion (i.e. faculty or department) for a period of a few days, during which
they can discuss the self-evaluation report and the plans for future inno-
vations with the faculty. The visitors could also take the opportunity to
interview staff, students, administrators and — if possible — alumni.

A fourth element in the recent systems of quality management in Eu-
ropean higher education concerns the reporting of the results of and expe-
rience with these methods. Regarding this element some form of reporting
the conclusions of the peer review team is very useful. However, such a
report should not have the function of judging or ranking the institutions



or program that have been visited. Instead, its main aim should be to help
the institutions and study program to improve their levels of quality. A
crucial phase in the reporting process therefore concerns providing the op-
portunity to the institutions and units that have been visited to comment
on a draft version of the report and to formulate counterarguments if neces-
sary. Also, in the final version of the report, higher education institutions
should be able to indicate possible disagreements with the peer review
team. Reporting the results of the quality assessment processes is an im-
portant mechanism in providing accountability to external constituencies.

A final common element in the recent approaches to quality manage-
ment concerns the possible relationship between the outcomes of a quality
review system and (governmental) decisions about the funding of higher
education activities. Based on the experience of quality management in
Western Europe so far, it can be argued that a direct, rigid relationship
between quality review reports and funding decisions should not be estab-
lished. By “a direct, rigid relationship”, a situation is meant in which the
quality judgements are the only input into the funding process which is a
simple function (e.g. linear) of the judgement. Such an ‘automatic’ direct
relationship will probably harm the operation of a quality management
system, all the more so as funding decisions at present tend to be cutbacks
(negative sanctions) rather than incentives (positive sanctions). The danger
of this is that it may lead to a compliance culture, the only aim of which
will be to appear to meet the criteria formulated, irrespective of whether
they are appropriate in the context of specific institutions or not. In such
a rigid relationship, academics and institutions will distrust the external
review teams and will produce self-evaluation studies in compliance with
perceived criteria but with little real interest.

The above does not imply that an indirect, non-automatic relationship
between quality management and funding decisions should also be rejected.
On the contrary, as the new approaches in e.g. France and the United
Kingdom show, such an indirect relationship — where quality judgements
are an input, but not the only output, into the policy processes leading to
funding decisions — could very well be part of the set of common elements
presented here. An indirect relationship would imply that the various
national governments (which, in Western European higher education, are
the central funding organizations) will only provide the necessary financial
means to higher education institutions if these institutions (and the various
units within them) can show that they have submitted themselves to at
least one external judgement as an accepted part of the general quality
management system. Only if higher education institutions can show that
they have offered their educational programs for external review, should
these institutions be eligible for governmental funding. Whether the funds



provided by government are used to reward programmes that have been
judged to be of good quality or to help programs that received a negative
qualification by an external review team, should be the decision of the
higher education institution itself. It should be left to the discretion of
institutions as to how they react to the outcomes of the quality management
system. The decision to fund or not to fund an institution (or certain
programs within an institution) should, in this approach, only depend upon
the willingness to submit institutional activities to outside review.

The five common elements presented above together form the accumu-
lated experience with regards to quality management in Western European
higher education. In an increasing number of countries procedures and
mechanisms have been — or are being — introduced at a national level
which incorporate at least several of these elements. As such, these ele-
ments clearly indicate the growing emphasis that is being put in Western
Europe upon quality management in higher education.

Conclusion regarding Quality Assessment The conclusion with respect
to quality management in higher education should be that the process
of massification of the Western European higher education systems (and
the governmental policies that are related to this process of massification)
clearly have triggered a growing attention for the quality of the products
and processes of higher education institutions. In nearly all countries some
form of quality management is being discussed or already implemented.
During the last ten years or so quality management has become an accept-
able set of activities in higher education. Whether this growing attention
for quality management has led to higher levels of quality or whether it has
prevented a deterioration of quality as an effect of the further massification
of higher education, cannot yet be judged. Maybe, in the years to come,
diachronic and comparative analyses can shed some light on this question.
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13
Organizing Higher Education Research

Frans A. van Vught

I n this chapter I shall focus on some experiences with respect to organ-
izing a research program in the field of higher education (see also Chap-

ter 10). I will focus on the organization of higher education research in the
Netherlands, and especially on the formation and the present set-up of the
research center I am heading. Finally, I will indicate three topics of research
on higher education that, I think, are of interest from the perspective of the
present-day general dynamics in higher education systems.

Higher Education Research in the Netherlands
In the Netherlands higher education research did not really exist until

the early 80s: up to that time there was hardly any higher education
research. Every university used to have its own small educational support
center which was mainly involved in the training of university teachers and
the development of curricula. Occasionally, one could find an incidental
study on higher education when a sociologist or an economist addressed
a relevant topic.

This changed gradually after 1980, particularly after 1984 when the
Center for Higher Education Policy Studies (CHEPS) was founded and
started to operate as a policy studies center — rather than an educational
science center. Ten years ago, CHEPS started out with four researchers;
today, there are 22, mainly policy scientists, political scientists, economists,
educational scientists, sociologists and a few methodologists or statisticians,
in addition to seven Ph.D. students working on dissertations on higher
education.

How did CHEPS come about? Perhaps I may offer some historical
background. In 1983, the Minister of Education observed that the higher
education system was expanding while the resources available were not in-
creasing. He ordered the universities to organize a retrenchment operation,
to design a plan on how the budget for higher education could be cut. The
universities formed the Universities Retrenchment Committee and eventu-
ally drew up a plan in which some programs were closed and others were



merged. The plan was accepted by the ministry with modifications and the
minister finally suggested that the universities start studying themselves:
he implied that higher education could perhaps become an interesting field
of study, especially since the policy-problems encountered were becoming
more and more intense with the further massification of the higher educa-
tion system. The University of Twente came up with a proposal to start
CHEPS and its gestation was helped by means of an initial grant, a base-
line funding for five years.

That is how it started. After the first grant, CHEPS survived quite well
and it is now, I think, a flourishing research institute in the field of higher
education. I mention this because I think the conditions I just described
might be of relevance to others. At the time of the foundation of CHEPS,
there was this feeling of crisis in the Netherlands because of the financial
problems that had to be addressed. On the other hand, there was also a
certain attitude on the part of the government to try to help initiating the
process of higher education studies. Apparently, the combination of the two
phenomena — the perceived crisis and the willingness to support higher
education studies — offered a sound basis for starting a higher education
research center.

Organizational Aspects
How is CHEPS organized? As a multi-disciplinary research center,

the institute has researchers from various disciplinary backgrounds. These
work in teams and focus from a combined perspective of various disciplines
at a particular research question. No one in the institute has a specialization
in higher education as such. CHEPS tries to combine fundamental with
applied research. Hence, the institute tries to address two audiences:
the policy-makers and administrators on the one hand and the academic
disciplinary specialists on the other. The staff members see themselves as
academic scholars in their own respective disciplines (specializing in the
field of higher education) and they want to offer practical and applied help
for policy and management in the field of higher education.

During the first years, when the institute had a base-line funding from
the Ministry, the focus on two audiences mentioned was easily accom-
plished. After the base-line funding was terminated, it was more difficult
to combine the two goals. We now have to find research projects that we
can undertake for clients. In addition, we need to organize our fundamental
research by — as it were — using the profits of the applied research
activities. Fortunately, the University of Twente supports CHEPS as a
Center of Excellence. Becoming such a center is no easy matter: there
are special procedures — including an international review process — a
research group in the Netherlands has to go through if it wants to gain



the status of a Center of Excellence. At the University of Twente four such
centers exist, and CHEPS is one of them.
Research Themes Addressed

Let me briefly indicate some of the major themes of our research during
the past few years. A first theme would cover governmental steering strate-
gies: How do governments operate in the field of higher education? What
are the characteristics of the ways they operate? The various approaches
governments use, the policies that they design and implement, are based on
explicit or implicit philosophies. These are philosophies regarding the ways
governments assume they can control or steer higher education institutions
or their interrelationships. There are various analytical models that have
been developed to analyze these steering strategies. These models (and the
studies in which we used these models) appear to be highly relevant and
interesting, both from a policy point of view and from the academic per-
spective of political science, policy studies, and interorganizational studies.
Very important here also are the studies that have addressed the effects of
alternative governmental steering strategies, for instance in terms of the in-
novative capacity or the efficiency of a system of higher education. Under
which conditions of governmental steering are higher education institu-
tions better able to show innovative behavior? Under which conditions is
a higher education system more efficient (i.e. producing less waste)? There
are many questions that can be addressed here: questions of massification,
of enrollments, of participation rates, of selection, of program structure, of
qualifications, etc. They all relate to the goals of higher education policy
and the ways governments try to influence higher education systems.

Secondly, a crucial theme covers the important group of studies on
financial issues and costs. Highly relevant here are the studies on alternative
funding models (input funding, output funding, incentive funding, cap-
acity funding, etc.). Equally important are alternative models for student
support as well as systems of loans and grants. These models have been
analyzed with regard to their effects, and nowadays there is an increasing
knowledge-base regarding the advantages and disadvantages of alternative
forms of funding higher education institutions and supporting students.
The analysis of the costs of higher education and the ways efficiency can
be increased in higher education systems will, I think, be even more crucial
in the years to come when the massification trend will continue in nearly
all our systems.

A third theme that I would like to mention regards the relationships
between higher education and the labor market. More and more the
theoretical perspective here is on the dynamic relationship between the
two, i.e. on the ways the two entities influence one another. The days of



manpower planning are definitively gone. The existing research questions
in this theme are related to the analysis of interdependencies and mutual
processes of influence.

A fourth theme in our work relates to the governance and management
of higher education institutions. There are various models of how to or-
ganize decision-making processes in higher education organizations. Some
of these models are very effective given certain conditions, some others are
not, and it is certainly possible to compare these models. In our studies we
have emphasized the analysis of the effects of various models of decision-
making and of the various approaches to management of higher education
institutions. An example would be a study on the effects of mergers. What
happens if institutions do merge? Does this lead to an increase of efficiency
of the systems level, or does it not? Does the quality of programs increase?

This brings me to a final theme, which relates to the issue of quality
in higher education, an issue which has become quite important in many
countries in Western Europe. Again, there are various ways to analyze
the quality issue, and I think they might be quite relevant for future
research programs in this field. During the last five years or so a number
of alternative ‘quality management models’ have been developed, both at
the level of higher education systems and at the level of higher education
institutions. We begin to have quite some descriptive data about these
approaches, but we largely lack studies of the effects of the alternative
models. This is an area that will certainly be addressed in the near future.
Research and the World of Practice

What are the relationships between higher education research and the
practical world? What could be the relationships of higher education re-
searchers to the policy-actors in the field: governmental bodies, associations
of universities, etc.? On the contrary, I think that there can be a fruitful
relationship between the worlds of higher education studies and higher
education practice, only if in higher education studies applied research is
related to fundamental research. As I see it, the combination of fundamental
and applied research is crucial for a fruitful relationship with the outside
world.

At our institute, we try to publish in top disciplinary journals or to have
books published by top scientific publishers. And why is this? Because
we want to show to the world of practice that there is prestige in the
field of higher education studies. Higher education research is not only
applied work, it is not only trying to solve the problems of today and
tomorrow. It is also a field that needs fundamental work. This fundamental
work takes place along disciplinary lines: in disciplines like economics,
political science, sociology. Only if in higher education studies prestigious,



fundamental disciplinary work is done are higher education researchers
able to create the level of credibility necessary to have some impact in the
practical world of decision-makers and politicians.

Another, perhaps rather superficial but nevertheless quite important
factor is visibility. Higher education researchers should enter into national
and international debates on aspects of higher education. They should
write articles in journals and newspapers. They should appear on TV and
in magazines, on radio, at conferences, seminars. They should show that
they are there. Higher education researchers have to show more or less
constantly that there is more than the personal experience of everyone who
has enjoyed a higher education; and that their studies lead to debates and
sometimes to decisions in terms of policies.

A third, and probably the most important factor is, I think, independ-
ency. Higher education researchers should have an independent position.
A higher education research group should not be ‘owned’ by any political
actor: not by the Ministry of Education, not by the organization of universi-
ties, not even by its own university. Sometimes this is difficult. Regularly,
higher education research centers get into conflicts with one or more of
their clients because of exactly this reason. Especially when clients have
high stakes and the research outcomes appear to undermine their cause,
they are tempted to try to manipulate the researchers. This is something
that should be resisted at all costs, simply because the credibility of the
researchers is their most important asset. Independency therefore is cru-
cial. And the combination of fundamental and applied research, of course,
helps to keep that independency going.
Some Research Topics for the Future

Finally, I would like to point out three different major changes in the
structures and dynamics of higher education systems and organizations,
and by doing so, point out three — I think — rather interesting research
topics. These three topics are: changes in the general power structure of
higher education systems; changes regarding the level of diversity in higher
education systems; and changes regarding the concept of quality in our
systems of higher education.

Governance We will all recognize that higher education organizations
show some fundamental characteristics. As has been indicated frequently
in the literature, the basic activity in higher education systems is related to
the concept of knowledge: the production of knowledge, the conservation
of knowledge, the teaching, learning and application of knowledge. This by
itself leads to a number of organizational characteristics of higher education
organizations. These organizations are fragmented and the decision-making
power is diffused over a large number of units. There are innovations



taking place in these organizations, but they are often incremental of nature.
The power of government (the Ministry of Education) is large, certainly
in the continental higher education systems. In addition also, the power
of the academic professionals is large, but the power of the institution
administrators is (or perhaps I should start to say: until recently was)
limited. The system looks like an hourglass: a lot of power at the top,
a little in the middle, and a lot of power at the bottom again.

But this hourglass is changing, and this is exactly my point. The dis-
tribution of power in our higher education systems is changing because of
the changes in the ways governments in our Western European continental
higher education systems approach higher education. These governments
are stepping back, perhaps because they do not know how to solve the
problem of retrenchment. But they step back and offer the institutions
more autonomy. So there is a trend from ‘state control’ to ‘state supervi-
sion’. More and more the state is only supervising the higher education
system while leaving more autonomy to the higher education institutions.
The state is not able perhaps, and certainly no longer willing, to completely
control higher education. Rather, it places itself at a distance and it only
steers on a number of general output variables.

My argument is that this development leads to certain changes in the
management of higher education organizations. While the ‘political model’
— if you want to call it that — was quite important since the late 60s in
our countries, and while the model of collegial decision-making was quite
influential, now a new management model of higher education organiza-
tions appears to be developing. The power of the institutional managers
is growing, exactly because governments are stepping back. Institutional
managers get more possibilities to influence the various activities in their in-
stitutions; they get more leeway. A model appears to be developing which
is being described as the model of ‘professional managerialism’ in higher
education institutions.

What is this model? What we see in several countries in Western Eu-
rope is that a new balance is being developed between the various interest
groups in higher education: more power for central administrators, and
also — interestingly — more power for external actors; the external world
(the world of business, the labor market, the region, industry) is becoming
more important in the management of higher education organizations; the
influence of the academic professionals is somewhat decreasing while the
influence of managers and external actors is growing. This has fostered a
growing attention for strategic management, as well as the need for man-
agers to show that they can be held accountable to the outside world, to
the clients of the institutions: the students, the parents, the employers of
graduates, the outside research contractors. This trend, I think, indicates



that there are a large number of interesting research questions: questions
regarding the effects of these developments of changes in the overall distri-
bution of power in the higher education system. What does this mean for
the students? What does it mean for the programs that are being offered?
What does it mean for the relationship with the outside world?
Diversification Issues Now let me address the second topic for future
research: changes in the level of diversity in a higher education system,
especially diversity in types of institutions. Switzerland — for instance —
has just decided on the formation of Fachhochschulen as a second category
of institutions in the system. Fachhochschulen and universities (polytechnics
and universities) are both, of course, types of institutions. An interesting
question (and there has been quite some research during the last few years
on this) is whether diversity in terms of types of institutions is something
that is easily created and whether we are able to keep that level of diversity
once we have created it.

The general argument postulates that the more diversity there is (in
terms of types of institutions), the higher the participation rates in higher
education — and the greater the opportunities to larger numbers of students
and to a more diversified clientele. These arguments are often used to
differentiate a higher education system: often the idea is to not only have
universities, but also other categories of institutions, Fachhochschulen for
instance, which could offer higher education to a different group of students
(with another educational background). The crucial policy-question then
becomes: What should be the roles and functions of these various types of
institutions in a diversified higher education system? Should universities
and Fachhochschulen have the same status? Should they be equal in terms
of quality, funding, etc.? This, I think, is a crucial question; and an analysis
of the effects of the potential answers to this question is even more crucial.

According to the outcomes of research in this area the answer to the
question whether universities and Fachhochschulen should have similar sta-
tus is negative. A similar level of status leads to a decrease of diversity,
at least to a development in the system where the level of diversity is
constantly under pressure. The argument is that if different types of insti-
tutions are assumed to have equal status, ‘academic drift’ and ‘vocational
drift’ will occur.

Academic drift is a concept that implies that non-universities aspire to
become universities. The prestige of the universities is their ultimate goal;
every non-university wants to be — if possible — a research university.
Vocational drift is a concept indicating a trend that occurs at many univer-
sities. Certainly if the funding levels are not so high as they used to be,
universities tend to develop programs with an applied nature. The result
of this behavior is that universities start to intrude into the market of the



non-university sector. They begin to become Fachhochschulen because they
are offering vocationally oriented programs instead of the more traditional
academic programs. The combined effect of an academic and vocational
drift will be clear: the Fachhochschulen want to become universities; the
universities are becoming Fachhochschulen and the level of diversity in the
higher education system decreases.

This combined effect is, I think, going on in a number of systems in
the industrialized countries in the world, and it would be interesting to
see whether there are policies available that could influence the behavior
of higher education institutions to prevent them from these two drifts.
An interesting example is the California higher education system. The
policy of the State of California apparently is successful in keeping the
three categories of higher education sub-systems apart (see Chapter 3). In
California, these three types of institutions are not allowed to step outside
their roles and functions, or else the government would intervene.
Quality Issues Finally, let me say a few words about a third research
topic: the quality debate. A few years ago I had the pleasure to be involved
in a study for the European Commission in which we tried to compare the
various higher education quality systems of the European Union member
states. On the basis of this study we were able to present a number of
common elements of present day quality assessment systems in Western
Europe. Let me briefly mention them.

First, there always is an actor who coordinates the quality system.
Sometimes this is a governmental actor, as is the case in Denmark or
in France. Sometimes this is a universities’ actor, as is the case in the
Netherlands where the universities ‘own’ the quality assessment system
themselves. Second, there always is self-evaluation. Third, peer-review
always is a crucial element of quality assessment systems. Fourth, there
is always some form of reporting. And finally, in many systems there
exist emotional debates on the relationships between quality and funding
decisions.

About these common elements much more could be said, but my in-
tention is only to show that this topic might lead us to interesting research
questions. Questions like: What are the roles of the various actors (polit-
ical actors, government institutions, intermediary actors, external actors)
with respect to assessing quality? What is the relationship with accounta-
bility? What are the internal or the external aspects of quality assurance?
What should be the relationship between quality assessment and funding
mechanisms?



Concluding Remarks
In this contribution I have tried to share some of the experiences with

respect to the organization of higher education research in the Netherlands.
At the same time, I have tried to focus on some topics that might be relevant
to address in higher education research. I really hope that in the years to
come more institutes and individuals — in Switzerland and elsewhere —
will embark upon this field of study. I find the prospect of having an
enlarged group of international colleagues with whom to cooperate in the
future exciting.
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Developing Higher Education

Management: A View from the UK

Ian McNay

S ince I head a research and development centre concerned with higher
education management, I have a vested interest in the topic of this

paper. Let me explain my position. I believe that research helps all of us
better understand what we do; our development programs help disseminate
that understanding among practising professionals. When they understand
better, they will perform better: by improving their current practices or by
innovation of new ones. As with other professions, there is a need to
adapt to changing circumstances — you would not want doctors still using
19th century medicine. If nothing has changed and, if all is well in your
universities and colleges, you may adopt the slogan “if it isn’t broken, don’t
fix it”. There is, though, a science of tero-technology: when best to invest
in renewal or maintenance of machines to keep to optimal performance.
I commend such an approach to the higher education system. It is like
weeding a garden. When is the best time to do it? The answer is: before
it is obvious that it needs it!

The speed of change now is such that we cannot adopt the approach
of Oxford University to the proposal in 1851 for a Royal Commission on
the two great English universities:

“Two centuries ago — in 1636 — the University revised the
whole body of its statutes, and the academic system of study
was admirably arranged at a time when not only the nature
and faculties of the human mind were exactly what they are
still, and must, of course, remain, but the principles also of
sound and enlarged intellectual culture were far from being
imperfectly understood.”

Governments now hold us accountable in a way they did not when little
public money was spent on higher education, nor even when it was seen
as a ‘good thing’ with investment made as an act of faith [8]. They also
expect to check more often than every 200 years or so, despite objections
from Oxford!



The Paradigm Shift
Although most of what follows is about the UK, I believe much of what

I say will be relevant to many countries, if not now, then very soon. We
have seen so many changes that I believe we can talk of a paradigm shift
in higher education, and wider developments pose a challenge to the role
of higher education. The key shifts I see are in:

• missions and meanings;
• curriculum design and delivery;
• student patterns of participation;
• the open boundary between the world of higher learning and the world

of work;
• relocation of the locus of control of higher education.

The university used to be a rite de passage for young people, a point in life
for experimentation and reflection separate from ‘real life’, with academic
staff indulged by society to pursue personal curiosity through research.
They were apart, autonomous and increasingly anachronistic. Now, the
UK government has declared the main role of higher education to be “to
serve the economy more effectively” [3]. Adelman [1] develops contrasting
concepts to encapsulate these two representations:

“The Mirror University uses the current values of society
to assess itself; the Mission University develops a mature set
of values from which to assess and direct society.”

Somewhere we must find a balance between the two. As we do, we need
to recognize the growth of the system and the diversity of its services:
research was rare in 19th century Oxford; the economic magnet for inward
investment represented by a good university has been recognized over
the past 20 years; quality is now not just a question of academic rigor,
but of relevance and, with resource constraint, of value for money, and,
with a diverse student population, of value-added to different inputs. The
meaning of ‘graduate’ must change when they are now about 25% of an
age cohort, not 5%. The place of graduates in the workforce needs review
— as does the role of the university in life-long learning — and so on.

The curriculum portfolio of universities has changed. Graduate studies
are now more prominent and life-long learning is slowly being recognized
through shorter updating courses. The range of subjects in the undergrad-
uate program is widening: tourism is one modern introduction. Modu-
larization is leading to a greater ‘self-design’ element by students — à la
carte rather than table d’hôte. Technology is changing delivery modes and
helping us cope with massification. The average length of study to a first
qualification is reducing.



Those changes in curriculum go alongside changes in the student body.
There are now more women than men in UK higher education. Older
students are a majority. There are tens of thousands from elsewhere in
the European Union. More are part-time and home-based as our system
of student support is contracted and comes more in line with continental
norms. The concept of extra-mural study has changed. Previously it was
confined to a small number of liberal arts classes offered in centres in a
university’s region. Now accredited learning takes place in a range of
organizations. My university runs bespoke courses for Ford UK and other
companies. The University of London, in collaboration with the National
Extension College, runs a business studies degree for Coca-Cola, taught
internationally at a distance. The UK Open University has students in over
60 countries and offices throughout Europe. Its MBA courses have been
translated into six European languages, mainly for Eastern and Central
Europe. The training completed to be manager of a branch of BurgerKing
is given academic credit at degree level. Some international companies
have been accredited in the USA to award their own degrees and are now
collaborating to offer courses world wide by satellite into company learning
centres. On the research side, ICI staff now produce more refereed scientific
papers than the staff of Imperial College. In the USA some companies have
more Ph.D.s on their staff than some campuses. In the UK only one-third
of government spending on civil R&D goes to universities; the rest is done
in their own institutions or by private organizations.

With all this comes a shift in the locus of control. The UK used to have
two levels of government investment in higher education — national and
local. Now all institutions have been nationalized with, nominally, more
autonomy. Local authorities are specifically excluded from being represent-
ed on governing councils of modern universities (the former polytechnics).
A majority of members of such councils must, by law, come from business
and industry. So, institutional control of education passes to employers
and agencies of central government. The same is true of curriculum con-
tent and processes. The UK has long had a tradition of strong profession-
al body involvement in accrediting appropriate courses for membership.
Now, with the competence movement, the UK is developing National Vo-
cational Qualifications where outputs at various levels are defined by em-
ployers — ‘lead bodies’ attached to specific industrial sectors — in terms
of task performance. These are then used to define a curriculum to prepare
for competence based assessment. This approach is now dominant in voca-
tional and technical education; it is prevalent in postgraduate management
education and is anticipated to penetrate mainstream undergraduate work
increasingly.



Coping with the Challenge
The reader will see, then, why I believe we are subject to a paradigm

shift. I believe leaders of our higher education ‘industry’ need preparation
to confront these changes. I run one course for new heads of department
and I am no longer surprised at their lack of awareness of such a picture.
They have been doing research, in laboratory or library, with a high degree
of focus, and blink in fear when they get thrust into this wider world. They
have been teaching, often didactically and magisterially, with a desk and
several rows of empty seats between them and their students, in a domain
where they are secure: expert and in authority. They know the canon of
the subject. They must now communicate, negotiate, arbitrate in a complex
uncertain world, where decisions are all risky and subject to challenge.

That is why I do what I do. I try to help them survive and, later, de-
velop. Yet there is still some resistance: university academics still believe
that preparation and professional development are fine for physicists, phy-
sicians, psychologists, even psephologists, but not for them. Robin Mid-
dlehurst [7] gives some of the reasons for this amateur smugness in her
anti-learning cults:

• The cult of the gifted amateur: any intelligent, educated individual can
undertake the task — in our case, leadership — without training.

• The cult of heredity: those with natural talent will emerge since they are
born to the task; leadership is an art and therefore unteachable.

• The cult of deficiency: training is essentially remedial or for those who
are personally ineffective; “training is for the second eleven” as one
deputy rector put it.

• The cult of inadequacy: once qualified, loss of face is involved by
admitting gaps in one’s knowledge or competence.

• The cult of the implicit: development takes place by gradual induction
into the norms and operations of academe; learning by osmosis is the
hallmark of success.

• The cult of selection: the selection of good staff will ensure good perform-
ance and will obviate the need for — and the cost of — development.

• The cult of the intellectual: there is no scientific basis to ‘management’,
therefore it does not deserve to be taken seriously.

Let me next, briefly, show two models which we use in our programs.
The first (Table 14–5) deals with some of the issues I have just covered.
It encourages the development of planning scenarios by a progressive
focusing from the external environment to the immediate context. There
are three acronyms:

• PEST deals with broad societal changes — Political, Economic, Social
and Technological factors. Many span two or more — for example,



14–5: Models of Management

Strategic Activity Planning
in Higher Education

PEST Political,
Economic,
Social,
Technological

Policy Analysis
CARS Curriculum,

Access,
Resources,
Structures

Strategic Analysis
and Audit

SWOT Strengths,
Weaknesses,
Opportunities,
Threats

Planning 5 P’s Principles,
Perceptions of future,
Present,
Possibilities,
Priorities

DECIDE

Production DESIGN

DELIVER

Operation

Evaluation
DEVELOP

technology has made some jobs obsolete and led to others, with social
consequences; its impact on communications has made international-
ization of industry easier, taking it beyond the bounds of national
governments (and academics are active users of the World Wide Web).
The European Union combines political economic and social objectives
in its impact on higher education.

• CARS deals with education policy on Curriculum (content and proces-
ses), Access (how many students, of what kind selected on what crite-
ria), Resources and Structures (of organization and control at levels of
program, institution and system). Again, they are interdependent.



14–6: Models of Education Organizations

Policy definition

loose

A: collegium B: bureaucracy
Control of
implemen-
tation

loose

D: enterprise C: corporation

tight

tight

• SWOT is an analysis of the Strengths and Weaknesses of a person,
a unit, a university, and of the Opportunities and Threats they face.
A first guide to action would be to invest where you are strong and
disinvest where you are weak and under threat. But, it’s more complex
than that! How and why, though, is another paper.

Once one has done that analysis, there is a filter related to the five P’s to
help form an action plan. Too often, however, people rush to the stages
at the bottom of the diagram: they deliver, with, at times, minimal design
or development and rarely with sufficient attention to the factors in the
context to ensure a ‘fit’ with them and to increase the quality of decisions
and the chances of success. This is almost an action research approach
to management: don’t plan — do something. Then review its impact,
its success, its eventual form, and revise it and experiment again with an
adjusted approach.

That first model deals with the outside world and the iteration between
it and the institution of higher education. The second starts within the
institution but recognizes the impact of the outside world. The basic frame
is given in Figure 14–6. The model develops the idea of four cultures, all
of which co-exist within an institution:

• collegium;
• bureaucracy;
• corporation;
• enterprise.

We use this model in several ways. First, to help people understand that
there is more than one way to manage. All four quadrants have different
approaches: all are valid but are appropriate to different contexts and tasks



— the ‘collegium’ to research, for instance, but the ‘enterprise’ for techno-
logy transfer; the ‘corporation’ for crisis management; the ‘bureaucracy’ for
maintenance in a stable environment. Second, then, to explore this best ’fit’.
Third, to develop ways of behavior appropriate to each:

• the collegial is ‘management by walking about’ — informal consulta-
tive, participative with authority given to the manager by peers and
subordinates.

• the bureaucratic is management by rules and committees — based on
precedents and formal, deliberative, representative participation.

• the corporate is by manipulation, based on the power which comes from
hierarchical position and resource control.

• the enterprise is by negotiation, based on market strengths and track
record on delivery of different units within the whole.

Finally, I plot people’s perceptions of shifts in the balance of cultures within
institutions. The gains and losses which may arise from the development of
the entrepreneurial university are dealt with in a recent article [6]; the four
cultures are developed more fully in publications listed below [4, 5]. The
model can also apply at system level: the UK is governed by a corporate
bureaucracy, despite a rhetoric of the market; in Eastern Europe, the Czech
Republic has gone to quadrant A — collegiality and freedom — with
confusion over who decides what; Romania to D, the entrepreneurial, with
a host of new private institutions. Those inside institutions will relate to
the outside world through their favored quadrant: to peers in the academic
world; to civil servants and regulatory bodies; to key decision makers and
image influencers; to major clients — and even students and customers.

The Emergence of Higher Education Research
It may give some idea of the scope of the field if I list some recent ac-

tivities of the Centre for Higher Education Management (CHEM) and some
projects by postgraduate students. As well as developing the ’cultures’
model above, we have conducted commissioned research into:

• the impact of the UK Research Assessment Exercise on the behavior of
institutions and individuals (funded by the English Funding Council);
the development and management of academic networks and linkages
between UK universities and others in Europe (funded by the European
Union); an evaluation of the work of the senior management team at the
University of Northumbria at Newcastle; quality criteria for training
programs in higher education management (funded by UNESCO);
developing professional administration in Chinese universities ’value
added’ as a basis for funding further education.



• Graduate research projects include: staff strategies for managing rap-
idly increasing student numbers; staff values in a merged university;
developing a new image: marketing the diversified product mix in
modern universities; student choice: its impact on strategic planning;
devolved budgets in universities: studies of two different institutions.

CHEM also runs intensive short courses alongside more traditional grad-
uate work. These have included work in Indonesia on the ’entrepreneurial
university’, in Ukraine on strategic planning and change management, and
programs for university rectors in Latin America, Australia and Europe. We
run a course for new heads of department: twice two days three months
apart and based on strategic analysis and management of departmental
development. There is also a series of modules for university administrative
staff on, e.g. financial management, decision-making and meeting skills,
and on customer care in administration.

I could extend the list but I hope you now have an idea of my field:
it mixes policy analysis to help understanding of context, strategic decision
making to help improve leadership, organization behavior to help managers
to work better and evaluation of performance and work on concepts of
quality to help illuminate current performance to link causes and effects
in managing change and so assist people to adopt appropriate attitudes
and pursue appropriate actions aimed at performing better. It makes an
input at several levels: in managing change and innovation leaders make
it wanted, managers make it happen, the rest of us make it work. We all
have to understand the issues, and understand one another, to bring about
any change without disruption.

In the UK there is no large national centre — CHEM does a lot of
work for the training and development agency of the national rectors’
conference, but is just one of a scatter of small units, more of which are
constantly created. Such centres and their staff come to the field from
diverse points. By its nature the study of higher education is something
which comes later in life since most people in higher education have a
primary identity — teacher, researcher, computer operator, administrator,
buildings manager, accountant — with context as secondary. It’s a bit
like strategic management which is usually a later course in management
development than marketing, production, personnel or whatever. The field
gains adherents, then, from several sources:

• their own professional work: As teachers, they become interested in
curriculum processes appropriate to adults, or they explore how to
cope with a doubling in their student load, or get involved in decision
making via the staff union. They then not only research their subject —



history, chemistry, economics — but also their role, and the processes
they use and the structures in which they operate . . .

• some disciplines feed into our understanding: The social sciences are
obvious — the micro politics of the organization, the social origins
of students and factors affecting choice, the cost-benefits of study or
the social return on investment in higher education. With reduction in
training of teachers for schools, for demographic reasons, some staff
in faculties of education diversified into post-compulsory education
seeking survival in new markets (after a SWOT analysis, possibly!). My
predecessor, who set up the Centre, started out in management, then
public sector management, education management and then higher
education management. One colleague, a specialist in employment
law, has pursued research in higher education and there are wider legal
issues in higher education with consumer law emergent and a greater
litigiousness among students. No longer can the academic community
run itself like a club keeping things out of the public domain. Other
subjects also contribute; in medicine there are subspecializations in
student medicine, and my last boss had a Ph.D. in Architecture with a
thesis on the design of educational buildings.

• management development is part of staff development in general: Much of
staff development is linked to curriculum development. Most univer-
sities in the UK have a unit to promote skills in teaching and, slowly,
they have recognized that teachers are also managers — of themselves
and students to start with but then of other staff, perhaps of a section
of a department, of elements of the system [9].

• there are two other elements: Staff and curriculum development have to
relate to policy development and organization development (reviewing
structures and processes). Institutional research has, therefore, emer-
ged. In the USA, where the movement started, it tends to be very
quantitative; in Australia and Europe it is more strategic and quali-
tative. So, research comes from planning offices or rectors’ offices as
part of the governance of the institution. — Finally, even government
departments conduct or commission research, though currently in the
UK the results are suppressed when they don’t support ideologically-
based policies.

Many of these activities are small and scattered. There is, therefore, a
Society for Research into Higher Education (SRHE), where the activists
find succour and support from peers to help in the lonely task. One of its
journals, Research into Higher Education Abstracts, is an easy way to keep up
with current research findings. SRHE also organizes conferences and small
group meetings; provides policy advice to the national rectors’ conference



(CVCP) and to government. It is a gateway for researchers to the major
statistical data base on higher education, run by a government agency. At
a European level the European Association for Institutional Research (EAIR)
provides an international forum for those in the field.

The Challenge of Carnegie
I finish with a challenge. It is based on a recent report by the Carnegie

Commission on Higher Education in the USA. There, four scholarships
were outlined to capture the role of higher education. I suggest they are
all under threat:

• the scholarship of discovery: Research, as I’ve indicated, is not a monopoly
of universities. It is increasingly done by large organizations for their
own purposes. However, Rolls-Royce now contracts out much of its
R&D to six university departments; in pharmaceuticals one company
has bought — for several million pounds — an option on all patents
emerging from one department at an ancient UK university, and such
arrangements are increasing. What then is the future for independent,
curiosity-driven research in universities?

• the scholarship of transmission (teaching): If, in five years’ time, I can,
whenever I want, at my convenience, push a button on a screen in my
home and link to the Library of Congress, or call up by telephone any
one of thousands of items in a learning bank for transmission through
my television, and so get access to the best in the world, why should
I sit through hours of inefficient lectures at a time and place fixed by
somebody else for their convenience? What, then, is the future role of
the teacher and the campus?

• the scholarship of integration: We have fragmented knowledge since the
polymaths of Erasmus’ day. First, we organized in disciplines when,
as Becher, Embling and Kogan [2] pointed out nearly twenty years ago,
most real problems are not resolvable by single disciplines. Research
groups crossing boundaries help, but we haven’t changed basic organ-
izational structures so that, in the UK, research output is assessed
on a discipline base and members of the multi-disciplinary groups
disaggregate back to departments for the research assessment exercise.
Now, however, there is a new threat — the US model of ’credits’ is
being imported and modularization is rife. Staff then abdicate any
responsibility to relate their teaching to that of anybody else. There
is a fissiparous reductionism in the organization of knowledge and
the buck is passed to students to make what linkages they can, often
without guidance and often, also, without any assessment of their skills
of synthesis, even though this is a prime demand of employers of
graduates.



• the scholarship of application (nation building): I prefer the Carnegie
Commission’s ’nation building’ to the crude economic instrumentalism
of the UK government. In many countries, universities are an integral
part of national life. There is, though, an elitist tradition in Europe
that universities are ‘pure’ and moving to applied work is ‘ignoble’.
Given the constraints on national budgets, if universities don’t provide
‘useful knowledge’, what would be your attitude to them if you were
responsible for allocation of funds?

It is to confront those challenges that we must educate our masters. Our
leaders and managers now tend to learn on the job. I believe that a
structured, systematic provision for preparation before assuming leadership
roles, and development during periods of office is essential if we are to
retain our competence, our credibility, and the commitment of others, and to
face, successfully, the challenges to those four key roles of our universities.
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Die Hochschule zwischen
Tradition und Erneuerung

Marcel Herbst

A usgangspunkt der vorliegenden Betrachtungen ist die Einschätzung,
wonach das europäische Hochschulwesen sehr stark — vielleicht

auch zu stark — der Tradition verhaftet blieb [3, 16, 15]. Diese Tradition
mit ihren nationalen Prägungen ist ein Merkmal des Hochschulwesens, das
zumindest in Wirtschaft und Industrie nicht im selben Masse gilt: Arbeits-
und Produktionsweisen, die erfolgreich sind, setzen sich mit relativ geringer
Zeitverzögerung über die Grenzen hinweg durch, bis sie durch neue, wirk-
samere ersetzt werden; auch die Wissenschaft selbst ist international, und
dort, wo nationale Formen einer Wissenschaft beobachtet werden können
— nicht nur im Kontext von Diktaturen —, sind in der Regel Vorbehalte
geboten. Im Gegensatz zur Wissenschaft selbst sind im Hochschulwesen
nationale Prägungen jedoch eher die Norm, obwohl vergleichende Studien
schon relativ früh geschrieben wurden und obwohl nationale Hochschul-
systeme Vorbilder nicht-lokalen Ursprungs haben, an denen sie sich orien-
tierten und orientieren.

Der Wunsch ist naheliegend, dass sich Hochschulsysteme periodisch
neu auf die Erfordernisse der sie tragenden Gesellschaft ausrichten. Die An-
passungsprozesse verlaufen aber nicht automatisch. Wie andere Systeme
auch reagiert das Hochschulwesen am willigsten auf jene Gelegenheiten,
die eine Ausweitung der Aktivitäten möglich machen. So ist z.B. der Auf-
schwung der modernen Universität im Deutschland des 19. Jahrhunderts
zu verstehen [3], oder später in den USA, vor und nach dem Zweiten Welt-
krieg, wo die Dekade nach dem Sputnik-Schock (1958–68) als das goldene
Zeitalter des Hochschulwesens gilt [12, 14]. Auch in Europa lassen sich
Jahre der Investitionen und Reformen ausweisen, insbesondere nach 1968.
Rückstufungen, die in der Folge in einzelnen Ländern früher und in ande-
ren später notwendig wurden, sind wesentlich schwieriger zu verarbeiten;
ähnlich verhält es sich mit inhaltlichen Neuausrichtungen, die im Zuge der
Entwicklung notwendig werden.



Eine Reihe jener Fragen, die heute zur Debatte stehen, werden im Rah-
men der vorliegenden Schrift in Beiträgen behandelt, für die eine internatio-
nale Autorenschaft verantwortlich zeichnet, wobei drei generelle Themen
im Vordergrund stehen: die Diversifizierung des Hochschulwesens (Teil I
dieser Schrift); die regionale Bedeutung der Hochschule (Teil II); sowie die
Rolle der Hochschulforschung im Rahmen des Strukturwandels des Hoch-
schulwesens (Teil III). Im vorliegenden Nachwort werden diese Beiträge
zusammengefasst und kommentiert.

Expansion des tertiären Bildungswesens
Hochschulen und Universitäten sind Institutionen mit reicher Tradi-

tion. Wir verstehen sie seit jeher als Gemeinschaften von Lehrenden und
Lernenden, in denen Wissen tradiert und das kulturelle Erbe an die nächste
Generation weitergegeben wird. Wir verstehen sie seit der Aufklärung —
zumindest seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert und der Humboldt’schen
Universität — zudem als Institutionen, die neben dem Gelehrtentum der
Wissenschaft verpflichtet sind und die deshalb der Freiheit und der Auto-
nomie bedürfen. Schliesslich sind Hochschulen und Universitäten seit jener
Zeit — und seit den Gründungen der Bergakademien und polytechnischen
Schulen vor und nach der Zeit der Französischen Revolution — vermehrt
auch Orte der angewandten Wissenschaften und der Berufsausbildungen
[40].

Während sich die primäre Mission der Hochschule seit dem ausge-
henden 19. Jahrhundert nicht grundlegend geändert hat und die wesentli-
chen Ideen, wenngleich in veränderter Form [29], auch künftig ihre Be-
deutung haben werden, veränderten sich die gesellschaftlichen Voraus-
setzungen für Bildung und Wissenschaft radikal: Bildung wurde — zu
Recht — zunehmend als ein gesellschaftspolitisches Grundrecht betrachtet;
die ökonomischen Voraussetzungen erlaubten breiteren Gesellschaftsschich-
ten, eine höhere Schulbildung anzustreben; die wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Strukturen erforderten vermehrt Berufstätige höherer Bildung;
und die Wissenschaft wurde zunehmend in den Prozess des industriellen
und post-industriellen Wandels einbezogen.

Dieser Prozess der gesellschaftlichen Veränderungen wird besonders
augenfällig nach dem Zweiten Weltkrieg. Um 1950 mögen in Mitteleu-
ropa 5–6% der entsprechenden Altersgruppen eine Hochschule besucht ha-
ben. Ähnliche Prozentsätze galten in den 40er Jahren in den USA bis zur
Einführung der GI-Bill 1944, die dafür verantwortlich war, dass sich die
Pforten der eher elitär ausgerichteten Institutionen der Tertiärausbildung
für jene öffneten, die fähig und willens waren, sich einer Ausbildung
auf Hochschulstufe zu unterziehen. In der Folge hat die Ausbildung auf
Tertiärstufe in der industrialisierten Welt, wie Frans van Vught (Kapitel



12) und Martin Trow (Kapitel 3) ausführen, eine grundlegend erweiterte
Rolle übernommen: In einer Reihe von Ländern liegen die Studierenden-
quoten heute über 35%. In der Schweiz erfolgte die Zunahme der Studen-
tenzahlen verlangsamt, vielleicht auch wegen der relativ gut ausgebauten
Möglichkeiten der Ausbildung auf der Sekundarstufe II; heute studieren
rund 11% der entsprechenden Jahrgänge an Hochschulen der universitären
Stufe und gesamthaft rund 18% an Institutionen der Tertiärstufe [4].

Es ist unklar, wie dieser Prozess der steigenden Nachfrage nach Aus-
bildung und Bildung künftig verlaufen wird. Die internationale Tendenz ist
aber die, dass der Ausbildung auf Tertiärstufe zunehmend Bedeutung bei-
gemessen wird, insbesondere auch in Ländern, die die gut ausgebildete Be-
rufsperson auf Sekundarstufe nicht — oder kaum — kennen. Die Schweiz,
die immer noch über ein relativ gutes Bildungssystem auf Sekundarstufe
verfügt, hat im internationalen Vergleich geringere Zahlen von Hochschul-
studenten. Mit dem kulturellen Wandel, der laufenden Europäisierung, der
zunehmenden Bedeutung des tertiären Wirtschaftssektors und dem Wandel
der Struktur der Studierenden — und insbesondere auch der Zunahme des
Frauenanteils — kann aber auch in der Schweiz davon ausgegangen wer-
den, dass ein künftiges Wachstum der Zahl der Studierenden — langfristig
gesehen — nicht ausbleiben wird.

Wandel der Hochschullandschaft
Mit dem Wachstum der Studentenpopulation ist ein Wandel der Hoch-

schullandschaft verknüpft. Gesehen werden vorerst Probleme, die mit dem
Wachstum des tertiären Bildungssektors einhergehen — oder zumindest als
Symptome in diesem Zusammenhang gesehen werden: Man spricht von
‘Vermassungen’ im Bildungswesen; vom Absinken des Bildungsniveaus,
sowohl auf Sekundarstufe wie auf Tertiärstufe; von der zunehmenden Di-
stanz zwischen Lehrenden und Lernenden; vom Primat der Ausbildung
vis-à-vis der Bildung; vom Primat der Forschung gegenüber der Lehre;
von der Vernachlässigung der Forschung der Lehrbelastung wegen; von
der mangelnden Förderung des Nachwuchses, et cetera.

Das Wachstum der Zahl der Studierenden ist aber sicherlich nicht
der einzige Grund, der für die oben angedeuteten Probleme verantwort-
lich gemacht werden kann. Ein zweiter wesentlicher Grund ist die Fi-
nanzierung des Hochschulwesens seitens der öffentlichen Hand, die heute
in vielen Ländern nicht mehr den — relativen — Stand erreicht, wie er
die Jahre anfangs 1970 kennzeichnete. In praktisch allen westeuropäischen
Staaten ist der Prozentsatz der öffentlichen Ausgaben, der auf das Hoch-
schulwesen entfällt, seit 1975 rückläufig [21]. In einigen Fällen waren die
Kürzungen im Hochschulwesen proportional zu jenen im gesamten Schul-
wesen (z.B. Belgien, BRD, UK), in anderen Fällen wurde der Hochschulsek-



tor besonders stark betroffen (Dänemark und Holland). Ein ähnliches Bild
ergibt sich beim Anteil der Ausgaben im Tertiärbereich am Bruttosozialpro-
dukt: Dieser Prozentsatz, der bei den hier einbezogenen Staaten zwischen
0.4% (Italien) und 1.75% (Holland) variiert, ist in der Regel rückläufig. Da-
bei zeichnete sich auch eine Angleichung ab: Jene Staaten, deren Engage-
ment im Hochschulwesen generell hoch ist, kürzten ihre Ausgaben (Bel-
gien, Dänemark, BRD, Irland, Holland, UK); die anderen Staaten erhöhten
sie (Frankreich, Griechenland, Italien, Portugal, Spanien).

Die abnehmende Bereitschaft in den Industrienationen, das Hochschul-
wesen zu finanzieren, mag mehrere Gründe haben — nicht nur die Konkur-
renz, in der das Hochschulwesen zu anderen Bereichen, die aus öffentlichen
Geldern alimentiert werden, steht. Tatsache ist jedoch, dass viele Hoch-
schulsysteme mit finanziellen Engpässen zu kämpfen haben und in der
einen oder anderen Form gezwungen sind, hierauf zu reagieren. In einzel-
nen Ländern ist dieser Prozess weiter fortgeschritten, so vor allem in den
USA, in Grossbritannien, in Holland und in den skandinavischen Ländern.
Die Lösungsansätze, die dabei zur Diskussion stehen, sind sicherlich auf die
einzelnen Hochschulsysteme zugeschnitten und in einem gewissen Masse
abhängig von der ‘Verwaltungskultur’ des Hochschulwesens; aber sie wer-
den auch zunehmend in eine internationale Diskussion einbezogen.

Martin Trow wies darauf hin, dass sich der Charakter eines Tertiär-
systems stark wandelt, wenn der Anteil der Studierenden an den entspre-
chenden Altersgruppen die Schwelle von 15% überschreitet; eine weitere
Schwelle wird dann gesehen, wenn einmal mehr als die Hälfte der entspre-
chenden Jahrgänge Institutionen des Tertiärsystems besuchen [41]. Eine
Reihe der europäischen Tertiärsysteme hat die erste Schwelle schon seit ge-
raumer Zeit überschritten (Frankreich, Deutschland, Schweden, Holland,
etc.), und andere Bildungssysteme — insbesondere jene von Grossbritan-
nien und der Schweiz — sind im Begriffe hierzu. Die USA richten sich
darauf aus, ein Tertiärsystem aufzubauen, das dem Umstand Rechnung zu
tragen hätte, dass die zweite Schwelle überschritten wäre, und Frankreich
scheint vor ähnliche Aufgaben gestellt.

Diversifizierung des Hochschulwesens
Die starke Expansion, die das Hochschulwesen im Verlaufe der ver-

gangenen Jahrzehnte erfahren hat, wird unterschiedlich — und vielleicht
sogar ambivalent — beurteilt, nämlich einerseits als Zeichen des Erfolgs
und in zweiter Linie als ein Indiz einer Problematik des Bildungswesens,
die der Lösungen harrt. Die Gründe dieser Expansion sind vielfältig und
sollen in der Folge kurz angedeutet werden.

Wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Wandel Die zunehmend starke
Verknüpfung des Hochschulwesens mit der Gesellschaft erfordert, dass der



Wandel des Hochschulwesens nicht losgelöst betrachtet werden kann von
jenem Wandel, dem die moderne Gesellschaft generell unterliegt. Folgende
Aspekte stehen hier im Vordergrund:

• Inversion der Beschäftigtenpyramide: Erstens kann darauf hingewiesen
werden, dass in den industrialisierten Ländern die Beschäftigten-
pyramide — im Sinne der Prognosen, die Jean Fourastié [11] vor ei-
nigen Jahrzehnten formulierte — vollkommen auf den Kopf gestellt
wurde: Im primären Sektor der Wirtschaft (Bergbau und Landwirt-
schaft) arbeiten heute in der Regel wenige Prozente der Beschäftigten,
auf den sekundären Sektor (Industrie) mögen rund ein Drittel der
Beschäftigten entfallen, und im Tertiärsektor der Wirtschaft (Dienst-
leistungen) arbeiten fast zwei Drittel aller Werktätigen.

• Umschichtung der Berufsstrukturen: Ein zweiter Aspekt ist mit dem er-
sten eng verknüpft: Mit der grundlegenden Umstrukturierung der
Wirtschaft geht auch eine Umschichtung der Berufsstrukturen — und
damit der Bildungsanforderungen — einher. Die Kapitalintensivierung
ganzer Wirtschaftszweige hatte zur Folge, dass für ein breites Spektrum
von Berufen, die zur Sekundarstufe zählen, eine geringere Nachfrage
bestand oder dass einzelne dieser Berufe praktisch gar aufgegeben wer-
den mussten. Andererseits stiegen die Anforderungen in den techni-
schen Industrien, und die Nachfrage für Positionen, die eine Ausbil-
dung auf Hochschulstufe erforderten, wuchs. Ähnlich verhielt es sich
mit den Berufen des tertiären Wirtschaftssektors, deren Spektrum sich
weitete und die sich zunehmend auf Ausbildungsgänge stützten, die
an Hochschulen angeboten werden.

• Neues Rollenverständnis: Ein dritter Aspekt bezieht sich auf den gesell-
schaftlichen Wandel im engeren Sinne und auf die Neudefinition der
Rollen, welche die Menschen in der Gesellschaft einnehmen. Hervor-
gehoben werden muss in unserem Zusammenhang vor allem die Rolle
der Frauen, die — in einzelnen Nationen früher und in anderen später
— in unserer Zeit grundsätzlich neu definiert wird, mit entsprechen-
den Implikationen für den Arbeitsmarkt und — vorgeschaltet hierzu
— die Ausbildung.

• Informationsgesellschaft: Aber auch andere Faktoren spielen bei jenen
Umstrukturierungen, die wir hier ansprechen, eine Rolle, so z.B. die
Verkürzung der ‘Lebenszyklen des Wissens’, mit ihrer Bedeutung für
die Weiterbildung, sowie die zunehmende Informatisierung aller ge-
sellschaftlichen Bereiche mit ihrer Bedeutung für Fernunterricht, For-
schungskooperationen und Mobilität.

Die Perspektiven dieses gesellschaftlichen Wandels gelten im wesentlichen
für alle Industrienationen. Obwohl nun die Gründe für die Expansion des



Hochschulwesens sehr ähnlich gelagert sein mögen, sind die Ausgestaltun-
gen des Hochschulwesens von Staat zu Staat recht verschieden. Insbeson-
dere lassen sich markante Unterschiede zwischen den Hochschulsystemen
europäischer Länder und jenen der USA feststellen (wir blenden hier ein-
mal die neueren Entwicklungen, die sich vor allem in Osteuropa abzeich-
nen und auf die Herb Kells [Kapitel 5] in seinem Beitrag implizite auch
hinweist, aus).
Das europäische Hochschulwesen Die Ausrichtungen der Hochschulsy-
steme industrialisierter Nationen werden in jüngster Zeit vermehrt thema-
tisiert [35]; sie sind Gegenstand einer Reihe vergleichender Studien, wie
z.B. jene von Burton Clark [5], Claudius Gellert [17], Sheldon Rothblatt und
Björn Wittrock [31], Ulrich Teichler [37] oder Frans van Vught [42], und sie
werden auch im Rahmen der vorliegenden Beitragssammlung angespro-
chen. Die wesentlichen Gemeinsamkeiten der europäischen Hochschulsy-
steme — und die wesentlichen Unterscheidungsmerkmale gegenüber dem
amerikanischen Hochschulwesen — sind dabei nicht leicht herauszuschälen
und kurz darzustellen. Wenn wir dies nun doch versuchen, so lediglich
als kursorischen Überblick, der erlaubt, die wesentlichen Eigenheiten der
Hochschulkulturen herauszuheben und im Vergleich zu skizzieren.

Historisch betrachtet orientieren sich die schweizerischen Universitäten
primär am Modell der deutschen Universität; Hochschulen anderer eu-
ropäischer Länder haben z.T. andere Wurzeln [46]. Gemeinsamkeiten beste-
hen jedoch: Die Hochschulen der universitären Stufe werden in der Regel
von der öffentlichen Hand getragen, und sie sind, von wenigen Ausnah-
men abgesehen, für jedermann zugänglich, der über ein Maturitätszeugnis
verfügt; auch die Wahl der Studienrichtung wie des Studienortes ist für
die Studierenden weitgehend frei. Es sind nicht allzu viele Institutionen,
die hier zu betrachten sind: wenige Dutzend in den meisten europäischen
Ländern. Obwohl die Hochschulen qualitativ nicht alle gleich eingestuft
werden und einzelne Fachrichtungen an der einen Hochschule besser aus-
gebildet sind als an anderen, muss trotzdem vom generellen Bild ausge-
gangen werden, dass diese Unterschiede relativ gering sind — und von
den Behörden, die diese Institutionen finanzieren, bewusst gering gehalten
werden.

Ein weiteres Charakteristikum der universitären Stufe in Europa ist das
relativ eingeschränkte Fächerspektrum, das an den einzelnen Institutionen
angeboten wird, ein Fächerspektrum, das eindeutig enger definiert wird als
jenes korrespondierender Institutionen in den USA. Dieses Fächerspektrum
bevorzugt in der Regel die überkommenen Wissenschaften und misst Be-
rufsausbildungen mindere Bedeutung zu oder relegiert diese an die Fach-
hochschulen. Damit eröffnet sich ein Widerspruch, in dem Sinne, dass die
universitäre Stufe, die in den vorangegangenen Jahrzehnten — in abso-



luten Zahlen, nicht relativ — dem stärksten Wachstum der Studierenden-
zahlen ausgesetzt war und damit eine breite, nicht-homogene Studenten-
schaft aufnimmt, einem eher enger definierten Wissenschaftsbild verhaftet
bleibt, das vielen Studenten nicht angemessen erscheint und den Erforder-
nissen der Gesellschaft nur ungenügend entspricht. Frankreich, mit seinem
drei-schichtigen Hochschulwesen, bildet hier eine gewisse Ausnahme, da
die selektiven Grandes écoles traditionellerweise eher der Berufsausbildung
verpflichtet waren — der Ausbildung der Kader von Wirtschaft und Ver-
waltung — und erst in jüngster Zeit die Forschung auch dort Bedeutung
erlangte. Aber auch in Frankreich setzt sich die Einsicht durch, dass die
universitäre Stufe viel zu viele Studierende umfasst und dass sich die Uni-
versitäten entweder inhaltlich öffnen oder einen Grossteil ihrer Studenten
an Fachhochschulen plazieren müssen [36].

Die Expansion — wenn nicht gar Aufblähung — des universitären Sy-
stems, die in Deutschland [8] und Frankreich schon weit fortgeschritten ist,
hat verschiedene unerwünschte Begleiterscheinungen, die in der Presse kol-
portiert werden [18] und auf die auch im vorliegenden Kontext hingewiesen
wurde. In einzelnen Fachrichtungen ist der Zustrom so stark, dass ein gere-
geltes Studium — insbesondere während der propädeutischen Semester —
in Frage gestellt wird. Auch in der Schweiz mehren sich Anzeichen einer
ähnlichen Entwicklung, mit durchaus negativen Folgen schliesslich auch für
die Forschung der entsprechenden Fachrichtungen: Stützen wir uns auf die
Untersuchungen der Forschungslandschaft, die im Auftrage des Schweize-
rischen Wissenschaftsrats (SWR) während der letzten Jahre durchgeführt
wurden, so zeigt sich — vereinfachend vielleicht — eine inverse Relation
zwischen der Qualität der Forschung (sowohl Produktion wie Rezeption)
eines Fachbereichs und der Zahl der Studierenden, die zu betreuen sind
[45, 1]. Damit wurde, pointiert ausgedrückt, ein duales System innerhalb
des universitären Sektors geschaffen, indem gewisse Bereiche ordentlich
alimentiert werden und — wie Edo Poglia (Kapitel 10) ausführt — auch
ordentliche Forschungsleistungen erbringen, während andere, ‘populärere’
Bereiche ihren kombinierten Anforderungen in Lehre und Forschung nur
in ungenügender Weise nachkommen können. Diese Bereiche stehen in
einem inneren Konflikt: Sie sind nicht mehr in der Lage, jene Forschung
zu betreiben, die ihnen angemessen erscheint; aber auch durch die Lehre
scheinen sie überfordert und vermögen diese nicht so auszugestalten, wie
es der universitären Stufe entspricht.

Einer ganzen Reihe von Bereichen der universitären Stufe werden heute
— je Studierenden — lediglich so viele Ressourcen zugewiesen wie den Mit-
telschulen [33]: Dies ist oft zuwenig, um die notwendige Forschung auf-
rechtzuerhalten und gleichzeitig eine Studenten-zentrierte Lehre zu prakti-
zieren, die weniger den ‘Wissenstransfer’ in den Vordergrund stellt als viel-



mehr die Förderung inhärenter Fähigkeiten — Dialog- und Teamfähigkeit,
Kreativität, Persönlichkeit, Unternehmertum, etc. — und die der Nähe der
Lehrenden und Lernenden bedarf. In der gegenwärtigen Situation, in
der viele an Institutionen der universitären Stufe studieren, in welcher
aber diese Stufe nicht in dem Umfange alimentiert werden kann, wie sie
müsste, wird dem Wissenstransfer — und schliesslich auch der ‘Verschu-
lung’ — eine ungebührliche Bedeutung beigemessen. Wissen erweitert sich
nicht erst seit heute mit einer Schnelligkeit, die es unmöglich macht, die-
ses im Rahmen eines Studiums auch nur annähernd ‘einzufangen’. Trotz-
dem besteht eine gewisse Tendenz, die Grundstudien mit etabliertem Wis-
sen zu überladen und erst im Rahmen der weiterführenden Studien jene
Förderungen zuzulassen, auf deren Basis in der Regel neues Wissen geschaf-
fen werden kann. Dabei wird ausser acht gelassen, dass die Akkumulation
von Wissen im Grundstudium auch behindernd wirken kann und die neuen
Generationen von Wissenschaftlern und Ingenieuren dadurch oft zu spät in
eine Welt entlassen werden, um diese in kreativer Weise auch mitzuprägen.

Das universitäre System, das auf alten Bildungsidealen fusst, diese je-
doch oftmals nicht mehr umsetzen kann, steht zumindest heute noch in
einem gewissen Gegensatz zu jenem der ausser-universitären Stufe, die für
einzelne, staatliche Institutionen durchaus den Numerus clausus zulässt
und dadurch in die Lage versetzt wird, eine Qualität der Lehre anzu-
bieten, die auf der universitären Stufe vielfach zur Vergangenheit gehört.
Erst in den letzten Jahren, im Zuge der erhöhten Studentenzahlen und
der Gefahr des Niveauverlustes ist dieser Gegensatz zum Gegenstand ei-
ner Debatte geworden, indem neben den Fachhochschulen vermehrt auch
die Bildung von Graduiertenkollegs innerhalb der Universitäten und die
Förderung Hochbegabter gefordert wird [28]. Eine echte Verbesserung in-
nerhalb des europäischen Hochschulwesens scheint sich aber erst dann ab-
zuzeichnen, wenn man gewillt ist, über alle Grenzen hinweg Erfahrungen
zu übernehmen und die eigenen überkommenen Vorstellungen zu revidie-
ren — oder gar über Bord zu werfen.
Das amerikanische Hochschulwesen Das nordamerikanische Hoch-
schulsystem, und insbesondere jenes der USA, ist in wesentlichen Be-
langen anders ausgerichtet als z.B. jenes der BRD oder der Schweiz. Die
USA verfügen — wie Martin Trow (Kapitel 3) und Herb Kells (Kapitel
5) ausführen — über mehr als 3,600 Institutionen, die dem Tertiärsystem
zugerechnet werden, aber die Zahl jener Institutionen, die unseren Hoch-
schulen auf universitärer Stufe entsprechen, ist viel geringer: Die Carnegie
Foundation for the Advancement of Teaching klassifiziert rund 125 Institutio-
nen als sogenannte Research Universities und knapp 170 Colleges als selective
[38]. Diese Institutionen können aus unserer mitteleuropäischen Warte
ohne Vorbehalte als ‘gut’ — und eine Teilmenge hiervon als ‘ausgezeich-



net’ — eingestuft werden. Der Zugang zu diesen Institutionen ist nicht
frei, ungeachtet der Tatsache, ob es sich bei diesen Schulen um staatliche
oder private Institutionen handelt. Die selektivsten von ihnen rekrutieren
wenige Prozente der entsprechenden Studienanwärter und sind oft rund
drei- bis zehnmal selektiver als entsprechende Institutionen in Europa.

Aber auch weniger selektive Hochschulen, insbesondere die guten
Staatsuniversitäten, die eine ganz andere Mission übernehmen als gewisse
elitär ausgerichtete private Universitäten, bieten innerhalb ihrer Hochschule
Vertiefungs- und Förderungsmöglichkeiten, die jenen der privaten Univer-
sitäten ebenbürtig sind. Es ist aber nicht nur das Filterungsprinzip, wel-
ches das nordamerikanische System der hier angesprochenen Hochschu-
len und Colleges vom mitteleuropäischen Hochschulsystem unterscheidet.
Auch andere Charakteristiken wären hier zu nennen: ein konsequentes
credit-system mit entsprechenden Wahlmöglichkeiten im Studium; eine viel-
leicht grundlegend stärkere Bedeutung, die der Lehre beigemessen wird
[6]; die formelle Ausbildung nach dem ersten Abschluss (graduate school);
straffere Führungsmöglichkeiten seitens der Schulleitung; und schliesslich
eine grundsätzlich andere Finanzierung der Institutionen.

Zwei dieser Aspekte, die Bedeutung der Lehre einerseits und die
Führungsmöglichkeiten innerhalb der Institutionen andererseits, sollen hier
noch kurz hervorgehoben werden:

• Bedeutung der Lehre: Die amerikanischen Universitäten hatten ihren
Ursprung in — englisch geprägten — Colleges mit einem klaren Ak-
zent auf der Lehre, insbesondere auch deshalb, weil die Ausbildungen
der Sekundarstufen nicht die Qualität der europäischen Gymnasien
erreichten. Dieser Fokus wurde beibehalten und führte zu einer ei-
gentlichen Kultur der General Education [24, 23], hatte aber darüber
hinaus generelle Auswirkungen auf die Lehrtätigkeit [27]. Obwohl die
amerikanische Research University sich ursprünglich stark am deutschen
— autokratischen — Modell orientierte, wurden zu Beginn dieses Jahr-
hunderts andere Akzente gesetzt, indem sich Departemente formierten
mit relativ flachen hierarchischen — und kollegialen — Strukturen [14],
die im wesentlichen bis heute beibehalten wurden. Die Folge hiervon
ist, dass die amerikanischen Universitäten im Vergleich mit den eu-
ropäischen Institutionen einen anderen personellen Aufbau haben, mit
bedeutenden Implikationen auch für die Forschung [19].

• Führungsstrukturen: Diese sind, nicht zuletzt auch als Folge der er-
wähnten Departementsstrukturen, klar anders als in Europa. Frans
van Vught (Kapitel 13) benutzt das Bild einer Sanduhr, um die
Führungsstruktur einer europäischen Hochschule zu charakterisieren:
relativ breite Einflussmöglichkeiten seitens staatlicher Oberbehörden,



vergleichsweise eng definierte Optionen auf der Ebene des Rektorats
bzw. der Schulleitungen und schliesslich wiederum eine relativ starke
Position der einzelnen Lehrstühle. Die amerikanische Universität kann
bezüglich dieser Aspekte fast als ein Gegenstück der europäischen In-
stitution — als einen auf der Spitze aufgestellten Rhombus — skizziert
werden: Sie unterliegt einem beschränkten Einfluss der Oberbehörden;
sie räumt den Präsidenten und Dekanen eine starke Position ein; und
auf der Stufe der einzelnen Professur sind die Befugnisse vergleichs-
weise eingeschränkt.

Die Systeme im Vergleich In seinem Beitrag kommt Martin Trow sehr
umfassend auf die Unterschiede zwischen europäischen und amerikani-
schen Hochschulsystemen zu sprechen. In einem historischen Diskurs skiz-
ziert er die Entwicklung des Hochschulwesens in den Vereinigten Staaten
und erläutert, warum sich dort ein breites Spektrum an Institutionen unter-
schiedlichster Ausrichtung, eine Vielförmigkeit des Hochschulwesens, eta-
blieren konnte, die im Gegensatz zur Situation steht, wie wir sie vor allem
in Deutschland oder der Schweiz kennen. Trow, aber auch Burton Clark
(Kapitel 4) und Ian McNay (Kapitel 14) sind klare Befürworter dieser Viel-
förmigkeit (diversity), die ihnen wesentlich geeigneter erscheint, mit dem
Phänomen der hohen Partizipationsraten im tertiären Bildungswesen um-
zugehen. Die Vorteile dieser Vielförmigkeit werden vor allem darin gese-
hen, dass die Institutionen gezielter auf die Bedürfnisse jener eingehen, de-
nen sie — im weiten Sinne — ‘dienen’, dass sie sich eher ‘kundenorientiert’
ausrichten und dass sie in ihren Ausrichtungen weniger geprägt werden
durch die ständischen Interessen der Professoren und wissenschaftlichen
Mitarbeiter, welche die Dienstleistungen erbringen.

Diese Position erscheint auf den ersten Blick der Qualität abträglich
und ist mit gewissen Gefahren verbunden, auf die Herb Kells (Kapitel 5)
hinweist. Tatsächlich erfreut sich jedoch zumindest jener Sektor des ame-
rikanischen Hochschulwesens, der aus mitteleuropäischer oder schweizeri-
scher Sicht im Vordergrund steht, eines guten Rufes. Exemplarisch in die-
sem Zusammenhang ist das drei-schichtige kalifornische Hochschulsystem,
auf das Martin Trow in seinem Beitrag aufmerksam macht. Zwar muss
ein diversifiziertes Hochschulsystem die Homogenität, welche die Systeme
Mitteleuropas kennzeichnen und die in der Regel positiv gewertet wird,
aufgeben oder zumindest abbauen: Es ist nicht — oder nicht mehr — auf
eine Qualitätsnormierung fokussiert und strebt eher eine Vielfalt an. Diese
Vielfalt ist aus europäischer Sicht, wo oft wesentlich strenger zwischen an-
gewandter und reiner Forschung oder zwischen wissenschaftlicher und be-
rufsorientierter Ausbildung unterschieden wird, recht suspekt und müsste
wohlwollender aufgenommen werden.



In Europa ist man schon seit längerer Zeit daran, neben dem univer-
sitären Sektor des Hochschulwesens auch den ausser-universitären Sektor
— d.h. die Fachhochschulen — aufzubauen. In einzelnen Ländern sind
diese Bestrebungen schon vergleichsweise früh in Angriff genommen wor-
den, so z.B. in Deutschland oder Holland, und in anderen — z.B. in Gross-
britannien — wurden die beiden schulischen Ebenen formell zu einer einzi-
gen zusammengefasst. Abgeschlossen sind diese Prozesse jedoch in keiner
Weise. In der Schweiz ist man — wie Moritz Arnet (siehe Kapitel 2) in sei-
nem Beitrag ausführt — daran, die Fachhochschulen einzuführen, vorerst
in einem Teilbereich der Berufe (technische Berufe, Handel und Wirtschaft,
gestalterische Berufe), in einem zweiten Schritt aber auch in jenen Sektoren
der Berufsausbildung, die vorerst nicht erfasst wurden (Sozial- und Ge-
sundheitswesen, Landwirtschaft sowie pädagogische Ausbildungen). Mit
dem Aufbau der Fachhochschulen wird die Hoffnung verbunden, den uni-
versitären Sektor zu entlasten und die Hochschulbildung ganz allgemein
zu ‘verwesentlichen’, indem sich die Ausbildungsgänge der universitären
wie der ausser-universitären Stufe verstärkt auf die ihnen gemässe Praxis
ausrichten. Dies wird, wie das Beispiel der deutschen Situation zeigt, aber
nicht leicht sein und nur gelingen, wenn eine entsprechende Vielfalt an In-
stitutionen geschaffen wird, die über ihre Schichtung hinweg eine Migration
der Studierenden — in beiden Richtungen — erlaubt.

Schliesslich sind bei einer allfälligen Förderung einer verstärkten Di-
versität auch Implikationen zu beachten. Burton Clark (Kapitel 4) macht in
seinen Ausführungen darauf aufmerksam, dass ein diversifiziertes Hoch-
schulwesen nicht einfach von aussen dekretiert werden kann. Vielmehr ist
ein Rahmen zu schaffen, innerhalb dessen sich eine Kultur der Vielfalt ent-
wickeln, eine Vielfalt ‘gelebt’ werden kann. Dies bedingt eine verstärkte
Partizipation aller Akteure, einen “accentuated entrepreneurial approach”,
wie er auch von René Frey (Kapitel 7) gefordert wird, bzw. “a cultivation
of initiative”. Burton Clark misstraut einer von oben gesteuerten engeren
Planung und befürwortet bottom-up-Ansätze, die zu stützen wären. Den
Begleiterscheinungen einer Kultur der Initiative, der ‘Kundenorientiertheit’
und Diversität muss jedoch auch Beachtung geschenkt werden: Gefordert
sind Instrumente und Massnahmen, insbesondere im Bereich des quality
management und der Evaluation, auf die Herb Kells (Kapitel 5) und Frans
van Vught (Kapitel 12) in ihren Beiträgen hinweisen und die parallel zur
Diversität des Hochschulwesens zu entwickeln sind.

Die regionale Rolle der Hochschulen
Im zweiten Teil der vorliegenden Schrift steht die regionale Bedeutung

und Rolle der Hochschulen im Vordergrund. Dabei werden vor allem zwei
Fragen angesprochen: die Frage nach der wirtschaftlichen Bedeutung der



Hochschule im Rahmen der Wettbewerbsfähigkeit der Regionen; sowie die
Frage nach den Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit Hochschu-
len und Universitäten eine regional-ökonomisch fördernde Aufgabe auch
gut übernehmen können.
Die wirtschaftliche Bedeutung der Hochschulen Die kulturelle Bedeu-
tung der Hochschulen, insbesondere auch im urbanen Kontext, ist ausge-
wiesen. Auch die wirtschaftliche Bedeutung ist naheliegend: Ausbildung,
Weiterbildung, Forschung sowie Wissens- und Technologietransfer bilden
— wie René Frey ausweist — die Elemente, über die die wirtschaftliche
Wettbewerbsfähigkeit einer Region gesichert und gefördert werden kann.
Heute ist es so, dass das Hochschulwesen — und die Wissenschaft — als ein
wichtiger Motor der volkswirtschaftlichen Entwicklung angesehen werden
muss.

Der Zusammenhang zwischen Hochschulwesen einerseits und der
Wettbewerbsfähigkeit der Regionen andererseits ist jedoch lose. Es gilt
das Phänomen zu beachten, auf das Ian McNay (Kapitel 14) aufmerksam
macht, dass Länder, die z.T. ausserordentlich reputable Universitäten ha-
ben, wirtschaftlich nicht an vorderster Front stehen (z.B. England), während
andere Länder, in denen die Qualität der Universitäten unter dem vermehr-
ten Zustrom der Studierenden stark litt, ökonomisch eher besser dastehen
(z.B. Deutschland). Es handelt sich dabei durchaus nicht um einen Wider-
spruch. Das Phänomen macht lediglich deutlich, dass die wirtschaftliche
Entwicklung nicht ausschliesslich mit der Spitzenforschung, mit der Aus-
bildung einer Elite verbunden ist, sondern dass eine Gesellschaft ein aus-
gewogenes Mass an Bildungsmöglichkeiten aller Stufen offerieren muss,
will sie im internationalen Wettbewerb konkurrenzfähig bleiben. Wird das
Augenmerk lediglich auf die Förderung einer Elite gelegt und werden an-
dere Ausbildungsstufen vernachlässigt, so kann eine Hochtechnologie wohl
erfunden, aber kaum produziert werden [39].

Trotzdem geht von der symbiotischen Beziehung, die Universitäten
mit ihrem Umfeld verbindet, eine besondere Faszination aus. Bekannt sind
eine Reihe erfolgreicher Beziehungen [22, 26, 32], die nicht ohne weiteres
dupliziert werden können. Auch die Schweizer Industrie ist auf die Un-
terstützung der entsprechenden Hochschulen und Forschungsinstitute an-
gewiesen. Aber auch das Umgekehrte gilt: Im Zuge der Autonomie- und
Diversifizierungsbestrebungen — und insbesondere auch im Zuge der Aus-
sicht, die Hochschulen auf eine breiter gefasste finanzielle Basis zu stellen
— rücken die Beziehungen zwischen Hochschule und Wirtschaft stärker in
den Vordergrund. Zweifelsohne kann festgestellt werden, dass die ameri-
kanischen Universitäten diese Beziehungen am weitesten entwickelt haben
und gewissermassen als Vorbild dessen dienen können, was in anderen In-
dustriestaaten möglich wäre. Aus dieser Warte berichtet Gary Matkin (Ka-



pitel 8), und er hebt insbesondere die Rolle hervor, welche die Hochschulen
im Rahmen der Weiterbildung übernehmen können. Aber er warnt auch
vor übertriebenen Hoffnungen, davor, den Hochschulen und Universitäten
Aufgaben zu überbürden, die sie in einen Konflikt mit ihrer ureigensten
Mission bringen.

Wenn wir einleitend zu diesem Abschnitt Beziehungen der Hochschule
zu ihrem direkten wirtschaftlichen Umfeld in den Vordergrund rückten,
so muss schliesslich auch darauf aufmerksam gemacht werden, dass sich
Hochschule und Wirtschaft zunehmend global vernetzen. Um dies zu il-
lustrieren, sei die Rolle hervorgehoben, welche die Schweizer Industrie
als Investor im F&E-Bereich in den USA einnimmt: Die jüngsten Zahlen
belegen, dass die Schweiz über ihre Unternehmen zur weltweit grössten
(ausländischen) Investorin in der amerikanischen Forschung und Entwick-
lung geworden ist [7]; 1993 beliefen sich die Schweizer Investitionen in den
USA auf rund $2.3 Mrd., die in sieben Bereiche investiert wurden: Pharma
und Biotechnologie, Chemie, Ausrüstungen, Ernährung, Elektronik, Tele-
kommunikation sowie neue Werkstoffe. Es ist dabei unerheblich, welche
Gelder direkt in die Forschungslabors der Industrie flossen und welche in
diejenigen der Universitäten. Wichtig in diesem Zusammenhang ist ledig-
lich der Umstand, dass diese attraktiven F&E-Stätten mit Wissenschaftlern
und Ingenieuren arbeiten, die zu einem überwiegenden Teil ihre Prägung an
den Research Universites der USA erhielten. Die Symbiose zwischen Hoch-
schule und ihrem direkten wirtschaftlichen Umfeld (spin-off-Firmen, etc.)
ist regional geprägt (wie lange noch, wird sich weisen); die Beziehungen
zwischen den Industrien — sowie zwischen Industrien und universitären
Forschungsstätten — haben hingegen klar globale Dimensionen angenom-
men [30].
Voraussetzungen für eine autonomere Rolle der Hochschulen Im Rah-
men der Diskussionen zur Diversität des Hochschulwesens wurde eine
aktivere Führung der Hochschulen gefordert; auch im Rahmen der eben
gemachten Überlegungen zur wirtschaftlichen Bedeutung der Hochschulen
steht diese im Vordergrund. Diese aktivere Rolle wurde den Hochschulen in
der Schweiz in der Vergangenheit nicht zugestanden, aber neuere Tenden-
zen deuten darauf hin, dass ein Umschwung des Denkens stattfindet, der
z.T. auch in neu verabschiedeten Universitätsgesetzen seinen Niederschlag
findet [13]. Die aktivere Rolle der Hochschulen ist mit der Forderung nach
Autonomie verknüpft, wobei die Autonomie, die Hochschule innerhalb ei-
nes generellen Leistungsauftrages inhaltlich zu prägen, an eine finanzielle
Autonomie geknüpft ist.

Die Finanzierung des Hochschulwesens ist generell schwierig gewor-
den. Dies gilt zunehmend auch für das Hochschulwesen der Schweiz, das
in einem überwiegenden Ausmasse direkt von der Öffentlichkeit — von



Kantonen und Bund — getragen wird und jetzt im Begriffe steht, eine
weitere Stufe des tertiären Bildungswesens, die Fachhochschulen, aufzu-
bauen. Schwierigkeiten bereiten insbesondere die unterschiedlichen finan-
ziellen Verpflichtungen der Hochschulkantone einerseits und der Nicht-
Hochschulkantone andererseits. René Frey schlägt nun in seinem Beitrag
vor, diese Unterscheidung im wesentlichen aufzuheben und die jetzigen
Nicht-Hochschulkantone direkt in die Finanzierung — und damit aber auch
in die Führung — von Hochschulen bzw. Hochschulsystemen einzubinden.
Damit würde die jetzige Interkantonale Vereinbarung über die finanziel-
len Transferleistungen, die auch durch das von Beat Kappeler (Kapitel 6)
erwähnte voucher-System angesprochen wird, nicht aufgehoben, aber mo-
difiziert.

Die Finanzierung des schweizerischen Hochschulwesens wird auch
künftig Gegenstand der Debatten bleiben. Sie wird sich auf eine Budge-
tierung zu stützen haben, die vielleicht stärker zwischen Erstausbildung,
Weiterbildung, Forschung und Entwicklung unterscheidet, als dies heute
der Fall ist. Wichtig erscheint, dass die notwendigen Prozesse einmal in
Gang gesetzt werden — und die Indizien hierzu sind vorhanden.

Hochschulforschung und Institutional Research
Im dritten Teil der vorliegenden Sammlung von Beiträgen wird der

Frage nachgegangen, welche Rolle die Hochschulforschung (recherche sur
l’université) im Rahmen des Wandels des tertiären Bildungssektors ein-
nimmt. Die Antworten zu dieser Frage beleuchten verschiedene Facetten
eines Komplexes, den wir hier möglichst ganzheitlich ansprechen wollen.

Zum Begriff der Hochschulforschung Edo Poglia (Kapitel 10), Ulrich
Teichler (Kapitel 11), Frans van Vught (Kapitel 13) und Ursula Streckei-
sen (Kapitel 9) verstehen unter Hochschulforschung vor allem einmal For-
schung, die das Hochschulwesen selbst zum Gegenstand nimmt und die
entsprechend institutionalisiert ist, verankert an Instituten, die sich vor al-
lem dieser Aufgabe widmen. Diese Hochschulforschung wird zum einen
Teil von Sozialwissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftlern getragen,
von Soziologen, Politologen oder Ökonomen, aber auch von Erziehungswis-
senschaftlern und Pädagogen, die diese Tätigkeit mehr oder weniger haupt-
beruflich wahrnehmen und die sich in ihrer Arbeits- und Forschungsweise
an den empirischen Sozialwissenschaften orientieren. Da das Hochschul-
wesen nicht sehr transparent ist, wird im Rahmen deskriptiver Arbeiten
versucht, einzelne Aspekte zu beleuchten und wohl auch im Kontext zu
erklären. Neben dieser Ausrichtung der Hochschulforschung ist noch eine
zweite zu nennen, die eher normativ arbeitet, im Sinne etwa der Betriebs-
wissenschaften bzw. der management sciences.



Hochschulforschung als hauptberufliche Tätigkeit entsprechender Wis-
senschaftler ist aber nur das eine, das hier interessiert; daneben müssen
auch die teilberuflichen Tätigkeiten der ‘Praktiker’ angesprochen werden,
die u.U. nicht im engeren Sinne als ‘wissenschaftlich’ gelten mögen, die
jedoch gleichwohl von Bedeutung sind. Diese werden durch den Begriff
des institutional research, der im Gegensatz zum Begriff der Hochschulfor-
schung breiter auszulegen ist, besser erfasst. Entsprechend der Praxis, die
sich während der letzten Jahrzehnte vorerst in den angelsächsischen und
später auch in anderen Ländern etablierte, werden unter institutional re-
search nicht nur Forschungstätigkeiten subsumiert, die an entsprechenden
Instituten oder Lehrstühlen betrieben werden, sondern auch Tätigkeiten
analytischer oder empirischer Art, die im Rahmen der Verwaltung von
Universitäten und Hochschulen durchgeführt werden. Ein Blick in die in-
ternationale Literaur der während der letzten Jahre publizierten Arbeiten
zeigt, dass ein nicht unwesentlicher Teil der Publikationen über das Hoch-
schulwesen aus diesen Quellen stammt.

Ein dritter Aspekt der Hochschulforschung betrifft die öffentlichen Sta-
tistiken über das Hochschulwesen: Hochschulforschung in der heutigen
Zeit ist kaum denkbar ohne Basisdaten, die von regionalen, nationalen oder
internationalen Körperschaften zusammengetragen und publiziert werden.
Dieses Zahlenmaterial liefert erste Bilder, es erlaubt die Konstruktion ver-
gleichender Überblicke und bietet die Grundlage für weitergehende Ana-
lysen und empirische Studien.

Schliesslich muss auf den Bezug zur Wissenschaftsforschung hinge-
wiesen werden: Da der Wissenschaftsbetrieb mit dem Hochschulwesen
Überlappungen aufweist, die in einzelnen Ländern stärker und in ande-
ren minder ausgebildet sind, müsste auch die analoge Thematik (recherche
sur la science) einbezogen werden [9]. Allerdings macht Ulrich Teichler
darauf aufmerksam, dass diese beiden Forschungsbereiche — die Hoch-
schulforschung einerseits und die Wissenschaftsforschung andererseits —
zumindest in Deutschland, aber auch in anderen Ländern, recht disjunkt
betrieben werden. Die Ursachen hierzu mögen historische Wurzeln haben:
Hochschulforschung ist — wie im nachfolgenden Abschnitt ausgeführt wird
— ein relativ junges Gebiet, während die Wissenschaftsforschung, insbe-
sondere im Bereich der Wissenschaftsphilosophie, auf eine lange Tradition
zurückblicken kann. Dadurch haben sich zwei eher getrennte Wissenschaf-
ten herausgebildet, obwohl grundlegende Arbeiten der Wissenschaftsso-
ziologie, die den Zusammenhang zwischen wissenschaftlicher Arbeit und
strukturellen Gegebenheiten beleuchten und die so gewissermassen zum
Kern einer Hochschulforschung gehören müssten, schon vor geraumer Zeit
verfasst wurden [25, 2, 3]. Sehen wir von der Wissenschaftsphilosophie und
der Geschichte der Wissenschaft ab, so liegt das Schwergewicht der heuti-



gen Wissenschaftsforschung in der Schweiz (oder im Auftrage schweizeri-
scher Instanzen erarbeitet) im engeren Bereich der bibliometrischen Analy-
sen (Publikations- und Zitationsanalysen) [34, 44].

In der Folge wollen wir hier — vereinfachend — unter dem Begriff
Hochschulforschung all dies zusammenfassen, was angesprochen wurde:
neben der Hochschulforschung im engeren Sinne auch das institutional
research, die Bereitstellung statistischer Basisdaten sowie auch jenen Teil
der Wissenschaftsforschung, der sich organisations-soziologischen Themen
widmet.
Zur Rolle der Hochschulforschung Wenn wir nun die Frage nach der
Bedeutung dieser Hochschulforschung stellen, so wäre vorerst einmal zu
resümieren, welche Ausbreitung sie gefunden hat, bevor darauf hingewie-
sen werden kann, welche Rolle, welche Aufgaben sie übernimmt bzw.
übernehmen kann. Van Vught (Kapitel 13) und Teichler orten die Ursprünge
der institutionalisierten Hochschulforschung im Umbruch des Hochschul-
wesens selbst. Obwohl Studien zum Hochschulwesen schon Jahrzehnte
früher verfasst wurden — denken wir nur an die Arbeiten von Max We-
ber (1919) [43], Abraham Flexner (1930) [10] und Robert Maynard Hutchins
(1936) [27] — und obwohl auch diese Arbeiten in einer Stimmung des Um-
bruchs entstanden, ist die institutionalisierte Hochschulforschung in erster
Linie als eine Folge des modernen Phänomens der ‘Massenuniversität’ zu
sehen. Die Hochschulforschung in den USA formierte sich primär in den
60er Jahren, in einer Zeit, in der auch wesentliche Berufsorganisationen —
wie die Association for Institutional Research (AIR) oder die Society for Col-
lege and University Planning (SCUP) — gegründet wurden; in Deutschland
erfolgte diese Verankerung, wie Ulrich Teichler ausführt, primär in jenem
Jahrzehnt, das auf die Turbulenzen der 68er Jahre folgte; in seinem zweiten
Beitrag verweist van Vught auf die Entstehungsgeschichte der institutio-
nalisierten Hochschulforschung in den Niederlanden, die sich anfangs der
80er Jahre etablierte; und in der Schweiz ist die Hochschulforschung, wie
dem Beitrag von Edo Poglia zu entnehmen ist, noch kaum verankert.

Ulrich Teichler stellt fest, dass in vielen Ländern eine Reflexion zentra-
ler Akteure des Hochschulsystems als ausreichend angesehen wird, und er
beobachtet in der Schweiz ein “anspruchsvolles Räsonieren” über den Zu-
stand des Hochschulwesens. Trotzdem stellt sich die Frage nach der Rolle
der Hochschulforschung: Edo Poglia stellt sie rhetorisch, indem er auf das
Paradoxon hinweist, dass das Hochschulwesen und die Wissenschaft in der
Schweiz — international gesehen — zwar eine hohe Wertschätzung erfah-
ren, die Hochschulforschung, aber auch z.T. die Wissenschaftsforschung
[20], selbst jedoch kaum ausgebildet ist. Die rhetorische Frage wird in
der Folge aber beantwortet: Nur ein Teilbereich der Wissenschaften erfährt
diese Wertschätzung, das Hochschulwesen ist — wie auch Hans Beck (siehe



Kapitel 1) ausführt — vergleichsweise immer noch gut ausgebildet und
das Verlangen nach Hochschulforschung daher weniger entwickelt, aber es
wäre falsch zu glauben, das schweizerische Hochschulwesen könne keine
systematischen Erkenntnisse der Hochschulforschung nutzen, noch einen
angemessenen Beitrag hierzu leisten.

Neben der institutionalisierten Hochschulforschung im engeren Sinne
sei noch auf den weiteren Bereich des institutional research verwiesen, der,
wie schon angedeutet, auch ‘Praktiker’ einbezieht. Das Motiv dieser Ad-
ministratoren, sich am Diskurs über das Hochschulwesen zu beteiligen, ist
vielschichtig. Sicherlich hat es aber auch damit zu tun, dass die Verwal-
tung moderner Institutionen viel von ihrer Verstaubtheit verloren hat und
schliesslich wesentlich komplexer geworden ist: In einer sich wandelnden
Zeit müssen sich — wie der Titel der vorliegenden Publikation ja suggeriert
— auch die Hochschulen wandeln, und diese Anpassungsprozesse wer-
den sinnvollerweise dadurch unterstützt, dass Erfahrungen ausgetauscht
und systematisiert werden. Hochschulforschung im weiteren Sinne bedarf
nicht nur der inhaltlichen Verankerung, wie sie Institute und Lehrstühle
anzubieten haben; darüber hinaus werden Berufsorganisationen benötigt,
die im vorliegenden Rahmen insbesondere durch Ulrich Teichler angespro-
chen werden und die die benötigten Kommunikationsforen — Tagungen,
Zeitschriften, newsletters und Publikationsreihen — zur Verfügung stellen.

Berufsorganisationen leisten durch ihre Tagungen, workshops und Pu-
blikationsorgane einen wesentlichen Beitrag zur Professionalisierung jener,
die den Verwaltungen von Behörden und Hochschulen angehören. Dies
gilt um so mehr, als die meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Insti-
tutionen des Hochschulwesens, die Führungs- oder Verwaltungsfunktionen
wahrnehmen, diese Aufgaben in der Regel als ‘Milizionäre’ übernehmen,
ohne eine entsprechende Ausbildung, die sie auf ihre speziellen Tätigkeiten
vorbereitet, durchlaufen zu haben. Ihre Grundausbildung erfuhren diese
Personen in Gebieten wie Ökonomie, Biologie oder Elektrotechnik, und sie
gehen oftmals davon aus, dass Verwaltungs- und Führungsaufgaben kei-
ner speziellen Vorbildung — oder Weiterbildung — bedürfen. Ian McNay
macht in seinem Beitrag auf diesen Umstand aufmerksam und umschreibt
die Rolle, welche Zentren der Hochschulforschung — oder des higher educa-
tion management — im Rahmen ihrer Weiterbildungsangebote übernehmen
können, um die Professionalisierung von Angehörigen der Hochschulver-
waltungen voranzutreiben und zu stützen.

Fazit
In der vorliegenden Sammlung von Beiträgen zum Hochschulwesen

finden sich drei wesentliche — und generelle — Botschaften:

• Ein expandierendes Hochschulwesen muss sich diversifizieren, will es



den zunehmend vielfältigen Anforderungen, denen es genügen soll,
gerecht werden (Teil I dieser Schrift);

• im Rahmen dieser Diversifizierung — und im Rahmen der Autonomie
der Institutionen, die mit dieser Diversifizierung einhergeht — wird
das Hochschulwesen seine regionale Rolle auszuweiten haben (Teil II);

• und schliesslich erscheint es naheliegend, dass der mit der Diversifi-
zierung gekoppelte Strukturwandel des Hochschulwesens durch eine
Hochschulforschung begleitet wird (Teil III).

Diese Botschaften haben auch Gültigkeit für das Hochschulwesen der
Schweiz, das — wie andere Systeme auch — im Umbruch begriffen ist. Die-
ser Umbruch wird aber vielleicht zuwenig als das akzeptiert, was er seinem
Wesen nach ist: ein wiederkehrender und sich erneuernder Prozess, ohne
den die Qualität des Hochschulwesens nicht hochgehalten werden kann.

In der vorliegenden Schrift werden äussere Umstände eines Wan-
dels im tertiären Bildungssektor angesprochen: die wachsende Popula-
tion jener, die eine Ausbildung auf Hochschulstufe durchlaufen wollen;
die eingeschränkte Bereitschaft der öffentlichen Hand, dieses expandie-
rende Bildungssystem zu finanzieren; und die Neufassung der Beziehun-
gen, die Gesellschaft und Wirtschaft mit der Hochschule verbinden. In der
Schrift werden auch Ideen vorgebracht, wie auf diese äusseren Umstände
des Wandels reagiert werden kann: durch die Förderung eines diversifi-
zierten, autonomeren Bildungswesens; durch die Schaffung zeitgemässer
Führungsstrukturen; durch die verstärkte Hinwendung auf die Studieren-
den aller Stufen; durch die Pflege geeigneter administrativer und planeri-
scher Instrumente; und durch die Stützung eines laufenden Diskurses.

Die äusseren Umstände des Wandels sind kaum umstritten, obwohl
die Einschätzungen darüber variieren, mit welcher Geschwindigkeit hier-
zulande soziale Veränderungsprozesse ablaufen. Dagegen sind die Ant-
worten auf diese äusseren Veränderungen eher strittig. Diese reservierte
— wenn nicht gar ablehnende — Haltung ist der Sache nicht dienlich,
und es wäre ungünstig, wenn das Hochschulwesen selbst den laufenden
Änderungsprozessen allzu kritisch gegenüberstehen würde. Sicherlich ist
es so, dass das Hochschulwesen der Schweiz auf eine traditionsreiche Ver-
gangenheit zurückblicken kann und heute im internationalen Vergleich eine
relativ komfortable Position einnimmt. Diese Position darf jedoch nicht
dazu führen, dass man sich allzu selbstgefällig auf die eigenen Errungen-
schaften beruft: Zu gross ist die Gefahr, dass man sukzessive Terrain ver-
liert oder dort, wo es etwas aufzuholen gälte, den Anschluss verpasst.
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